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Vorbemerkung

Internationalität ist Teil des Wesens von Vtissenschaft.
V'Iissenschaft ist international, weil sich weder Neugier
noch Erkenntnis von historisch gegebenen oder politisch ge-
zogenen Grenzen auf Dauer einschränken lassen, weil der
Dialog der Forscher mit l,Iissenschaftlern aus aller Welt

sei es mit Hilfe publizistischer und neuerdings elektro-
nischer Medien oder in persönlichen Begegnungen geführt
wird. Dieser gleichsam konstitutive internationale Charak-
ter bewahrte Wissenschaft und Forschung freilich vor a}lem
in der ersten Hälfte des 24. Jahrunderts nicht davor, von
engcefa§ten nationalen, vor al-1em sicherheitspolitisch mo-

tivierten Interessen in ihrer freien, d.h. im doppelten
Sinne grenzüberschreitenden, Entwicklung eingeschränkt zu

werden oder umgekehrt sich in deren Dienst zu ste11en.

Am Ausgang dieses Jahrhunderts in einer Epoche, in der
die Zahl der aktiven Wissenschaftler gröBer ist als jemals
zuvor und noch zunehmen wj-rd scheinen die Hemmnisse, die
e.i-ner Inter:nationalisierung der tlissenschaftsbeziehungen
entgegenwirken, weitgehend beseitigt zu sein. Die in ihrer
Vielzahl- nahezu unüberschaubaren, oft projektbezogenen und
damit befristeten, oft auch immer wieder erneuerten und in
Kooperationsa'bkommen und supranational-en Forschungseinrich-
tungen systematisch und langfristig organisierten interna-
tionalen Wissenschaftsbeziehungen entfalteten sich im Rah-
men folgender: Prozesse:

Irn Konte;rt politischer Integrations- und Entspannungs-
prozesse: So versteht sich die Europäische Gemeinschaft
bereits heute - vor Vollendung des einheitlichen Bin-
nenmarkt"es auch als Forschungs- und Technologiege-
meinschaft und miBt den internationalen Kooperationen
in der Wissenschaft und vor allem zwischen lrlissenschaft
und Wirt,schaft eine konstitutive Bedeutung im ProzeB
der Europäischen Integration bei. Unter dem Vorzeichen
der politischen Aussöhnung begann nach dem Ende des
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Zweiten weltkrieges die Förderung der transatrantischen
wissenschaftsbeziehungen, die in den zurückl_iegenden
vier Jahrzehnten eine in vielen Ferdern enge und aus
deutscher sicht unverzichtbare Zusammenarbeit mit ame-
rikanischen Eorschungseinrichtungen und Laboratorien
wirkungsvoll- unterstützt hat. Ars aktuerle Herausforde-
rung gerten die poritischen umbrüche in den staaten des
ehemaligen ostblocks, namentr-ich in der sowjetunion, in
Pol-en, ungarn und der Tschechoslowakei. Die Reformpoli-
tik dort kann gerade durch wissenschaftl_iche Koopera-
tionen unterstützt und vorangetrieben werden. rn den
Prozessen der Europäischen rntegration bzw. der wech-
selseitigen öffnung von lrlest- und osteuropa färlt dem
vereinigten Deutschland auch wissenschafts- und for-
schungspolitisch eine besondere Verantwortung zD.

rm Kontext der Entstehung eines wel-tweiten Marktes für
forschungs- und technologieintensive produkte: Die Auf-
wendungen von international operierenden unternehmen
für Forschung und Entwickr-ung haben einen erhebrichen
umfang anlJenommen; deren position auf den vteltmärkten
hängt immer stärker von erfolgreichen rnvestitionen in
Forschung und Technologie ab. Die damit einhergehende
"verwissenschaftrichung" der industriell-en produktion
hat ihrerseits erhebl-iche Rückwirkungen auf die natio-
nalen Ausbildungssysteme und die sich international_i-
sierenden Arbeitsmärkte .

rm Kontext einer a1s ebenfall-s erdumspannend begriffe-
nen öko]ogischen Bedrohung: umweltschäden im groBen
umfang erfordern nicht nur die Zusammenarbeit mittelbar
und unmittelbar betroffener Staaten, sondern - von
diesen gefördert - vor al1em internationale For-
schungsanstrengungenr ürn voraussetzungen für eine wirk-
same Bekämpfung dieser schäden zu schaffen oder um sie
von vornherein zu vermeiden.

3.
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Im Kontext einer nicht zuletzt aufgrund der spezifi-
schen Entwicklungen j-n Forschung und Technologie zuneh-
menden Kluft zwischen den Industrienationen und den

Staaten der Dritten !'Ielt: Die steigenden Anf orderungen
an die Qualifikation von Wissenschaftlern, der wachsen-
de Umfang der Geräteausstattung und das zunehmende

AusmaB der wissenschaftspolitischen Planungs- und Ver-
waltungsaufgaben haben ein Niveau erreicht, das die
Entwicklungsländer noch weiter von einem wissenschaft-
Iich-technischen Fortschritt - der in westlichen Län-
dern einschlieBlich Japan durch immer kürzere Innova-
tionszyklen gekennzeichnet ist abzukoppel-n droht. Die
Industrieländer sind aufgrund der bereits angeführten
ökologischen Gefahren (auch in den Schwel-1en- und Ent-
wicklungsländern), der raschen Zunahme der Erdbevöl-ke-
rung sowie einer teil-s offenkundigen, teils drohenden
Entfremdung etwa zwischen west.l-ichen und islamisch
geprägten Kulturen gezwungen, die künftige Gestaltung
einer interkulturellen Verständigung und ihrer inzwi-
schen traditionsreichen Förderung der wissenschaftlich-
technologischen Zusammenarbeit zu überdenken.

Das Wissenschaftssystem der Bundesrepublik Deutschl-and
zeichnet sich bereits heute durch eine hohe internationale
Verflechtung aus. Die Kooperationen mit auswärtigen Wissen-
schaftlern - diese umschliepen den Aufenthalt deutscher
Wissenschaftier im Ausland bzw. ausländischer Forscher in
deutschen Einrichtungen, internationale Kongresse, Zusam-

rnenarbeit in international-en Forschungseinrichtungen etc.
entsprechen einem genuinen Interesse der Beteiligten und
werden seit langem von Hochschulen und auperuniversitären
Forschungseinrichtungen, von staatlichen, öffentlichen und
privaten Förderungsinstitutionen bzw. Stiftungen unter-
stützt. Auch die Förderung des Studentenaustauschs (sowohl
im Rahmen des Auslands- als auch des Ausl-änderstudiums) und
des wissensci"taftlichen Nachwuchses gehört zu den erklärten
Zielen der derutschen Wissenschaftsförderung. Allgemein
besteht hinsichtlich des grundsätzl-ichen Ziel-s, den er-
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reichten Stand der internationalen Zusammenarbeit nicht nur
beizubehalten, sondern weiter auszubauen, ein öffentlicher
Konsens in der Bundesrepublik Deutschland.

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat den
Wissenschaftsrat gebeten, sich mit den internationafen
V'Iissenschaftsbeziehungen der Bundesrepublik Deutschland zi
befassen und dabei den Schwerpunkt auf die Themen Auslands-
studium, Ausländerstudium und Hochschulkooperation ztJ Ie-
gen. Der Wissenschaftsrat hat sich jedoch bei seinen Bera-
tungen zum Arbeitsprogramm darauf verständigt, neben den
bildungspolitischen auch die forschungspolit.ischen Aspekte
angemessen zu berücksichtigen.

Die vorliegenden Empfehlungen des Vtissenschaftsrates sol-1en
der Intensivierung der internationalen Beziehungen der
deutschen Wissenschaft dienen. Sie legen das Schwergewicht
auf Vorschläge z! strukturellen Reformen, Weiterentwicklun-
gen oder Neuansätzen in den Bereichen Lehre und Studium,
Hochschulkooperation, wissenschaftliches Personal und For-
schung, und sie berücksichtigen dabei insbesondere die
Herausforderungen, die sich in diesen Bereichen im Zuge der
europäischen Integration und der europäischen Zusammenar-

beit sowie in der Kooperation mit Entwicklungsländern er-
geben. Als auf die Zukunft bezogene Empfehlungen richten
sie sich an alle einschlägigen wissenschaftlichen Einrich-
tungen bzw. ihre Träger und Förderer in der Bundesrepublik
Deutschland. Die grundlegenden Empfehlungen gelten mithin
auch für die neuen Länder. fn der Darstellung von "An1ap
und Gegenstand" (Tei1 A) bleiben die internationalen Wis-
senschaftsbeziehungen der Hochschulen und auBeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen in den neuen Ländern noch unbe-
rücksichtigt, weil sich diese in einem grundlegenden Proze$
der Umstrukturierung befinden und bestenfal-Is partielle
Momentaufnahmen ermöglicht hätten.

Bei den Beratungen, die sich insbesondere auf die Verände-
rungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft konzentrier-
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ten, stellte sich heraus, daß wichtige Bereiche der inter-
nationalen wissenschaftsbeziehungen der Bundesrepublik
Deutschland vor neuen Aufgaben oder umbrüchen stehen, die
in den vorriegenden Empfehlungen im einzelnen nicht mehr
berücksichtigt werden konnten. Der ltissenschaftsrat behält
sich deshalb vor, zur wissenschaftlichen Zusammenarbeit mit
den osteuropäischen staaten (unter Berücksichtigung ihrer
speziellen verbindungen zu ost- und westdeutschen wissen-
schaftlichen Einrichtungen) gesonderte Empfehlungen vorzu-
regen. Darüber hinaus erscheint es notwendig, die deutsch-
amerikanischen ltissenschaftsbeziehungen konzeptionell und
organisatorisch weiterzuentwickeln .

Die vorliegenden Empfehlungen befassen sich ferner nicht
mit den Auslandsinstituten und der institutionellen For-
schungsförderung im internationalen Kontext. Auperdem blei-
ben die wissenschaftspolitischen rmptikationen der Kurtur-
politik im weiteren Sinne ausgeblendet.

Der wissenschaftsrat hat zur vorbereitung seiner Empfehrun-
gen im Januar 1989 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, der auch
sachverständige angehören, die nicht Mitglieder des l{issen-
schaftsrates sind. rhnen ist der lrlissenschaftsrat zu beson-
derem Dank verpflichtet. Die Arbeitsgruppe hat in ihren
sitzungen seit Juni 1989 mit vertretern der deutschen !{is-
senschaftsorganisationen, der Generaldirektionen v und Xrr
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, der Europe-
an science Foundation, deutscher stiftungen der vtissen-
schaftsförderung, des Europäischen Laboratoriums für More-
kularbiologie sowie des Niederländischen ?tissenschaftsrates
Erfahrungenr Fragen, probleme und Zukunftsperspektiven der
internationalen zusammenarbeit erörtert und die Empfehlun-
gen vorbereitet.

Der Wissenschaftsrat hat diese
verabschiedet.

Empfehlungen am 15. Mai L99Z
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A. AnlaB und Gegenstand

A.I Neue Herausforderungen für die internationale Zusam-
menarbeit in Wissenschaft und Forschung

rn einer Epoche, die durch anhartende wissenschaftl-ich-
technologische rnnovationen mit bedeutenden Auswirkungen
auf Vtirtschaft und A1ltagswe1t, durch politische umbrüche
und teils grenzüberschreitende, teils globare ökologische
Belastungen und Gefahren gekennzeichnet ist, eröffnen sich
neue Herausforderungen für die internationare Zusammenar-
beit in wissenschaft, Forschung und Technologie. sie er-
strecken sich in besonderer v'ieise auf a ) vorhandene oder zv
erweiternde Kooperationsbeziehungen zwischen den rndustrie-
Iändern, b) die Überwindung der politischen Gegensätze
zwischen ost und lVest, und c) auf die zusammenarbeit mit
den Entwicklungs l-ändern .

a) Die wissenschaftliche Zusammenarbeit der rndustrielän-
der, speziell der führenden westrichen Nationen, hat in der
zweiten Häl-f te des 20. Jahrhunderts in viel-en Disziplinen
und in allen Bereichen der Forschung sowohl in der Grund-
lagenforschung als auch in der anwendungsbezogenen For-
schung und Entwicklung einen groBen Aufsihwung erfahren.
Der Nutzen einer internationalen zusammenarbeit von Angehö-
rigen ähnlich weit entwickelter und strukturell hinreichend
homogener wissenschaftssysteme besteht prinzipierl in den
wechselseitigen Anregungen in Forschung und Lehre und in
der Möglichkeit, solche Projekte gemeinsam durchzuführen,
welche die materiellen und personellen Ressourcen eines
Staates überfordern.

Historisch betrachtet hat sich insbesondere die poritisch
geförderte, aber vor allem von freien wissenschaftlichen
Interessen geleitete Kooperation mit lrlissenschaftseinrich-
tungen in den Vereinigten Staaten a1s auBerordentlich be-
deutsam für die Entwickrung von I{issenschaft und Forschung
in der BundesrepubJ-ik Deutschland erwiesen. Zahl-reiche
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Vtissenschaftler, Studenten und insbesondere der wissen-
schaftliche Nachwuchs haben nach L945 in erheblichem MaBe

von Forschungs- und Studienaufenthal-ten in den Vereinigten
Staaten nicht nur persönlich profitieren, sondern nach
ihrer Rückkehr aufgrund ihrer Erfahrungen der deutschen
Wissenschaft auch wesentliche Impulse geben können.

Aus verschiedenen Gründen, unter denen die räumliche Ent-
fernung eine wesentl-iche Rol-le spielte, sind die transat-
lantischen Kontakte zwar allgemein kontinuierlicher a1s
andere internationale Kontakte, vielfach aber individueller
Natur ge\^resen. Daneben ist es gelungen, mit Hilfe von bila-
teralen Vereinbarungen eine Reihe von Schwerpunktprogrammen
und Schwerpunktprojekten einzurichten (u.a. in den Berei-
chen V,Ieltraumforschung und lrleltraumtechnik, Luftfahrt-
technik, Kernenergie). Formen der zeitlich befristeten und
projektbezogenen bzw. zweckbestimmten Zusammenarbeit von
Individuen prägen aber auch einen wesentlichen Teil- der
Kooperationen der Wissenschaftler aus den europäischen
Industrieländern. Ebenso bemerkenswert si-nd die vornehmlich
von europäischen Staaten geschaffenen und gemeinsam betrie-
benen Forschungseinrichtungen, denen in der Regel wissen-
schaftlich-apparative und/oder förderungspolitische Notwen-
digkeiten zugrundeliegena>. Zu nennen sind etwa:

ESA (= Europäische Weltraumorganisation, Pari-s)
CERN (= Europäisches Zentrum für Kernforschung, Genf),
ESO (= Europäische Organisation für Astronomische For-
schung in der Südlichen Hemisphäre, Garching)
EMBL (Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie,
Heidelberg )

ILL (= Institut Max von Laue Paul Langevin, Grenoble)
ESRF (= Europäische Synchrotronstrahlungsanläg€, Grenoble)
EHI (= Europäisches Hochschulinstitut, Florenz) .

r ) Vg1. dazu im einzelnen die folgenden Kapitel in Teil- A.
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Die Zusammenarbeit der europäischen rndustrienationen mit
Japan steckt noch weitgehend in den Anfängen. Das auf rni-
tiative der japanischen Regj-erung im Herbst 1989 ins Leben
gerufene HUMAN FRONTTER scrENcE-programm sorr künftig der
Förderung der Grundragenforschung in der Morekul-arbiologie
und der Neurobiologie dienen. Bereits seit L979 fördert die
Japan society for the promotion of science (JSps) jährrich
bis zu achtzehn Forschungsstipendiat.en aus Hochschulen der
Bundesrepublik Deutschland. Die science and Technology
Agency (sTA) stellt zudem jährlich für bis ztr 15 deutsche
wissenschaftler aus auperuniversitären Forschungseinrich-
tungen Stipendien zur Verfügung (seit 1986).

b) Die in der Folge der Entspannungspolitik der 70er Jahre
mit osLeuropäischen staaten abgeschlossenen vereinbarungen
über wissenschaftliche Kooperationen haben im Rahmen der
FördermaBnahmen der Deutschen Forschungsgemeinschaft, des
Deutschen Akademischen Austauschdienstes und der Alexander
von Humbol-dt-stiftung einen bis zum Ausgang der 8Oer Jahre
ansteigenden Austausch von vtissenschaftlern bewirkt. Die
Kooperation der Bundesrepublik Deutschrand mit osteuro-
päischen staaten wurde auperdem mit der unterzeichnung von
Kurturabkommena> und von Abkommen über wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit2) auf eine breitere Grundrage
geste11t.

Diese im Rückbrick - eher bescheidene und auf stetigkeit
bedachte, oft belastete und behinderte Entwicklung scheint
nunmehr durch den tiefgreifenden !'Iandel im ost/IrIest-ver-
hältnis von neuen wissenschaftspolitischen Beziehungen

Mit Rumänien und der UdSSR bereits L973, mit Bulgarien
(L975), Polen (L976), Ungarn (L977) und der Tschecho-
slowakei (l-978 ) .

2) Mit der UdSSR ( 1986 ) , Ungarn ( l-987 ), Bulgarien ( L988 ),Polen ( 1989 ), der CSFR ( 1990 ) und schon vorher mit
Rumänien (1973).

r-)
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zwischen den west- und osteuropäischen Staaten abgelöst
werden zu können. Es ist der V'Iunsch sowohl der Bundesregie-
rung a1s auch der osteuropäischen Staaten, an verschüttete
und unterbrochene Traditionen der wissenschaftlichen Zusam-

menarbeit mit neuen partnerschaftlichen Kooperationsbezie-
hungen anzuknüpfen. Die groBen Erwartungen der osteuro-
päischen Wissenschaftler und Studenten gegenüber ihren
deutschen Kollegen und Kommilitonen erfordern in Umfang und

Qualität der wissenschaftspolitischen FörderungsmaBnahmen
freilich konzeptionell neue Orientierungen.

Grundlagen einer künftigen Zusammenarbeit bilden in erster
Linie das Wissenschaftssystem der Bundesrepublik Deutsch-
land mit seinen modernen Infrastrukturen und diejenigen
förderlichen Voraussetzungen, über die die Wissenschaftler
und Studenten aus dem Gebiet der früheren DDR verfügen.
Diese besitzen gute Verbindungen zu den osteuropäischen
Staaten - Kontakte und Kenntnisse, die auch nach einer
Neustrukturierung der Hochschufen und der auBeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen im östlichen Teil Deutschlands
für eine internationale Zusammenarbeit fruchtbar gemacht
und ausgebaut werden sollten. Eine von der Bundesrepublik
Deutschland mitgetragene, in ihrer Orientierung europäische
"lrlissenschaftshilfe"l ) steht vor der doppelten Aufgabe,
Wissenschaftlern und Studenten aus Osteuropa Gastaufenthal-
te an westeuropäischen Hochschulen und auBeruniversitären
Forschungseinrichtungen zu ermögl-ichen sowie die Arbeitsbe-
dingungen in deren Heimatländern mit Hil-fe von modernen
Hilfs- und Arbeitsmitteln zu verbessern.

1) Lepenies, Wolf: Aktuelle Probleme der europäischen
Wissenskultur und Wissenschaftspolitik. Stuttgart 1989
(Robert Bosch Stiftung), S. 13.
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c) Die wissenschaftlich-technische
desrepublik Deutschland mit Ländern
auf zwej- Schwerpunkten, nämlich

Zusammenarbeit der Bun-
der Dritten WeIt beruht

- entwicklungspolitischen und wissenschaftsporitischen
MaBnahmen des Bundesministeriums für Forschung und Tech_
norogie (BMFT) im Rahmen der Förderung der wissenschaft-
l-ich-technischen Zusammenarbeit, des Bundesministeriums
für Bildung und V*Iissenschaft (BMBW) und des Auswärtigen
Amtes (Austauschprogramme für wissenschaftler und studen_
ten), des Bundesministeriums für wirtschaftriche zusam-
menarbeit (Brvlz) sowie der öffentlichen und privaten Ein_
richtungen der Forschungsförderun9, die wissenschaftriche
Einrichtungen und projekte vor ort personerl und mate-
riel-1 unterstützen;

- der Ausbildung von studenten aus Entwicklungsländern an
deutschen Hochschulen.

Die schwellen- und Entwicklungsländer haben an der "Gl_oba-
lisierung" der vti-ssenschafts- und Technorogieentwicklung
nur in geringem MaBe teir. Eine zwischen den rndustri-estaa-
ten und den staaten der Dritten vtelt sich zunehmend vertie_
fende Kluft wird nicht nur d.urch die Entwickrung der moder-
nen !,Iissenschaft (hohe FuE-Aufwendungen, interdisziplinäre
Forschung, wissenschaftsintensive Technologien) und der ihr
in ihren hohen standards korrespondierenden Lebenswel_t
(soziale sicherung, Einkommensniveau, Anforderungen und
Gestaltung des Arbeitsmarktes) geprägt, sondern auch durch
eine fortschreitende kulturelle Entfremdung verursacht. Der
wissenschaftriche Beirat beim Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit sterl_t in seinen "Empfehlungen
zum studium von studierenden aus Entwicklungsländern in der
Bundesrepublik Deutschl-and." fest, daß in "einer Reihe von
Entwickl-ungsregionen (... ) in den vergangenen Jahrzehnten
unübersehbare kul-turel-le vorbehalte gegenüber einer west-
lich geprägten lrleltzivilisation ge\,rachsen (sind). so versu-
chen u.a. religiöse Bewegungen in der isl-amischen ltelt, die
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von den r^restlich erzogenen Eliten der 50er und 60er Jahre
getragenen Modernisierungsprozesse partiell rückgängig z1r

machen. "1) Angesichts derartiger Entwicklungen müssen auch

in Wissenschaft und Forschung Fachgrenzen überschreitende
Studien- und Gesprächsangebote gemacht werden, die "die
Fähigkeit zum Dialog"'), den Mut zu pluralistischen Kul-
turen und Ordnungen auf seiten der Industrienationen unter
Beweis stellen bzw. dj-esen bei den Kooperationspartnern
wecken und fördern. Somit steht etwa das Ausländerstudium
in der Bundesrepublik Deutschland nicht nur vor erheblichen
organisatorisch-administrativen Problemen (Erhöhung der
Studentenzahl-en, bessere Unterbringung und Betreuung, Ein-
richtung adäquater Curricul-a und Studiengänge), sondern
auch vor der Aufgabe, die Ziele und Mittel der Kooperation
mit Entwicklungsländern - und hier ist das Ausländerstudium
ein langfristig besonders wirksames Instrument zu

überdenken. 3 )

r-) Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für
wirtschaftl-iche Zusammenarbeit (BMZ): Empfehlungen zum
Studium von Studierenden aus Entwicklungsländern in der
Bundesrepublik Deutschland. Bonn 1987, S. 3.

Ebd.

Vg1. auch Wissenschaftsrat: Stellungnahme zum Studien-
angebot für Studenten aus Entwickl-ungs1ändern. In:
ders. : Empfehlungen und Stellungnahmen 1985. Kö1n 1986,
s. 51,-62.

2)

3)
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A. f I. Stand und Perspektiven europäischer Irtissenschaf tspo-
Iirik

rr.1 Die europäische orientierung nationaler v'Iissen-
schaftssysteme

Die zukunft Europas wird in den kommenden Jahren u.a. von
zwei auch wissenschaftspolitisch bedeutsamen Entwicklungen
geprägt sein. Neben dem langfristig vorbereiteten weg der
zwöIf Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in den
Binnenmarkt nach l99z (im Kontext der "Europäischen rnte_
gration" ) strebt die Mehrheit der west- und osteuropäischen
staaten, freilich mit unterschiedlichen historischen und
wirtschaftlichen voraussetzungen und rnteressen, eine ge-
samteuropäische verbindung anr än der die osteuropäischen
staaten mit ihren jungen Demokratien gleichberechtigt teir-
haben sollen ("Gemeinsames Haus Europa', bzw. ',rdee Euro-
pa" ). Beide politischen prozesse schliepen sich nicht ausi
sie können einander ergänzen, wenn vor all-em die Euro-
päische Gemeinschaft und ihre Mitgriedstaaten zu einer
weitgehenden poritischen und damit auch wissenschaftspoli-
tischen Öffnung bereit sind.

Eine europäische zusammenarbeit in hlissenschaft und For-
schung ist prinzipiell also unabhängig davon, ob ein
räumlich begrenzter oder gesamteuropäischer Bezugsrahmen
gewähIt wird - mit einer Reihe von sowohl administrativ
notwendigen als auch programmatisch erforderlichen,
zumindest aber erstrebenswerten veränderungen verbundena ) .

1) Vgl. zum folgenden auch Cerych,
tion and Europe after L9g2:-the
Journal of Education. Research,
cies. VoI. 24, Nr. 4, 1999, S.

Ladislav: Higher Educa-
Framework. In: European
Development and poli-

32L-332.
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a) Zu den zumindest mittelfristig sicherzustellenden Vor-
aussetzungen einer multil-ateralen Zusammenarbeit in Wissen-
schaft und Forschung zähl-en IvlaBnahmen, die etwa im Bereich
Lehre und Studium Auslandsaufenthalte erleichtern, wenn

nicht überhaupt erst ermöglichen (Regelungen von Zugangsbe-
rechtigungen, Studiengebühren). In engem Zusammenhang damit
stehen die Anerkennung von Studienleistungen sowie ein
Ivlinimum an curricularen Reformen, die einer Internationali-
sierung der Studien Rechnung tragen (Vor- und Nachbereitung
des Ausl-andsaufenthaltes ) , ohne dabei substantielle Ein-
griffe in gewachsene Strukturen der jeweiligen Fächer vor-
zunehmen.

b) Eine europäische Zusammenarbeit schlägt sich naturgemäB
in einer Intensivierung der bi- und multilateralen Bezie-
hungen nationaler l,lissenschaftssysteme nieder; es handelt
sich um Veränderungen, über die in den beteiligten Staaten
Konsens erzielt werden muß. Die Internationalisierung er-
streckt sich u.a. auf

eine mittel- und langfristige Planung und Durchführung
gemeinsamer F orschungspro jekte ;

die Förderung der Mobilität von lrlissenschaftlern (For-
schern und Lehrenden), Nachwuchswissenschaftlern und
Studenten;

Kooperationen zwischen öffentlichen/universitären For-
schungseinrichtungen und solchen der Industrie auf euro-
päischer Ebene;

- die Einrichtung von speziellen, auf den Auslandsaufent-
halt vorbereitenden Spracherwerbsprografirmen.

Die Einführung des europäischen Binnenmarktes wird auf
weite gesellschaftliche Teilbereiche und vor aLlem in wirt-
schaftlicher Hinsicht erhebliche Auswirkungen haben. Dies
ist trotz der Forschungs- und Technologiepolitik der Euro-
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päischen Gemeinschaft in wissenschaftspolitischer Hinsicht
in erkennbar geringerem MaBe der Farr. Eine genauere Be-
trachtung zeigt, daB das Europa der Zwölf nach Lgg2 einen
politischen Rahmen für mögriche veränderungen im Raum von
wissenschaft und Forschung schafft, über deren sinn und
rmplementierung die betroffenen rnstitutionen in zukunft
noch befinden und Einigung erzielen müssen. Es wird somit
für die europäischen staaten ein wissenschaftspolitischer
Handlungsspielraum eröffnet, in dem diese die Europäische
rntegration als chance zur Modernj-sierung und zur weiter-
entwicklung der wissenschafts- und forschungspolitischen
Rahmenbedingungen auf nationaler und internationaler Ebene
nutzen können. Diese prinzipielle chance bietet sich arler-
dings nicht nur im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft,
sondern auch innerhalb einer gesamteuropäischen Annäherung.

c) Für beide Prozesse ergibt sich darum eine dritte per-
spektive auf künftig mögliche veränderungen der nationaren
wissenschaftssysteme im Zuge einer rnternationarisierung
der !'Iissenschaftsbeziehungen in Europa . zu den mögrj-chen
Bereichen des Wandels zählen

- die Förderung der europäischen Bildung sowie einer inter-
kurturellen verständigung, denn selbst unter Angehörigen
kurturell und zivilisatorisch verwandter Gesellschaften
erweist es sich heute noch als notwendig, die Bereit-
schaft zum verständnis "national-er" Besonderheiten und
Eigenarten zu wecken und zv fördern;

tiefgreifende curriculare veränderungen in manchen stu-
dienfächern im zuge ihrer "Europäisierung" (nicht alrein,
aber wesentlich angeregt durch den internationalen Ar-
beitsmarkt ) ;

- die Organisation der Lehre und des Erwerbs von Fremdspra-
chen im Hochschulbereich. Mittel-- und langfristig kann es
nicht al-l-ein darum gehen, die Fremdsprachenkenntnis der-
jenigen Studenten zu vertiefen, die einen Studienaufent-
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halt im Ausland wahrnehmen wollen (eine vielerorts ange-
strebte, freilich noch nicht erreichte Zielzahl liegt
gegenwärtig bei L0 t eines Studienjahres), sondern auch
jener Studenten (derzeit etwa 93 8), die ein Studium ohne
Auslandsaufenthalt absolvieren und sich dennoch in ihren
Fächern bzw. in ihrem Beruf a1s zwei- oder dreisprachig
ausweisen müssen. Es handelt sich hier freilich um eine
allgemeine Aufgabe der Intensivierung des Fremdspra-
chenerwerbs, der nicht nur im sekundären, sondern auch im
primären Ausbildungsabschnitt der Schulen forciert werden
sollte;

- die intensivierte Förderung der europäischen Grundlagen-
forschung, primär in solchen Wissenschaftsbereichen, in
denen aufgrund der erforderlichen wissenschafttichen
Methoden, verfahren und Fragestellungen eine Zusammenar-
beit in Europa einer ausschrieBlich nationalen Förderung
vorzuziehen ist.

während für eine gesamteuropäische Zusammenarbeit die in a)
bis c) genannten voraussetzungen und chancen in Zukunft
erst geschaffen werden müssenr urn die Beziehungen zwischen
west- und osteuropäischen wissenschaftssystemen z\ intensi-
vieren, sind sie - mit wichtigen, vor allem unter c) subsu-
mierten Ausnahmen - bereits zu Grundlagen des "kleineuro-
päischen" rntegrationsprozesses in wissenschaft und For-
schung geworden.

II.2 Europäische Forschungs- und Technologieförderung im
internationalen Wettbewerb

Die europäische rntegration in ltissenschaft und Forschung
und die EG-übergreifende, multilaterale Zusammenarbeit
vornehmlich westeuropäischer rndustrieländer (EUREKA) voll-
ziehen sich unter den Bedingungen eines offenen forschungs-
und technologieporitischen wettbewerbs vor arlem mit den
vereinigten staaten und Japan, die arrerdings nicht mehr
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nur als hrirtschaftliche Konkurrenten, sondern in Einzer-be_reichen zunehmend auch als Kooperationspartner betrachtetwerden. hlohrstand, ltirtschaftswachstum und internationar-e
wettbewerbsfähigkeit fortgeschrittener rndustriegesell_
schaften sind in wachsendem Mape von ihrer rnnovationsfä_
higkeit im Forschungs- und Technorogiebereich abhängig. rmvergleich mit der wissenschaftlichen und wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit der Hochtechnologiestaaten usA und Japansind die Europäische Gemeinschaft bzw. die staaten west_
europas in i-hrer Gesamtheit unbeschadet arler Niveau_unterschiede zwischen ihnen zu Beginn der 90er Jahre ineinigen Bereichen zurückgefallen. Die Mitgliedstaaten derEuropäischen Gemeinschaft betrachten es mit sorge, daB dievereinigten staaten und Japan in vielen der als ,,-zu-
kunftsträchtig' geltenden technologischen sektoren,,a)
führende positionen einnehmen.

vor dem Hintergrund sol-cher technologie- und wirtschafts-politischer Entwickrungen sind vornehmr_ich von den staatenin westeuropa rnitiativen entfaltet wordenr ür* den genann-ten Tendenzen entgegenzuwirken . zu nennen sind z.B. dieForschungs- und Technologiepolitik der Europäischen Gemein_schaft mit ihren vierfältigen programmen und die multir-ate_rale zusammenarbeit im Rahmen von EUREKA. Bei al]en for_schungsporitischen und administrativen unterschieden beiderrnitiativen bzw. programme ist ihnen gleichwohl gemeinsam,
daF die Förderung der Grundlagenforschung nur eine margina_le Rolle spielt.

1-) Amt für amtliche veröffentlichungen der EuropäischenGemeinschaften: Die politik 
""i ä"* Gebiet der For-schung und der technologischen e.,i;i"r.ru!g. Luxemburg1988, S. 10 ff. Es ist.offenkundig, daß die StaarenI{esteuropas wegen ihres_ jeweirs 

"t"ir. dif ferierendenwi s sens cha f t 1 iäh-technol6gi s 
-hä" -;;ä 

wirrs cha f r I ichenEntwicklungsstandes nicht-p.ouiä*iä" i",,ad.dierterForm" mit den vereinigten staaten oder mit Japan ver-glichen werden können] Dennoch stelien diese staatenfeste BezugsgröBen in der Begründung für aie lrotwendig-keit der schäffung eines europäischen Binnenmarktesdar. vgr. hierzu äuch dass.: öie cemeinschaft Lggz. EinMarkt mit neuen Dimensionen. Luxemburg 1ggg. s. 11.
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Im Unterschied zur Forschungs- und Technologieförderung der

Europäischen Gemeinschaft verzichtet die l-985 ins Leben

gerufene EUREKA-Initiative auf eine vorgängige Definition
von Rahmen- und Einzelprojektena > . Bi- und multilaterale
Projekte \^rerden von den beteiligten Kooperationspartnern
(Unternehmen, Forschungsinstitute) selbst konzipiert. Auch

die finanzielle Unterstützung verdankt sich nicht einer
supranationalen Einrichtung bzw. einem zentralen Projekt-
budget; sie muB vielmehr bei Förderungseinrichtungen der

Heimatländer beantragt werden, sofern die Industriepartner
nicht selbst die ihnen entstehenden Kosten tragen. EUREKA

ste1lt mithin einen zldischenstaatlichen Rahmen für europä-

ische Projekte der anwendungsbezo§Jenen Forschung und Ent-
wicklung dar. Diese Initiative sol-l der schaffung einer
europäischen Technol-ogiegemeinschaft dienen und die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit der in ihr zusammengeschlos-

senen europäischen Staaten im Hochtechnologiebereich stei-
gern.

Insgesamt wurden erhebliche tvlitteL eingeworben bzw. z:ur

Verfügung gestellt: bis "Mitte 1990 sind 388 EUREKA-Projek-

te mit einem Finanzvol-umen von rund 16 Milliarden DM und

mit rund 2.0c0 beteiligten unternehmen und Forschungs-
einrichtungen vereinbart \nrorden. (... ) Die Projekte mit
deutscher Beteiligung umfassen insgesamt ein Finanzvolumen

von rund 5rB Milliarden DM."z)

Die Europäi-sche Gemeinschaft hat sich zum ZieL gesetzt,
ihre wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit mit Hil-fe der
Forschungs- und Technologiepolitik wiederzugewinnen bzw. in
einigen Schlüsselbereichen erstmals zu erlangen (vgI. Über-

1) Mitgtieder sind: Belgien, Bundesrepublik Deutschland,
Dänämark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Gropbri-
tannien, Irland, Is}and, Italien, Luxemburg, Niederl-an-
de, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz,
Spanien, iürkei, Kommission der Europäischen Gemein-
schaften.

Der Bundesminister für Forschung und Technologie: Deut-
sche Beiträge für EUREKA. Bonn 1990. S. 9.

2)
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sicht 1 ) . Freirich erschöpfen sich die forschungspoliti-
schen Ziersetzungen der Gemeinschaft nicht in einer orien-
tierung an einem ausschrieBlich ökonomischen Nutzen von
Forschungsleistungen. Angesichts der globaren ökologischen
Herausforderung wurden zahrrei-che projekte initj_iert, die
dazu dienen soIlen, die Grundragen und die euarität des
Lebens zu bewahren bzw. wiederherzustelren (vor allem in
den Bereichen umwelt, Gesundheit und nukleare sicher-
heit)1>. Zudem fördert die Europäische Gemeinschaft die
Mobil-ität von europäischen wissenschaftrern etr^ra im
scrENcE-Programm in nennenswertem MaBe (167 Mio. ECu in
fünf Jahren), das durch das programm "Humankapital und
Mobirität" mit einem Mittelvolumen von rund einer halben
Milliarde ECU für vier Jahre abgelöst werden sol1.

Die forschungs- und förderungspolitischen MaBnahmen der
Gemeinschaft orientieren sich vor aIlem an zwei prinzipien:

Prinzip der subsidiarität: Die Gemeinschaft sorl- sol-che
Forschungs- und Technologievorhaben fördern, die jeweirs
auf national-er oder privater Ebene nicht durchführbar
sind und erst durch grenzüberschreitende Kooperationen
einen "echten Mehrwert" ir1 Aussicht stellen. rn den Rah-
menprogrammen 1987-1991 und 1990-1994 wird die For-
schungsförderung der Europäischen Gemeinschaft ausdrück-
lich auf das subsidiaritätsprinzip festgelegt: "Gemein-
schaftsaktionen lassen sich in den Färlen rechtfertigen,

Allerdings dienten nahezu zwei Dritter der projekte des
Rahmenprogramms l-987-L991 einer "unmittelbare(n) indu-
strielle(n) Zweckbestimmung. Das Rahmenprogramm 19BZ-
1991 konzentriert einen beträchtlichen Anteil seiner
Mittel auf die 'diffundierenden' Technologien (rnforma-
tionstechnologien, Werkstoffe, Biotechnologien usw. ),die rasch in das Geflecht der produktionsindustrien
eindringen \arerden" (Amt für amtliche Veröffentlichun-
gen: Die Pol-itik, a.a.O., S. 65).

1)
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in denen sie im Vergleich zu nationalen und anderen
internationalen Tätigkeiten (... ) hinsichtlich der
Effizienz und Finanzierung oder aus wissenschaftlicher
und technischer Sicht kurz-, mittel- oder langfristig
Vorteile (gröBeren Nutzen) aufzuweisen haben.

Zur Rechtfertigung gemeinschaftlicher Aktionen dienen
insbesondere die nachstehenden Kriterien:

o sehr grop angelegte Forschungen, für die die einzelnen
Mitgliedstaaten nicht oder nur mit Mühe die notwendigen
Mittel- und das erforderliche Personal bereitstellen
könnten;

o Forschungen, deren gemeinsame Durchführung sel_bst
nach Berücksichtigung der bei jeglicher internationarer
Zusammenarbeit anfallenden Sonderkosten - klare finan-
zielle Vorteile bieten würde;

o Forschungen, die es aufgrund der ergänzenden Funktion
der einzelstaatlichen Arbeiten (... ) ermög1ichen, daß
in der Gemeinschaft als Ganzes wesentliche Ergebnisse
bei Problemen erzielt werden, für deren Lösung For-
schungen in einem gröBeren insbesondere geographi-
schen - Rahmen erforderlich sind;

o Forschungen, die zur Vollendung des Binnenmarktes und
zur vereinheitrichung des wissenschaftlich-technischen
Bereichs in Europa beitragen und die - \rro es notwendig
erscheint zur Erstellung einheitlicher Normen und
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Mapstäbe führen. "1)

Prinzip der Kohäsion: Es so1l dem Ausgl-eich von Un-
terschieden, u.a. im wissenschaftl-ichen Niveau inner-
halb der Gemeinschaft, dienen. Mapnahmen der For-
schungs- und Technologiepolitik der Gemeinschaft sollen
also die harmonische Entwicklung der Gemeinschaft ins-
gesamt und die Stärkung ihres wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalts bewirken.

1) BeschluB des Rates vom 28. September L987 über das
gemeinschaftliche Rahmenprogranm im Bereich der For-
schung und technologischen Entwicklung (1987-1991) und
BeschluB des Rates vom 23. April l-990 über das gemein-
schaftliche Rahmenprogramm im Bereich der Forschung und
technologischen Entwicklung (L990-l-994 ) ( jeweils Anhang
III: Auswahlkriterien) .
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übersicht l-

Schwerpunkte des Rahmenprogramms für Forschung und Entr^ricklung
L990 - 1994

2.

Schwerpunkre

I. Grundlegende Technologien

l-. Informations- und Kommunikations-
technologien
- Inf ormations technologien
- Kommunikations technologien
- Entwicklung von Telematiksystemen in

Bereichen von allgemeinem Interesse

Industrielle und Werkstofftechnologien

- Industrielle und l{erkstofftechnolo-
gien

- Messen und Prtifungen

Nutzung der natirrlichen Ressourcen

Umwelt
- Umwelt
- Meereswissenschaften und -technolo-

g]-en

4. Biowissenschaften und -technologien -
Biotechnologie
- Agrar- und agrarwirtschaftliche For-

schung (einschlieBlich Fischerei)
- Biomedizinische Forschung und Gesund-

heit
- Biowissenschaften und -technologien

für die Entwicklungsländer

5. Energie
- Nichtnukleare Energie
- Sicherheit der Kernspaltung
- Kontrollierte Kernfusion

III. Nutzung der geistigen Ressourcen

6. Mensch und Mobilität
Insgesamt

') EinschlieBlich 57 I'Iio ECU für zentralisierte
Verwertung der Ergebnisse sowie 550 Mio. ECU für
ste11e.

QueIle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften.

MaBnahmen zur Verbreitung und
die Gemeinsame Forschungs-

5.7004 )

Anteil am
Gesamtbudget

inZ

38, g

15,6

9r1

13,0

14,3

9rL

100,0

II.
J.

Anteile
in Mio.

ECU



23

Das Budget für hlissenschaft und Forschung der Europäischen
Gemeinschaft ist zwar troLz steigender Tendenz immer noch
erhebrich geringer aIs etwa die entsprechenden deutschen
Haushalte. Dennoch geht von den zentraren EG-projekten eine
forschungspolitisch und prograflrmatisch stimulierende
wirkung auf all-e EG-Mitgliedstaaten aus. Bedeutung und
Auswirkung der Forschungspolitik der Gemeinschaft lassen
sich gegenwärtig in folgender weise kennzeichnen:

Die mit dem 1. Rahmenprogramm (1994-1997) systematisch
aufgenommene und seither kontinuierlich ausgeweitete
FuT-Politik der Gemei-nschaft hat im verein mit weltwei_
ten Tendenzen eine erkennbare verstärkung der rnterna-
tionarisierung der t'Iissenschaftsbeziehungen (Mobilität
der wissenschaftler, internationale Kooperationen, !{is-
sens- und Technologietransfer etc. ) in Europa bewirkt,
wenngleich die hochgesteckten Ziele des programms noch
nicht als erreicht betrachtet werden können.

Die Beziehungen zwischen wissenschaft und wirtschaft
haben sich über Ländergrenzen verändert. Die Zahl der
Kooperationen zwischen rndustrie und öffentiichen - uni-
versitären und auBeruniversitären Forschungseinrichtun_
gen hat zugenommen; ein engeres Netz von Kooperationen
ist entstanden.

Die Konkurrenz um spitzenstellungen in schlüsseltechnolo-
gien wird die vtissenschaft dauerhaft und weltweit prägen.
rn ihrer Folge wird sich auch der binneneuropäische wett-
bewerb beleben bzw. verschärfen. Diesem wettbewerb (nicht
zuletzt um Förderungsmittel- der Gemeinschaft) und damit
auch Leistungsvergleichen unterliegen ( 1 ) die vtissen-
schaftssysteme der einzelnen staaten, die im Grunde
unabhängig von ihrer Größe forschungsporitische schwer-
punktsetzungen vornehmen müssen; (2) einzelne wissen-
schaftl-er bzw. Forschergruppen, die im vtettbewerb um eine
Förderung ihrer Forschungsgebiete deren Notwendigkeit
stets aufs Neue unter Beweis stelren müssen, und
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schlieplich (3 ) die lvlehrzahl der Studenten, die sich
künftig an den hohen Anforderungen eines europäischen
Arbeitsmarktes ( fundierte Fremdsprachenkenntnisse, Aus-
landserfahrung, lebenslange Mobilität) orientieren
müssena ) .

Der einmal beschrittene lteg der Europäischen Integration
von Wissenschaft und Forschung läBt sich nicht mehr ver-
lassen. Die Programme sind mittel- und langfristig ange-
legt. Ferner ist in Zukunft mit einer Ausweitung der EG-

Forschungsförderung zu rechnen. 2 )

Die mit der Unterzeichnung der Maastrichter Verträge und
und der Vorbereitung des IV. Rahmenprogramms sich abzeich-
nenden Veränderungen erfordern innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland eine breite Abstimmung über die forschungs- und
technologiepolitischen Zielvorstellungen, um diese im In-
teresse der deutschen Wissenschaft auf europäischer Ebene
wirkungsvoll zur Geltung bringen zu können.

1) Die Mobilitätsprogramme der Gemeinschaft (ERASMUS,
TEMPUS etc. ) sind auBerhalb des Rahmenprograilms ange-
siedelti vg1. Kapitel A.IV.

"Die Bundesregierung unterstützt das von rter Kommission
vorgeschlagene, vom Europäj-schen Rat bereits im Juni
1985 in Aussicht genommene Zie1, mittelfristig 6 B des
EG-Haushaltes für Forschung und Entwickl-ung anzustre-
ben. " Deutsches Memorandum zur Europäischen Forschungs-
politik. Bonn 1992. S.1

2>
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rr.3. Perspektiven der Förderung von wissenschaft und For-
schung durch die Europäische Gemeinschaft

Hinsichtlich der schwierigkeiten und Konflikte, der Hemm-
nisse und Defizite, die den prozeB der Europäischen rnte-
gration von !,Iissenschaft und Forschung im Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaft begleiten oder belasten, sind drei
rnteressenssphären bzw. Refrexionsebenen zu unterschej_den:

a) Herausforderungen, die sich aus der Durchsetzung ge-
meinsamer rnteressen der Europäischen Gemeinschaft und
ihrer Mitgliedstaaten ergeben; spezierr die Real-isierung
von formulierten - oder zu formurierenden Zieren, di_e
wahl der einzusetzenden Mitter sowie deren rmplementierung
(= Aspekt der wissenschaftspolitischen (rnteressen-)Konver-
genz zwischen Europäischer Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten).

b) Mögliche Konflikte und rnteressendifferenzen, die zwjr-
schen der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Administra-
tion auf der einen und dem wissenschaftssystem eines Mit-
gliedstaates auf der and.eren sei-te - wie etwa der Bun-
desrepublik Deutschrand - entstehen bzw. bestehen (= Aspekt
der wissenschaftspolitischen ( rnteressen- )Diverger,z) .

c) Perspektiven und Konzeptionen internationaler wissen-
schaftspolitik und supranational-er FuT-programme (vg1.
Kapj-te1 A.rr.1. ), die im Horizont allgemeiner und systema-
tischer forschungsförderungspolitischer Fragestellungen
angesiedelt sind.
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Zu a) Ein Vergleich der zentral-en Ziele der Forschungs- und

Technologiepolitik der Europäischen Gemeinschaftr-> mit dem

gegenwärtigen Stand ihrer Einlösung zeiEt, daß diese noch

weit von ihrem Ideal eines "Europas der Forscher" entfernt
ist. Als wissenschaftspolitische Herausforderung gilt zt)

Beginn der 9Oer Jahre die Überwindung der binneneuropä-
ischen Grenzen (innerhalb der Gemeinschaft, zwischen ihr
und dem übrigen Westeuropa wie auch zwischen West-, Mittel-
und Osteuropa), so daB Austausch und Mobilität auch im
wissenschaftl-ichen Bereich nicht mehr behindert und Syner-
gieeffekte öffentlicher MaBnahmen vo11 zum Tragen gebracht
werden. Aus Sicht der EG sind die Hemmnisse im Grenz-

Zu diesen Zielen gehören: "Development of mobility of
researchers and training,
Greater emphasis on strategic, as against 'curiosity-
driven', basic research,
Better industrial and commercial exploitation of scien-
c€r
Greater industry funding of R&D,
Greater industry execution of R&D,
Greater collaboration between higher education institu-
tions and industry,
Promotion of innovation,
Raising of the l-evel of technological capacity of SMEs,
Development and intensification of dissemination of
technology,
Greater contribution to the development of the regions
through science and technology,
Further development of international- co-operation,
especially intra-European. " (Commission of the European
Communities - CREST: Comparative analysis of the natio-
nal s/t policies of the Member States of the European
Community. Report to the Commission of the European
Communities by Michael C. Manahan. Brüssel L989,
s. 22.) .

r-)



27

bereich von ttirtschaf ts-a > und !,Iissenschaf tsporitik2 )

angesiedelt.

zu b) Es ist offenkundig, daB die Forschungs- und Technolo-
giepolitik der Europäischen Gemeinschaft und ihrer einzel-
nen Mitgl-iedstaaten nicht immer von ausschrieprich homoge-
nen rnteressen geprägt sein kann. Da dieses probremfeld für
die Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der Empfehrungen
im Detail- zu beleuchten sein wird, sorlen hier zunächst nur
die strittigen Aspekte genannt werden; sie beziehen sich in
der Regel auf die Gestaltung und Durchführung der Rahmen-
bzw. Einzelprogramme. Auseinandersetzungen entzünden sich
an

- der Auswahl und "Definition" der Forschungsschwerpunkte
in thematischer und personerler Hinsicht (Zusammensetzung
der Gremien, ausgewogene Repräsentation) ;

- der Dominanz der industriepolitischen orientierung gegen-
über dem nicht nur in der Bundesrepublik üblichen system
der Forschungsförderung;

"Die Probl-eme, die sich im Zusammenhang mit dem über-gang von der wissenschaftlichen Forschung und der tech-nologischen Entwicklung zum rnverkehrbringen eines
Produktes ergeben, werden nicht angemessen berücksich-tigt; die Probleme der vermarktung hat man nur mäBig imGriff, (... ) es fehl-en Finanzinstiumente zur stimulie-rung der FTE, und Risikokapital, das auf diesen sekto-ren eingesetzt werden könnte, ist knapp. " Amt für amt-liche Veröffentlichungen: Die pol_itik; a.a.O., S. 13.

"streuung der Finanzmittel, Abschottung des Forschungs-
teams, unzureichende Koordinierung der Arbeitenr manlgelhafter rnformationsfluB, gerin§e Mobilität der For-scher, Zweigleisigkeit bei den einzelstaatlichen pro-
grammen, unterschiedriche strategien, uneinheitriche
Normen, Fehlen eines echten umfassenden Marktes rlsrd. "Ebd., S. t3/]-4.

a)

2)
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zahlreichen technischen Modalitäten des Antragsverfahrens
( Fristen, Informationswege, Programmabwicklung ) .

Zu c) (1) Das in Übereinstimmung mit der allgemeinen PoIi-
tik der Gemeinschaft zum Grundsatz der FuT-Politik erhobene

ZLeL der Kohäsion sol-1 dazu beitragen, das häufig niedrige
Niveau der "Ivlitgliedstaaten an der Peripherie"') zu heben.

Auch aus Sicht wissenschaftlich führender Staaten kann dies
ebenso potitisch sinnvoll wie wj-ssenschaftlich und techno-
logisch gewinnbringend sein, da mit diesem Instrument Ver-
hältnisse geschaffen werden (können), die Kooperationen
ermöglichen und mittel-fristig neue Absatzmärkte schaffen.
Dabei ist unverkennbar, daß die Pol-itik der Kohäsion Gefah-

ren ausgesetzt ist2 ) und daher behutsam ins !{erk gesetzt
werden mup; in der Verschränkung mit dem Subsidiaritäts-
prinzip so geschehen im 3. Rahmenprogramm - macht deren

Implementierung groBe forschungspolitische Anstrengungen

notwendig. Über die EinzelmaBnahmen des RahmenprograflIms

hinaus fördert. die Europäische Gemeinschaft Wissenschaft
und Technologie in strukturschwachen Regionen mit dem

Programm STRIDE (§cience and lechnology for §egional
lnnovation and Development in §urope) mit einem Finanzvolu-
men von 400 Millionen ECU in den Jahren 1990-19933).
Darüber hinaus ist es den nationalen Wissenschaftssystemen
aufgegeben, dem Prinzip der Kohäsion entsprechend z!
handeln.

3)

Schäfers, Manfred/Starbatty, Joachim: Das fnstrumenta-
rium der EG zur Förderung innergemeinschaftlicher Kohä-
sion. In: Aus Pol-itik und Zeitgeschichte. Beilage ztr
Wochenzeitung Das Parlament. B 28/90, 6. Jul-i 1990,
s. 15.

Vgf. dazu ebd.

A1s Beitrag der EG-Strukturfonds.

1)

2)
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(2) In grundsätzlicher kultur- und wissenschaftspolitischer
Hinsicht mehren sich kritische stimmen, die "d.ieses Europa
nach 1,992" eine ledigrich "auf wechserseitigen vorteil be_
dachte Gütergemeinschaft"r,'ein ökonomisches Zweckbünd-
nis"1) nennen, in dessen Rahmen Dimensionen von Bildung
und Kultur (d.h. auch die Anerkennung und Förderung der
Kultur- und Geisteswissenschaften) eine gemessen etwa an
der historischen Bedeutung der europäischen rdee unterge-
ordnete Roll-e spielen2>. Dabei wird häufig übersehen, daß
Birdung und Kultur in der Hauptverantwortung der Mitgrieds-
staaten liegen und daB Kurturhoheit der Mitgriedsstaaten
und kulturelfe vielfalt ein konstitutives El_ement der ange_
strebten Europäischen union bilden werden. Bildung und
Kultur können daher im prozeß der Europäischen rntegration
nicht primär Gegenstand der Gemeinschaftspolitik sein; sie
müssen ihre Bedeutung für die Europäische rntegration
auperharb des institutionel-Ien, legislativen und admini-
strativen Rahmens der Europäischen Gemeinschaft entfarten.
rn der künftigen Gestaltung der Forschungsförderung in
Europa wird es gleichwohr von Bedeutung sein, die kurtu-
rell-en Traditionen Europas geistes- und sozi_al_wissenschaft-
lichen rnterpretationen und Analysen im Rahmen neuer Frage-
sterlungen und Arbeitsweisen zugänglich zu machen"

1)

2>

Lepenies, a.a.O., S. 10.

"Gegenüber wirtschaftlichen Antrieben
gen zur geistigen Rolle Europas in den
(Lepenies, a.a.O., S. 10).

treten Überlegun-
Hintergrund. "
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A.III. I{obilität und Kooperation

Viele internationale Kooperationen und Studienaufenthalte
im Ausland verdanken sich gegenwärtig persönlichen Initita-
tiven der ttissenschaftler und der Studenten. Das wird auch

in Zukunft so bleiben. Darüber hinaus handelt es sich bei
Auslandsaufenthalten und bei der Einrichtung und Aufrecht-
erhaltung von Kooperationsbeziehungen um den Bereich der
international-en Wissenschaftsbeziehungen, der von Eörde-
rungseinrichtungen und Hochschul-en auf ebenso intensive wj-e

effektive Weise unterstützt und gefördert - bei ausbl"eiben-
den Mitteln und Programmen aber auch behindert und einge-
schränkt - werden kann.

III.1. Mobilität von Studenten

a) Mit etwa 30.000 an Hochschulen des Ausl-ands eingeschrie-
benen deutschen Studenten kamen im Jahre 1989 lediglich 33

deutsche Studenten im Ausland auf 1.000 deutsche Studenten
im Inlanda>. Dieser Vtert hat sich seit 1985 (29) leicht

Vgl. Bundesminister für Bildung und I,Iissenschaft: Deut-
sähe Studenten im Ausland. Ein statistischer Überblick
von 1975 bis 1989, S. 15. Dieser Bericht wurde im
Auftrag des BMBVT vom Statistischen Bundesamt, I.iiesba-
den, erstellt und beruht auf Ergebnissen verschiedener
Statistiken und Befragungen (v91. ebd. S. 3). Ein-
schränkend heiBt es u.a., dap "die Ergebnisse schon aus
methodischen Erwägungen mit Vorsicht zu kommentieren
sind. (,.. ) Im einzelnen ist nicht immer erkennbar, ob
und inwieweit das oft nur schwer zugängliche Zahlenma-
terial nach vergleichbaren Kriterien zusammengestellt
wurde" (Ebd. S. 3 f.). "Aufgrund langjähriger Erfah-
rungen ist jedoch davon auszugehen, daB die (... )
Länderauswahl etwa 95 I aller Auslandsstudenten
abdeckt." (Ebd. S. 5).

a)
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verbessert. Die "Auslandsquote" deutscher studenten (Er-
gebnis einer andersgearteten statistischen Erhebung) betrug
1988 7 Z (1983: 5,3 8).). Insgesamt ist im Verlauf der
80er Jahre ein leichter Anstieg des Ausl-andsstudiums z\
erkennen. Die Mehrzahl- der deutschen studenten im Ausfand
verbringt dort kürzere Studienaufenthalte.

rnnerhalb der staaten der Europäischen Gemeinschaft ergeben
sich zwischen 1980 und 1989 im wesentlichen nur für drei
Länder erkennbare Zuwachsraten von deutschen Auslandstuden-
ten, nämlich für Frankreich (1980: 2.670 studenten / l9g9t
4.000 studenten), GroBbritannien (i,.247 / 2.600) und rta-
li-en (7.077 / 1.800). Andere EG-staaten zeigen entweder nur
geringe oder keine Zuwächse etwa Dänemark (2g2 / 330),
die Niederlande (615 / 672) und spanien (2oB / 2oo) -, zum
Teil- auch sinkende Zahren von Ausrandsstudentenr so z.B.
Belgien (562 / 300 ) .

Bei den weiteren europäischen staaten fallen insbesondere
österreich (3.008 / 5.000) und die schweiz (2.5L6 / 3.717)
ins Gewicht. unter den vier "bel_iebtesten Zielen,, von A.us_
landsstudienaufenthal-ten deutscher studenten befindet sich
nur ein staat der Europäischen Gemeinschaft (Frankreich).
Die vereinigten staaten, österreich, Frankreich und die
schweiz "nahmen 1988 rund 66 t der Auslandsstudenten
auf."z)

1) vg]. ebd. s. 18. Als Auslandsquote gilt der Anteir derdeutschen uniwersitätsabsolveriten mit Ausrandsaufent-halten an der Gesamtzahr der deutschen universitätsab-solventen. Die Auslandsquote wird mit Hilfe der amtri-chen Prüfungsstatistik ärmittelt.
Ebd. S. 6.2)
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Übersicht 2 zeLgt die wichtigsten Zielländer für ein Aus-

landsstudium deutscher Studenten.

Übersicht 2

Zielländer für ein Auslandsstudium deutscher Studenten

österreich
Frankreich
Schweiz
Italien
Großbritannien

Vereinigte Staaten
Kanada

4.872
3.660
3.209
l-.800s* >

2.568

4.900s
L.220

4.899
3.931
3 .428
l-.800s
2.500s

4.900s
L.262

5.042
4.000s
3.7L7
1 .800s
2.500s

5.000s
1.300s

s = geschätzt

Quelle: Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft
(BIvIBW): Grund- und Strukturdaten L99A/91, S. 198

In der Verteilung der Auslandsaufenthalte nach Disziplinen
zeigt sich folgendes Bild:

"stärker noch als bei den Inlandsstudenten ist bei den

Auslandsstudenten die Fächergruppe -sprach- und Kulturwis-
senschaften, Sport' vertreten. Während an den Hochschulen

der Bundesrepublik Deutschland etwa 20 I all-er deutschen

Studenten in der genannten Fächergruppe eingeschrieben
sind, liegt der entsprechende Anteil bei den Auslandsstu-
denten je nach Gastland zwischen 20 und 62 8. Das deutet
darauf hin, dap ein groper TeiI der Studienaufenthalte im

Studenten
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Ausland dazu dient, die Kultur und sprache des jeweiligen
Gast]andes besser kennenzul_ernen.

Daneben gibt es Länder, die schon über Jahre hinweg einen
überdurchschnittr-ich hohen Anteil an deutschen Humanmed izi_
nern aufweisen, die in den meisten Fälr_en wegen des numerus
clausus keinen studienpLatz an einer deutschen universität
erhalten hatten. Italien und Belgien gehören dazu. (... )

Es gibt auch studienfächer, die bei studienaufentharten im
Ausland wenig belegt werden. Dazu gehören die Fächergruppentveterinärmedi zin','Agrar-, Forst- und Ernährungswissen-
schaften','rngenieurwissenschaften, sowie'Kunst, Kunst-
wissenschaften'. Eine Ausnahme für die letztgenannte Fä-
chergruppe ist österreich. "r)

b) Nach wie vor stellt das "kIassische,, verfahren zur wahr_
nehmung eines studienaufenthaltes im Ausrand, nämlich die
individuelle pranung und Abstimmung der studieni_nteressen
mit dem studienangebot einschrägiger ausr.ändischer Hoch-
schulen, ein bewährtes Modelr- für studierende dar. seit
Ende der 70er Jahre wurden ergänzend Modelle für organi-
sierte Austauschprogramme auf nationaler und internationa-
]er Ebene ins Leben gerufen, die sich in der Zwischenzeit
fest etabliert haben. Bei solchen in Gestart und Anzahr
vierfältigen "Ausrand.sstudienprogrammen" handert es sich um
"Arrangements, die zwischen Hochschuren (... ) von zwei oder
mehr Ländern ausgehandelt werden, um studierenden dieser
rnstitutionen die chance zu geben, einige zeit ihres stu-

r-) Ebd' s. 7, Hinsichtr-ich der Fächergriederung r-assensich nur Tendenzen erkennen. so 1iägen für studienauf-enthalte in den vereinigten staaten oder GroBbritanniengegenwärtig keine Angabän vor.
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diums im Ausland zu verbringen,
a1s integraler Bestandteil des
hochschule verstanden wird. "a )

Phase im Ausland
der Herkunfts-

wobei die
Studiums an

Die von Auslandstudienprogrammen geschaffenen Rahmenbedin-
gungen stellen eine Reihe von Entlastungen und Vorteilen
für die Studierenden dar2), speziell durch

organisatorische Vorkehrungen der Vertragspartner (Er-
leichterung der Bewerbung und Aufnahme in eine ausländi-
sche Hochschule, Unterkunft etc. ),
curriculare MaBnahmen und Arrangements (Sprachkurse,
Studienberatung, besondere Lehrveranstaltungen, Anrech-
nung von Studienleistungen im Herkunftsland),
Begrenzung der Kosten auf etwa die Höhe solcher Ausgaben,
die bei Fortführung des rnlandsstudiums entstünden (sen-
kung der Studiengebühren etc.), ferner häufig durch
eine vor Ort angebotene soziale Betreuung.

Derartige Auslandsstudienprogramme sind ihrerseits auf
materielle Förderung durch rnstitutionen auf nationaler
und/oder j-nternational-er Ebene angewiesen:

rn der Bundesrepublik Deutschland werden seit L979 vor
allem mit Hilf e des " rntegrierten Ausl-andsstudiums,' ( rAS )

des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) sti-
pendien zur Deckung der Zusatzkosten des Ausrandsstudien-

Teichler, Ulrich/Smith, Alan/Steube, T'Iolfgang: Aus-
landsstudienprogramme im Vergleich. Erfahrungen, pro-
b1eme, Erfolge. Hrsg. vom Bundesminister für Bildung
und Wissenschaf t (= Studien zu Bildung und !,Iissen-
schaft, Bd. 68). Bonn 1988. S. 3.

Vgl. ebd. S. 3 f.

a)

2>
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aufenthal-ts gewährt. Der DAAD unterstützte auf diese
weise 1989 insgesamt L.323 Teirnehmer in 2oB Gruppen. -
Das rAS gilt a1s vorbild für die Austauschprogramme auf
EG-Ebene.

Auf europäischer Ebene wurden L9B7 die "Gemej_nsamen stu-
dienprogramme" der Europäischen Gemeinschaft durch das
ERASMUS-Programm (Eusopean Action scheme for the Mobility
of university students) ersetzt. rm studienjahr Lggo/91
wurden 25.100 studenten (davon 4.800 aus der Bundesre-
pubrik Deutschl-and) im Rahmen von etwa l-.750 Hochschur-
kooperationsprogrammen gefördert. 1 ) 1991/92 wurden
- einschlieBrich der Förderungsanteile aus dem LTNGuA-
Programm - europaweit ca. 36.400 studenten (davon rd.
7. 100 Deutsche) gefördert.

Als weitere Programme der Europäischen Gemeinschaft sind zv
nennen:

- LTNGUA: Aktionsprograflrm zur Förderung der Fremdsprachen-
kenntnisse in der Europäischen Gemeinschaft (mit einem
Finanzvolumen von 200 Mio ECU für die Jahre 1990-1gg4)

coMETT (= comunity Action prograflrme in sducation and
lraining for Technology): programm der Gemeinschaft zlur
Förderung der zusammenarbeit zwischen Hochschulen und
t0irtschaft im Bereich der technologischen Aus- und v,Iei-
terbildung (ebenfalls mit einem Fi_nanzvolumen von 200 Mio
ECU für die Jahre 1990-1994)

zum Leistungs- und Aufgabenspektrum des ERAsMUS-pro-
granms vgl. auch Absa10m, Roger: practical rather than
Declamatory co-operation: ERASMUS in L990r ärr Apprai-
??1: rn: European Journal of Education, Vol. ZSI-fo. t,1990. s. 39-54.

a)
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- TEMPUS (= Erans-European l,Iobility Scheme of University
Students) : Mobilitätsprogramm im Hochschulbereich für
mittel- und osteuropäische Staaten (mit einem Finanzvolu-
men von 107 Mio ECU für den Versuchszeitraum 1990-1992)

Im Rahmen von ERAMUS wirkten im Studienjahr 1,989/90 1l_9

deutsche Hochschulen an HochschuJ-kooperationsprogtrammena )

(HKP) mit (v91. Übersicht 3).

Da die Hochschulkooperationsprogranme in erster Linie
ein Mittel sind, ur den Austausch von Studenten (und
Dozenten im Rahmen der Lehre) zu fördern, zählt dieser
Aspekt schwerpunktmäBig zum Themenkomplex "Auslandsstu-
dium". Vgl. auch Kapitel B.II.

r-)
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Übersicht 3

Mitwirkung deutscher
Hoch s chu lkooperati ons programmen

Hochschulen an
im Studienjahr 7989/90

Hochschulen

56 Universitäten
46 Fachhochschulen
9 Kunsthochschulen
4 Pädagogische Hochschulen
4 Sonstige Hochschulen

Z'o- bzw. Abnahme gegenüber
dem Vorjahr

+ 2 zusäLz1iche
+ 10 zus./- l- entfall_en
+ 3zts./- lentfallen
+ 1 zusätzl_iche
+ 3 zusätzliche

119

Que11e: ERASMUS-Büro, Brüsse1.

+ 19 zts./- 2 entfall_en

zwar nehmen die Hochschulen in der Bundesrepublik Deutsch-
land an 6L0 der 1.507 programme zur Förderung des studen-
ten- und Dozentenaustauschs teil, doch bleiben si_e damit
hinter dem Anteil der Hochschulen wergleichbarer Länder
(Frankreich und GroBbritannien) zurück (vgl. übersicht 4,
Spalte 1 ) ..,

Ein besonderes Problem stel-l-t die auf den EG-Bereich bezo-
gene, relativ geringe Zahr der Hochschulkooperationspro-
gramme mit deutscher Beteiligung und vor arlem der von
deutschen Hochschul-en koordinierten programme dar (vg1.
Übersicht 4, sparte 2). rnsgesamt ragen 2.223 Anträge auf
Förderung von Hochschurkooperationsprogrammen vor.

rm studienjahr 1-990/91 ist jedoch der Anteil der Mit-wirkung deutscher Hochschulen an der Gesamtzahr dergeförderten Progranrme gegenüber dem vorjahr von 4L g
auf 44,5 I gestiegen.

1)
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Übersicht 4

Beteiligung an ERAsMus-Hochschulkooperationsprogranrmen

Länder

Bundesrepublik
Deutschland

Frankreich

GroBbritannien

Ital-ien

Spanien

4LZ

5r_ I
542

302

30%

L2,6 %

19,3 Z

L7,5 %

11,3 Z

10,8 Z

38

49

52

26

30

t
I

L = Anteil der Hochschulen aus verschiedenen
EG-Mitgliedstaaten zur Förderung des Studenten- und
Dozentenaustauschs L989 / 9A

2 = Anteil der Hochschulen aus verschiedenen EG-Mitglied-
staaten an der Koordination von Hochschulkooperations-
progranrmen L989 / 90

3 = Anteil- der Hochschulen aus verschiedenen
EG-Mitgliedstaaten an der Beantragung von
Hochschulkooperationsprografilmen L9 89 / 9 0

QueIle: ERASMLIS-Büro, Brüsse1

Auch die Betrachtung der Gesamtteilnahme von deutschen
Hochschul-en an a1len Anträgen (Übersicht 4, Spalte 3)

zeigt, daß die Bundesrepublik Deutschland deutlich hinter
denjenigen Staaten 1iegt, die in der Regel a1s Bezugsgröpe
gelten. Dieses MiBverhäItnis zwischen "bloBer" Beteiligung
und federführender Koordination IäBt sich für ausgewählte
Universitäten und Hochschulen darstellen (vg1. Über-
sicht 5 ) .
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Übersicht 5

Mitwirkung und Koordination von
Hochschulkooperationsprogranrmen durch

ausgewählte deutsche Hochschulen Lggg/gO

Mitwirkung an HKpHochschule Koordination

RWTH Aachen

FU Berlin
TU Berl-in
U Bielefeld
U Bonn

U Bremen

U Erlangen
U Frankfurt
U Freiburg
U Göttingen
U Hamburg

U Heidelberg
U Karl-sruhe
U Kiel
U Mai-nz

U München

U Tübingen

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

2l
23

18

16

11

10

L7

13

15

L2

9

28

11

L2

L7

l_3

23

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

4

2

2

3

2

1

3

1

2

0

0

4

1

0

3

1

2

QueJ-le: ERASMUS-Büro, Brüsse1 .

Diese Gegenüberstelrung macht deutlich, daF vor alrem eini-
ge der groBen deutschen universitäten kaum programme zur
Förderung des europäischen Austauschs in Lehre und studium
initiiert haben oder koordinieren, wobei ihre Mitwirkung an
derartigen Progranmen zwar - in Rel_ation zu ihrer Koordina-
tionsbereitschaft - höher, in Einzelfälren jedoch ebenfalls
noch gering ausgeprägt ist.
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c) Der Anteil ausländischer studierender an der Gesamtzahl
der studierenden in der Bundesrepublik Deutschland bewegt
sich seit einigen Jahren zwischen 5 und 6 prozent. Legt man

diesen wert zugrunder so befindet sich die Bundesrepublik
Deutschland in einer mittl-eren position im Vergleich mit
Staaten j-hrer Gröpe und Wirtschaftskraft. Diese position
verschlechtert sich, wenn man den Anteil der sogenannten
"Bildungsinländer" (d.h. studierende, die eine Hochschurzu-
gangsberechtigung in der Bundesrepublik Deutschl-and erwor-
ben haben) in die genannte ZahI nicht mit einbezieht. Da

deren Anteil etwa ein Drittel der ausländischen studenten
ausmacht (und gegenwärtig zunirnmt')), sinkt der Anteil der
Studenten, die zum Zweck der Aufnahme eines Studiums aus
dem Ausl-and in die Bundesrepublik Deutschland kommen, auf
unter 4 Prozent=)(vql. Übersicht 6).

.r- ) Unter den ausländischen Studienanfängern des Jahres
1987 befanden sich fast 40 Prozent mit deutscher Hoch-
schuL zugangsberechtigung .

Bildungsinländer können unter bestimmten Bedingungen
eine Ausbildungsförderung in der Bundesrepublik
Deutschland erhalten. Dies gilt, \^renn auch in einge-
schränktem MaBe, ebenfalls für ausländische Studierwil-
lige aus Staaten der Europäischen Gemeinschaft.

2>
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Übersicht 6

Ausl_ändische Studenten annach Hochschulart und f,and
deutschen Hochschul_en
der Staatsangehörigkeit

Iand
dsr
S raats -
angehörig-
keit

jllnsges. I Insges.

il ,,,, fl ,e8e

davoa
UniversLtären
und Kunsthoch-
schulen

EI,IROPA

EG-Staaten

- Belglen
- Däneoark
- Brankreich
- Griechenland
- Gropbritannien
- Irland
- Italien
- Lrrxeuburq
- Nl-ederlaide
- Porcugal
- Spanien

Soastige Staaten

- SulgarLen
- Jugoslawien
- Polen
- Rumänien
- Sowjeruuion
- Tschechoslowakei
- Ungarn

39.670

18 .352

528
236

2.5t8
6.447
t.872

164
I .943

946
t .856

396
1.446

21.3r8

rl5
1.749
1.414

183
8l

574
338

684
200
712

3.662
455

t.203
9.215

685
48

4.3t0

7 .600

4.O42
429

3.129

48.473

2t.449

63t
330

3.273
6.190
2.O39

244
2.843
1.091
2.056

57I
2. t8l

2?.024

137
2.816
I .873

255
189
571
402

39 .091

l8 . 128

513
281

2.638
5.624
t.632

223
2.311
I .001
7 .649

432
t.824

20.963

726
2.199
I .663

22t
179
460
364

666
217
801

4.032
412

1.150
7.952

487
34

4.6t9

7 ,294

3.834
356

3. 104

- Iinnland
- Island
- Norwegea
- Osterrel,ch
- Schweden
- Schwe{z
- Türkei
- Zypern
- Soustige Staaten

APRIKA

AHERIKÄ

. USA
- Kaiaaa

- Latelnauerika

ASIEN

- YR Chlna
- IndLea
- Iudoaesl"en
- lran
- lsrael
- Japan
- Korea (Republ.)

AUSTRALIEN uod
OZEANIEN

- Australlea
- Sonstlge Staateu

ALLE STÄÄTEN

27,567

l.ll7
585

2.260
7.872

662
1 .134
2.673

166

133
33

74.574

7t6
247
824

4.963
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Der Studentenaustausch mit den Staaten Westeuropas hat sich
in der Vergangenheit stetig entwickel-t. übersicht 6 zeigt,
daB aus den Staaten der Europäischen Gemeinschaft 1989

2L.449 Studenten (aus Griechenland: 6.1-90) und aus den

anderen europäischen Staaten (ohne Osteuropa und Jugosla-
wien\ 20.781 Studenten in der Bundesrepublik Deutschland
studierten (aus der Türkei: 11.654). In diesen Angaben sind
wieder die "Bildungsinl-änder" enthalten.

Angesichts der jüngeren politischen Entwicklungen zwischen
den Staaten West- und Osteuropas kommt dem vermehrten Stu-
dentenaustausch dieser Staaten eine hohe Priorität zrt. 1989

studierten ledigtich 3.427 Studenten aus Osteuropa (Bu1ga-

rien, Po1en, Rumänien, Sowjetunion, Tschechoslowakei, UD-

garn) im damaligen Bundesgebiet. Es steht zu vermuten, daß

von dem neuen, innovativen EG-Programm TEMPUS bedeutende
Initiativen für die Zusammenarbeit zwischen Vtest- bzw. EG-

und Osteuropa in den 90er Jahren ausgehen.

AIs europa\^reites Mobil-itätsprogramm für den Hochschulbe-
reich wurde TEMPUS am 7. Mai 1990 vom Ministerrat der Euro-
päischen Gemeinschaften für zunächst fünf Jahre verabschie-
det. Die einl-eitende, dreijährige Pilotphase (sie erstreckt
sich zu Beginn auf Polen und Ungarn) begann am 1. Juli
19901). Die finanziellen Zuschüsse, die im Rahmen von
TEI,IPUS gewährt werden, betreffen

VgI. EC TEMPUS Office Brussels: TEMPUS. Zuschüsse z\t
Förderung von Zusammenarbeit und Mobilität im Hoch-
schufwesen zwischen Mittel- und Osteuropa und der Euro-
päischen Gemeinschaft. Brüsse1 1990.

r-)
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gemeinsame Europäische projekte: gefördert werden Hoch-
schurprojekte (von Hochschuren und unternehmen) r ärr
denen Partnereinrichtungen aus Mittel-- und osteuropa und
aus der Europäischen Gemeinschaft beteiligt sind;

Mobilitätsstipendien für personal und studenten: geför-
dert wird der Austausch von studenten, Hochschul_dozenten
und Mitarbeitern der verwaltung sowie Ausbildern in
Industriebetrieben (praktika oder Kurzbesuche) ;

sogenannte "Ergänzende Aktivitäten" : gewährt werden
zuschüsse für europäische Hochschulvereinigungen, für
Veröffentlichungen und Informationstätigkeiten, für
Untersuchungen und Studien sowie für den Jugendaus-
tausch.

III.2. Kooperationen zwischen Hochschulen

a) Die hohe Zahl formeller Kooperatj-onsvereinbarungen der
westdeutschen Hochschulen mit Hochschulen in aller ttelt

sie beraufen sich gegenwärtig auf etwa 1.500 - belegt,
daB diese die Bedeutung der internationalen Koopera-
tionena> zwischen gleichartigen Stätten der Forschung und
der Lehre seit langem erkannt haben. Im einzel-nen fördern
bi- oder multilaterale Hochschulkooperationen Aktivitäten

r-) unter internationalen "Hochschulkooperationen" soI1 dieauf Vereinbarungen (nicht notwendig auf Verträgen) be-
ruhende Zusammenarbeit zwischen Hochschulen veischie-
dener Länder innerhalb eines von ihnen gewährten ',offi-zie1len" oder institutionerlen Rahmens mit den im fo1-
genden genannten Zwecken verstanden werden.
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und Beziehungen in folgenden Bereichen bzw. auf folgenden
Ebenen (die in der Praxis oft gebünde1t oder miteinander
verschränkt auftreten) :

Studentenaustausch
- Austausch von Lehrenden

- Austausch von Forschern
- Austausch von wissenschaftlichem Nachwuchs

- Gemeinsame I'orschungsprojekte
- Gemeinsame Studienprogramme

- Gemeinsame Lehrveranstaltungen
- Austausch von Literatur, Informationsmaterial etc.

b) Die Erfahrung zeigt, dap in bilateral-en Hochschulkoope-
rationen häufig Formen des internationalen Studenten- und
Dozentenaustauschs domj-nieren. Gemeinsame, kontinuierl-iche
und qualitativ hochstehende Forschungs- und Studienprogram-
me sind seltener. Sie lassen sich offenbar wesentlich
schwieriger durchführen. Vtährend die Kooperationsbeziehun-
gen einzelner Hochschulen in a1le Vtel-t ausstrahlen und sich
häufig durch eine durchaus produktive Diskontinuität oder
Heterogenität auszeichnen, beginnen sich in verschieden
Regionen Europas geschlossenere Formen der Hochschulkoope-
ration herauszubilden :

( 1 ) Die Europäische Konföderation der Oberrheinischen Uni-
versitäten (EUCOR). Die Universitäten am Oberrhein zwischen
Schwarzwald, Jura und Vogesen haben sich in der Absicht
zusafirmengeschlossenr "ihre Zusammenarbeit in allen Be-
reichen von Lehre und Forschung insbesondere durch

gegenseitige Nutzung von Erkenntnissen und Erfahrungenr
Austausch von Wissenschaftlern und Studierenden sowie
von technischem und administrativem Personal,
gegenseitige Anerkennung von Studienleistungen,
Einrichtungen gemeinsamer Studiengänge,
Einrichtung gemeinsamer Institute,
Durchführung gemeinsamer wissenschaftlicher Vorhaben,
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Erstel-lung und vernetzung von Forschungsdatenbanken,
Aufbau interuniversitärer weiterbildungsprogramme,
gemeinsame öf f entlichkeitsarbeit

noch wirksamer zu erleichtern und z! stimul_ieren,,.a)

(2) Die 1984 von sieben Hochschuren gegründete und heute
zwörf rnstitutionen umfassende Hochschur-charta,,saar_Lor_
Lux-Trier-westpfalz"2) r deren Zusammenarbeit in den Ge-
bieten des studenten- und Dozentenaustauschs, der For-
schungskooperation sowie sportlicher Begegnungen der stu-
denten erfolgt. Die universitäten Kaiserslautern, saarbrük_
ken und Trier zählen zudem zu den sieben der in dieser
charta vertretenen Hochschul_en, die sich zu einer inte-

r_) vg1 . wRK rnf ormationsdienst, Dokumentation Nr. g / ßgo(2?. März): Europäische Konföderation der oberrheini-schen universitäten. vereinbarung der Konferenz derRektoren und präsidenten der obeirhei_nischen universi-täten vom 19. oktober 1999. rm einzelnen sind betei-ligt: die Albert-Ludwigs-universität Freiburg im eieis-gäur die universität Basel, 1'universit6 touis pasteur
de strasbourg, 1'universit6 des sciences Humaines destrasbourg, l-'universit6 Robert schumann de strasbourg,die universität Fridericiana (TH) Karlsruhe, 1'univer-sit6 de Haute Alsace de Mulhorise.

Beteiligt sind in Frankreich die universitäten Nancy rund Nancy rr, das rnstitut National polytechnique däLorraine, die universität Metz und die ecole xätional-eMetz, in der Bundesrepublik Deutschland die universitätund die Fachhochschule des saarlandes, die universitä-ten Trier und Kaiserslautern und die iachhochschule
Rheinl-and-Pfal-z mit den Abteil-ungen Trier, Kaiserslau-tern und rdar-oberstein, in Luxemburg das centre uni-versitaire de Luxembourg, in Belgien die FondationUniversitaire Luxembourgeoise d,Ärlone.

2)
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grierten Postgraduierten-Ausbildung zusammengeschlossen

haben. Dieser studiengang unter der Federführung der
Fondation Universitaire Luxembourgeoise d'Arlone schlieBt
mit einem "Europäischen Diplom in Umweltwissenschaften" ab.

(3) Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut für Technik

und ltirtschaft (DFHI). Dieses Institut kann al-s ein erfolg-
reiches Mode1l (binationaler) integrierter Studiengänge
gelten. Getragen von der Hochschule für Technik und hlirt-
schaft des Saarlandes und der Universit6 de Metz ermöglicht
es deutschen und französischen Studenten im Rahmen eines
gemeinsamen Studienganges den Erwerb von zwei nationalen
Diplomen und qualifiziert sie damit für eine berufliche
Tätigkeit in beiden Ländern. Die Ausbildung am DFHI erfolgt
in den Fachrichtungen Bauingenieurwesen, Betriebswirt-
schaft, Elektrotechnik, Informatik und lrtaschinenbau. Die

Aufnahmequoten sind begrenzt. Im Jahre 1990 studierten 239

Studenten am DFHI. Deutsche Studenten können das Studium am

DFHI nach einem zweijährigen, erfolgreichen Fachhochschul-

studium (Vordiplom) aufnehmen. Das sich daran anschlieBende
erste Studienjahr am DFHI wird an der Fachhochschule des

Saarlandes in Saarbrücken, das zweite Studienjahr an der
Universität Metz oder Nancy I absolviert. Neben der fachli-
chen und (fach-)fremdsprachlichen Ausbildung wird der Befä-
higung zv interkultureller Kommunikation groBe Bedeutung

beigemessen.

(4) Die Konferenz der Ostsee-Anrainer-Universitäten ("The

Conference of Baltic University Rectors" ), die im Frühjahr
1990 in Danzig ihr Manifest verabschiedet hat.a)

Beteiligt sind die Universitäten
Danzig, Greifswald, Kaliningrad,
Leningrad, Lund, Riga, Rostock,
Turku, Uppsala, Vil-na.

Bremen, Danzig, TU
KieI, Kopenhagen,

Stettin, Stockholm,

r-)
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Die vorzüge dieser grenzüberschreitenden und zugreich re-
gional eingegrenzten, langfristig gebundenen vereinigungen
mit deutlich progranmatischer Ausrichtung sind pragmati-
scher und wissenschaftspolitischer Natur:

Die (relative) räumliche Nähe erleichtert in vielen FäI-
len die Kontakte und Kooperationen sowie die Durchfüh-
rung von Austauschprogranrmen.

Die gemeinsamen, zumindest verwandten historischen Tra-
ditionen, aber auch die aktuellen, vielfach sowohl öko-
logischen als auch ökonomischen probleme der Region(en)
begründen die Zusammenarbeit sowohl in geist€s-, sozial-
und wirtschaftswissenschaftl-ichen aIs auch in naturwis-
senschaftlichen und technischen Fächern.

A. fV. Netzwerkstrukturen in der Grundlagenforschung

Die rnternationarität der Grundlagenforschung resultiert
aus der ihr inhärenten "Universalität", und die in ihr
tätigen Wissenschaftler zeichnen sich seit langem durch
eine erfolgreiche internationale Zusammenarbeitl) aus. Die
Grundlagenforschung wird dabei von den Impulsen zw Inter-
nationalisierung der Wissenschaftsbeziehungen, die von der
Forschungs- und Technol-ogieförderung der Europäischen Ge-
meinschaft und vergleichbaren fnitiativen (EUREKA) ausge-
hen, vermutlich am wenigsten betroffen; denn diese Förde-

VgI. Hempel, Gotthilf/Fleischmann, K1aus (Hrsg. ): Rück-
kehr in die internationale Forschergemeinschaft.
40 Jahre Forschung in der Bundesrepublik Deutschland.
Bonn 1989.

r-)
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rung bezieht sich vor allem auf die strategisch orientierte
oder angewandte Forschungl> sowie auf industrielle For-
schung und Entwicklung (v91. Kapitel A.III.).

Spezi,fische Bereiche der naturwissenschaftlichen Grundla-
genforschung weisen ein besonders hohes MaB an fnterna-
tionalisierung auf. So besteht in manchen Feldern der expe-
rimentell ori-entierten Naturwissenschaften, insbesondere
solchen, die mit dem Einsatz von Gropgeräten verbunden
sind, eine deutliche Korrelation zwischen der Komplexität
der wissenschaftlichen Fragestellung und dem Grad der In-
ternationalisierung der Forschung. Die Kern- und Fusions-
physik oder die Hochenergiephysik sind Beispiele dafür, wie
die apparati.ve und finanzielle Größenordnung bestimmter
Vorhaben gleichsam einen z!üang zur Schaffung transnationa-
1er Strukturen ausgeübt hat. AIs aIlein nationale Vorhaben

hätten sie wahrscheinlich nicht in Angriff genommen werden

können.

Die ErfolEe, die hohen Standarde und nicht zuletzt die
globale Verflechtung der europäischen und speziell auch der
deutschen Grundlagenforschung sind offenkundig. Es zeichnet
sich ab, dap künftig soLchen Forschungs- und Organisations-
sLrukturen, wie sie beispielsweise das wissenschaftlich
sehr erfolgreiche Europäische Laboratorium für Molekular- \'

r-) VgI. Raad van Advies voor het Wetenschapsbeleid (RAWB):
Within New Boundaries. European Integration and the
Research f,'ramework within the Netherlands. Den Haag
1989, insb. S. 22-29.
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biologie (EMBL) entwickelt hat, eine noch gröBere Bedeutung
auch in anderen Bereichen der (naturwissenschaftlichen)
Grundlagenforschung zukommen wird. Zu den "modernen" und
innovatorischen Grundzügen und charakteristiken des EMBL

gehören:

Das serbstverständnis und die alrgemeine organisations-
struktur dieser auBeruniversitären Einrichtung: sie ver-
steht sj-ch nicht a1s Konkurrentin, sondern ars komplemen-
täre Einrichtung zur Forschung in den Hochschulen und
strebt nach befristeten oder Iängerfristigen Koopera-
tionen mit kleineren rnstituten und lVissenschaftJ-ergrup-
pen an universitäten und vergreichbaren Einrichtungen.
Auf diese weise wird versucht, der Komplexität und den
Anforderungen der Mol-ekutarbiologie gerecht zu werden.

Der Versuch, die Größe der Einrichtung und ihre euro-
päische Förderungsstruktur an die umfangreichen Aufgaben-
stellungen anzupassen, ohne in der inneren organisation
unübersichtlich zu werden; am EMBL arbeiten etwa 250
Wissenschaftler in 10 Forschergruppen.

zeitverträge auch für die l-eitenden wissenschaftl-er
(Gruppenleiter). Diese verträge richten sich trotz ihrer
groBzügigen Gestaltung (Gewährleistung einer bis z1r fünf-
jährigen Weiteranstellung nach Auslaufen des Vertrags)
grundsätzlich gegen personelle "Verkrustungen" .

Die gezielte Förderung des international rekrutierten
wissenschaftlichen Nachwuchses auf al-l-en Ebenen der Aus-
bildung, also nicht nur in Form von Doktoranden-, sondern
auch in Form von attraktiven prä- und postdoktorandenpro-
grammen

- Der Versuch einer Modernisierung der Informationsdienste
mit der schaffung eines "Europäischen rnstituts für Bio-
informatik'. Angestrebt wird ein leichter, europaweiter
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Zugriff auf alle für das Fach wesentlichen Datenbanken
für Nutzer aus den kommerziellen, öffentlichen und akade-
mischen Bereichen.

A.V. Förderung der internationaLen Wissenschaftsbezie-
hungen

Die Mehrzahl- der deutschen !,Iissenschaftler an Hochschulen
und auBeruniversitären Forschungseinrichtungen unterhält
regelmäBige Arbeitskontakte mit ausländischen Partnern.
Diesem fnteresse deutscher Wissenschaftler an Forschung und

Forschungseinrichtungen im Ausland und umgekehrt ausländi-
scher ttissenschaftler an der deutschen Forschung und deut-
schen Forschungseinrichtungen korrespondiert ein dichtes
Netz von Förderungseinrichtungen und -instrumenten in der
Bundesrepublik Deutschl-and. Im einzelnen seien genannt:

- der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) mit sei-
ner Förderung für Ausländer (Studierende und jüngere
Wissenschaftler, Hochschullehrer, Forscher, Künst1er,
Administratoren und Experten) sowie von Ausl-andsaufent-
halten für Deutsche (Studierende und Graduierte, Lekto-
ren, Hochschullehrer und Forscher) (Gesamthaushal-t:
225,9 Mio DM in 1989);

- die Alexander von Humbol-dt-Stiftung (AvH) mit. ihrer För-
derung der weltweiten wissenschaftlichen Zusammenarbeit
vor allem durch Vergabe von Forschungsstipendien und

Forschungspreisen für ausländische und für deutsche ttis-
senschaftl-er (Höhe der Fördermittel in 1990: etwa 66 Mio
DM);

- die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DfG) mit Mitteln und

Mapnahmen zur Förderung der wissenschaftlichen Beziehun-
gen zum Ausland durch finanzielle Zuwendungen, vor allem
durch die Finanzierung von Kongrep- und Vortragsreisen,
sowie durch die Wahrnehmung von Koordinations- und

Repräsentationsauf gaben ;
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eine grope Anzahl von Stiftungen und stiftungsähnlichen
Einrichtungen, die sich mit individuellen Zielsetzungen
und Schwerpunkten der Förderung der international-en wis-
senschaf tlichen Kooperation widmen (W-Stif tung , Fr:-tz
Thyssen-Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Carl Duisberg-
Gesellschaft (CDG), Deutsche Stiftung für international-e
Entwicklung (DSE), Deutsch-Israelische Stiftung, die
politischen Stiftungen etc. ) ;

die Fulbright-Kommission, die seit L946 den akademischen
Austausch von deutschen und amerikanischen Bürgern zwL-
schen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Bundes-
republik Deutschl-and mit einem differenzierten Stipen-
dienprogranm unterstützt ;

effektive bilaterale Kooperationsbeziehungen wie etwa der
Deutsch-Französische Studentenaustausch, speziell das
Deutsch-französische Hochschulkolleg mit seiner Förderung
gemeinsamer Studienprogramme und als künftiger Schwer-
punkt integrierter Studiengänge an deutschen und fran-
zösischen Partnerhochschulen sowie der Vergabe der ent-
sprechenden Stipendien ( jährliche Fördermittel des Bun-
desministeriums für Bildung und lüissenschaft: 3 Mio DM);

Wissenschaftsorganisationen, die im Rahmen ihrer institu-
tionel-len Forschungsförderung vielfä1tige international-e
Kontakte pflegen, wie etwa die Arbeitsgemeinschaft der
GroBforschungseinrichtungen (AGF), die Fraunhofer-Gesell-
schaft (FhG) oder die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), an

deren Instituten sich 1989 L.532 ausländische Wissen-
schaftler zu Forschungszwecken aufhielten (davon wurden
L.l-99 aus zentralen Mitteln der MPG gefördert).

einige Bundesressorts und Landesregierungeni sie fördern
auch unmittel-bar die internationalen Wissenschaftsbezie-
hungen. So finanziert zum Beispiel das auch für die
EG-Forschungskoordinierung zuständige Bundesministerium
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für Forschung und Technologie (BIvIFT) die deutsche Mitar-
beit in zahl-reichen internationalen Forschungs- und z§-
gleich Fördereinrichtungen (wie CERN, EMBL, ESA, ESO,

ESRF, ILL us\{. ) und koordiniert und fördert bilaterale
Zusammenarbeit mit vielen Staaten. Diese Aktivitäten
werden hier nicht detailliert betrachtet. Die Länder för-
dern z.B. den Bereich der Hochschulkooperation durch
Mittelzuweisungen an die Hochschulen.
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B. Empfehlungen

B.I. Lehre und Studium

I.1. Auslandsstudium

a) Zur Bedeutung des Auslandsstudiums

Studienaufenthalte im Ausl-and erwej-tern die fachl-iche Qua-
lifikation und den wissenschaftlichen Horizont der Stu-
dierenden, zugleich bereichern sie die individuelle Bildung
und Erfahrung.

Der berufsbezogene Wert des Auslandsstudiums wird häufig
bei Bemühungen um eine Erhöhung der Zahl von Auslandsauf-
enthalten in den Vordergrund gestelIt. Dies erscheint ange-
sichts der Anforderungen eines sich in Wissenschaft und

V'Iirtschaft internationalisierenden Arbeitsmarktes angemes-

sen. Der Nachweis eines erfolgreichen Teil-studiums an einer
ausländischen Hochschule ist bereits jeLzl' in viel-en Fä1len
mit ausschlaggebend für die Einstell-ung und für berufliches
Fortkommen. Sein V'7ert wird in den kommenden Jahren noch
deutlich zunehmen. Studienaufenthalte im Ausland, und damit
I{ehrsprachigkeit und internationa}e Erfahrung, werden in
Zukunft a1s grundlegender Bestandteil von "Karrieremustern"
in vielen wichtigen Arbeitsfeldern gelten, die eine akade-
mische Ausbil-dung voraussetzen.

Bei dieser vornehmlich auf den europäischen bzw. westlichen
Arbeitsmarkt und auf die beruflichen Chancen der Studieren-
den bezogenen Argumentation sollte aber nicht übersehen
werden, dap auch die allgemeineren Erträge eines Auslands-
studiums, namentlich

- die (Fremdheits-)Erfahrungen im Gastl-and, vor allem die
Auseinandersetzung mit unbekannten kulturellen Tradi-
tionen, mit fremden lterten und Einstellungen,
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- die wissenschaftl-iche und studienbezogene Qualifikation,

- die erworbenen Kenntni-sse in den Bereichen Wirtschaft,
Gesellschaft und Polit,ik und schlieBlich

- die Vertiefung von Fremdsprachenkenntnissen

wesentliche Grundlagen für die im Beruf geforderte fachli-
che und interkul-turel1e Kompetenz bil-den.

Den Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Auslandsstudium
liegen weiterhin folgende Überlegungen zugrunde:

(1) So offenkundig - und üblich - die Notwendigkeit einer
Bedarfsorientj-erung vor allem im Bl-ick auf den europäischen
Binnenmarkt ist, so schwierig ist es doch, hinsichtlich der
Bedürfnisse des akademischen Arbeitsmarktes bzw. der wahr-
zunehmenden Chancen der Studenten vorgeblich "realistische"
bzw. adäquate Quoten festzuLegen. Gegenwärtig steht fest,
daB das Ziel, 10 I der Studenten eines Studienjahres sol1-
ten ein Teilstudium, d.h. mindestens ein Semester, im Aus-
land absolvieren, bei weitem noch nicht. erreicht ist.

(2) Die Besonderheiten im Curriculum eines jeden Studienfa-
ches und damit vor allem das jeweils gewährleistete Ni-
veau der Ausbildung im international-en Verglej-ch - ver-
bieten Empfehlungen, \^rann genau (d.h. in welchem Semester)
oder gar wo ein Studienaufenthalt im Ausland angestrebt
werden sollte. In bestimmten Bereichen der Naturwissen-
schaften (etwa in Teilen der Mathematik, Physik, Chemie)
und der Geisteswissenschaften (2.B. Germanistik, Geschich-
te) erschej-nt aufgrund des meist sehr guten und/oder
spezifischen Studien- und Lehrangebots an deutschen Hoch-
schulen ein Auslandsstudium vor Ablegung des Diploms (und
vergleichbarer ttbschlüsse) speziell unter dem Aspekt der
fachwj-ssenschaftlichen Vertiefung nicht erforderl-ich. Dage-
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gen solIte in einer weiterführenden Ausbirdungs- oder pro-
motionsphase ein studienaufenthalt im Ausrand vorgesehen
werden.

( 3 ) Die rntensivierung des Ausrandsstudiums bedeutet für
engagierte Hochschulrehrer insbesondere zu Beginn einschlä-
giger rnitiativen (zuma], \^/enn s j-e in EG-Austauschprogramme
eingebunden sind) eine erhebliche Arbeitsbelastunq.

(4) Das studium deutscher studenten im Ausland kann nicht
Iosgelöst von dem Studium ausländischer Studenten in
Deutschland betrachtet werden; dies wird in der verknüpfung
beider in den wichtigen Programmen des internationalen
studentenaustauschs deutrich. so können der von Hochschulen
oder Fachbereichen organisierte Austausch von studenten wie
auch die individuell durchgeführten Studienaufenthalte nur
dann den gewünschten Erfolg haben, wenn die Studenten in
ihren Gastländern jeweils rasch und unkompliziert eine
Unterkunft für die Dauer ihres Aufenthaltes finden. Bei
diesen unterkünften handelt es sich in der Reger um ttohn-
heimplätze. Nicht nur der private t'Iohnungsmarkt f ür studen-
ten, sondern vor al-rem auch die Bereitstellung von Zimmern
in öffentl-ich geförderten (internationalen) studentenwohn-
heimen sj-nd in deutschen universitätsstädten völ-Iig unzu-
reichend.

(5) Der Erfolg eines Teilstudiums im Ausland hängt in ent-
scheidendem MaB von der Existenz teistungsfähiger Bera-
tungseinrichtungen und von Mapnahmen im Bereich der wissen-
schaftsadministration bzw. der Hochschulverwaltung ab. In
diesem Bereich sind noch erhebl-iche Defizite zu erkennen.

Gemessen an den Anforderungen des Arbeitsmarktes für Hoch-
schulabsolventen in den 90er Jahren in Viirtschaft und
Industrie, in Wissenschaft und Forschung - häIt der Wissen-
schaftsrat die Zahl- der Auslandsstudienaufenthal_te deut-
scher Studenten gegenwärtig für zu niedrig und sowohl die
geographische Verteil-ung a1s auch die Repräsentanz der
Disziplinen für unbef riedi-gend (v91. Kapitel A.III.1. ) .
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Trotz eines seit langem differenziett ausgebauten Förde-

rungsangebots für Studienaufenthalte deutscher Student,en im

Ausland (gefördert u.a. vom DAAD, über Bafög, Fulbright und

neuerdings auch ERASMUS) ist die Zahl der Initiativen zlar

Wahrnehmung eines Auslandsstudiums noch immer zu gering. fn
der Zukunft wird es darauf ankommen, den studenten die
Bedeutung eines Studiums im Ausland noch deutlicher z1J

machen. Voraussetzung dafür ist allerdings, die Bedingungen

des Studentenaustauschs attrakt'iver zu gestal-ten.

Daraus ergeben sich folgende EmpfehJ-ungen:

(1) Es sollten lvlaBnahmen ergrif f en und Mittel bereitge-
stel-lt werden, damit kutz'bzw. mittelfristig das ange-

strebte Ziel erreicht werden kann, daß zumindest L0 I der
Studenten eines Studienjahres einen Auslandsstudienaufent-
halt wahrnehmen. Längerfristig sollten vor a1lem die Stu-
denten mit ambitionierten Berufswünschen ein Auslandsstu-
dium ernsthaft in Erwägung ziehen.

Die Mittel zur Förderung des Auslandsstudiums, die in der
Bundesrepublik Deutschland aufgewendet werden, dürfen nicht
gesenkt, sie müssen vielmehr der steigenden Nachfrage ent-
sprechend erhöht werden. Die Vielfa}t der nationalen und

internationalen Förderungsformen muB bewahrt bleiben.

Zu den erforderlichen lvlaBnahmen zählen in erster Linie die
weitere und auszubauende Förderung von Auslandsstudien-
aufenthalten qualifizierter Studenten mit Hil-fe des Bafög,
der Individualstipendien des DAAD sowie seines bewährten

Programms des Integrierten Auslandsstudiums (IAS), ferner
die verstärkte Teilnahme deutscher Hochschulen an den Mobi-
1itätsprogrammen der Europäischen Gemeinschaft. Die Inten-
sivierung des bi- bzw. multilateralen Studentenaustauschs
kann vielfach nur gelingen, wenn auch die Mittelaufwendun-
gen auf Gegenseitigkeit beruhen.
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(2) unabhängi-g von den oben angesprochenen, auf Jahrgänge
oder GroBgruppen bezogenen "euotierungen", deren gegenwär-
tige Höhe die Auffassung bestätigt, es handele sich bei den
studenten, die ein Teilstudium im Ausland absolvieren bzw.
absolvieren solltenr urn eine deutriche, gleichwohl qualifi-
zierte Minderheit, stell-t sich für jeden einzelnen studen-
ten die Frage nach dem individuelren wert eines Auslands-
studiums. Überl-egungen hinsichtlich der künftigen Bedeu-
tung, der wahrnehmung und des Zeitpunktes eines studienauf-
enthartes im Ausland sorlten mögrichst früh in die indivi-
dueIle studien- und Berufsplanung einbezogen werden.

vor allem in den Natur- und rngenieurwissenschaften so11te
vor dem vordiplom (bzw. vor dem Ende des grundständigen
studiengangs ) kein Ausrandsstudienaufenthalt wahrgenommen
werden. Viel-mehr soll_ten Studienaufenthalte an
ausländischen Hochschulen der vertiefung der Fachstudien
oder der vorbereitung auf einen studienabschluB dienen,
ferner als Aufbaustudium absolviert werden.

Verstärkt sollte die Aufmerksamkeit auch auf Hochschulen in
süd-, ost- und Mitteleuropa gerichtet werden, die aufgrund
eines besonders qualifizierten Lehr- und studienangebots
für einen studienaufenthalt in Frage kommen (2.8. ein stu-
dium der Mathematik in osteuropäischen Ländern).

vor dem Hintergrund der in der Bundesrepublik Deutschland
üblichen langen vorlesungsfreien zeiten sind rnitiativen
von studenten - auch materiell zu unterstützen, die diese
auf die Teilnahme an internationalen veranstaltungen (Kurse
und Seminare, wissenschaftliche Symposien und Konferenzen,
Sprachkurse) während dieser Zeiten richten.

(3) Hochschull-ehrern, die rnitiativen zu Austauschpro-
grammen und Hochschulkooperationen ergreifen bzw. mit Koor-
dinationsaufgaben befapt sind und allgemein eine hohe Bera-
stung durch derartige Aufgaben nachweisen können, so]lte
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eine angemessene Entlastung (DeputatsermäBigung oder admi-
nistrativ-organisatorische unterstützung) gewährt werden.

(4 ) Es müssen rasch weitere !'Iohnheimplätze für deutsche und
ausländische studenten geschaffen werden. Dies stellt die
grundlegende voraussetzung für aIle weiteren Bemühungen zut
Intensivierung des Studienaustauschs dar (vgl. Kap. 8.I.2.)

(5) rn vielen Fällen wirken sich individuelr organisierte
Auslandsstudienaufenthalte gegenwärtig noch studienzeitver-
1ängernd aus. Dies liegt vor allem daran, dap an einer
ausländischen Hochschule erworbene Leistungsnachweise von
Fakurtäten und Prüfungsämtern in Deutschland nicht immer
anerkannt werden. Es sol-lten deutliche Bemühungen seitens
der angesprochenen rnstitutionen unternommen werden, um

diese BenachteiJ-igungen aufzuheben (vg1. Kapitel B. r. 1.b
und 8.I.4)

(6 ) Der lrlissenschaf tsrat hat in seinen Empf ehlungen zvr
Entwicklung der Fachhochschuren in den 90er Jahren u.a. die
Errichtung von Akademischen Auslandsämtern in Fachhochschu-
len vorgeschlagen, damit diese an der rnternationalisierung
der wissenschaftsbeziehungen im Bereich Lehre und studium
gleichberechtigt teil-haben könnena ) . statt der Errichtung
von eigenen Akademischen Auslandsämtern, die vorrang haben
sollte, kann in geeigneten Einzel-fälren auch die l,Iitnutzung
von vorhandenen Einrichtungen an einer benachba.rten univer-
sität vorgesehen werden. Ferner sind sprachkursangebote und
stipendienprogramme erforderl-ich sowie personelle Ressour-
cen für den Auf- und Ausbau von internationalen Koopera-
tionen und zur Förderung des Bekanntheitsgrades der Fach-
hochschul-en im europäischen und aupereuropäischen Ausland.

r-) Vgl. Wissenschaftsrat:
Fachhochschulen in den

Empfehlungen zur Entwicklung der
90er Jahren, Köln 1991, S. 107.
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Der ttissenschaftsrat begrüBt, daß Bund und Länder im Hoch-
schulsonderprogramm rr die in diesem Zusammenhang erforder-
lichen MaBnahmen zur stärkung der europäischen zusammenar-
beit berücksichtigt haben, wobei besonderes Gewicht auf die
weiterentwicklung und internationale wettbewerbsfähigkeit
der Fachhochschulen geJ_egt wird.

Daneben müssen auch die Auslandsämter der universitäten
aufgrund des in den letzten Jahren stark angestiegenen
umfangs der Austauschbeziehungen der Hochschul-en personell
verstärkt werden.

b) rndividuel-l organisierte Auslandsstudienaufenthalte

von studenten individuell geplante und durchgeführte Aus-
randsaufenthal-te werden vierfach mit eigenen Mittefn und/
oder rndividualstipendien bestritten. rhr vorteil Iiegt,
r^7enn die ttahl- des Studienorts und damit des wissenschaftli-
chen und sozialen umfel-ds grückt, in der weitgehenden Frei-
heit des einzelnen, über die wahrnehmung von studienschwer-
punkten und kulturellen, gesellschaftl-ichen und polit|schen
Angeboten sel-bst entscheiden zu können. Die Erträge solcher
studienaufenthalte können desharb besonders hoch sein.

Der wissenschaftsrat unterstreicht den vtert dieser indivi-
due]I organisierten Auslandsstudienaufenthalte von studen-
ten und spricht sich dafür aus, die Mittel öffentlicher
Förderungseinrichtungen für diese anerkannte Form des Aus-
landsstudiums nicht nur aufrechtzuerhalten, sondern dem
steigenden Bedarf entsprechend zu erhöhen. Eine qualifi-
zierte Bewerbung darf nicht an fehlenden l,Iitteln für indi-
viduell organisierte Auslandsaufenthalte scheitern. Auf
jeden FaIl sollten die Mittel nicht zugunsten einer Förde-
rung von Auslandsstudienprografilmen vermindert werden.

Individuell organisierte Auslandsaufenthalte sollten insbe-
sondere auch für diejenigen Länder und Fächer gefördert
werden, für die es keine durch programme geförderten Mög-
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lichkeiten gibt. Vor al-l-em mit USA und Japan sol1te ein
intensiver Austausch ermöglicht werden.

c) Institutionell organisierte Auslandsstudienaufenthalte

Die Vorteil-e und Erfolge der institutionell organisierten
und häufig von dritter Seite (mit-)finanzierten Auslands-
aufenthalte sind ebenso offenkundig (v91. Kapitel
A.IfI.1.b)a). Mit ihren vielfältigen und wirkungsvoll
ineinandergreifenden MaBnahmen tragen sie dazu bei, Hürden

im bi- und multilateralen Studentenaustausch abzubauen,

damit die Motivation vieler Studenten zur Aufnahme eines
Auslandsstudienaufenthalts zrt steigern und somit insgesamt
den Studentenaustausch zu bel-eben und zu intensivieren. Es

besteht derzeit eine groBe Nachfrage nach institutionel-I
organi-sierten Auslandsstudienaufenthalten. Sie bedürfen
künftig einer Festigung und deutl-ichen quantitativen Erwei-
terung sowohl im deutschen a1s auch im europäischen Rahmen.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt Hochschullehrern, in den

kommenden Jahren auf Fachbereichs- oder Hochschulebene noch

stärker a1s in der Vergangenheit entsprechende Initiativen
zu entfalten (Partizipation an und Koordinierung von Hoch-

schulkooperationsprogrammen, gegebenenfalls auch Ausbau und

Vertj-efung bereits bestehender und nicht ausgeschöpfter
Hochschulkooperationsvereinbarungen). Sie bedürfen darin
der Unterstützung der Hochschulleitungen und -verwaltungen.

VgI. ferner Teichler,
s. 239 ff.

Smith, Steube: a.a.O., insbesr-)
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Der wissenschaftsrat weist im übrigen d.arauf hin, dap mit
einem zu hohen organisationsgrad der Ausl-andsstudienpro-
gramme nicht nur die Freiheit des einzelnen, über seinen
Auslandsaufenthal-t selbst zu befinden, eingeschränkt wird,
sondern daB auch die Effizienz der MaBnahmen nachläßt. ) .

d) ERASMUS Ein Mobilitätsprogranm der Europäischen Ge-
meinschaft

Die Mobilitäts- und Austauschprogramme der Europäischen
Gemeinschaft und die Teilnahme von studenten, Hochschurreh-
rern und Hochschulen an diesen programmen verdienen unter-
stützung. wie sich am Beispiel des ERASMUS-programms (För-
derungssumme 1990-1992: 192 Mitlionen ECU) zeigen Iäßt,
entfalten EG-Prografirme rasch eine prograilmatisch und insti-
tutionel-1 stimul-ierende, internationale v'Iirkung2>. Für die
t'Teiterentwicklung der Mobilität im Bereich von Lehre und
studium hat sich das ERASMUS-programm in der vergleichswei-
se kurzen Zeit seines Bestehens als sehr anregend erwiesen.
Erfahrungsberichte und Evaruationsstudien heben eine Reihe
von Erforgen und verbesserungen im Bereich des Auslandsstu-
diums, spezierr also der Auslandsstudienprogramme, hervor:

- eine deutliche Erhöhung der Mobilität der StudenLen
bedingt durch

1) Vgl. ebd. S. 257.

Zu seinen Aufgaben zählen neben der Vergabe von Studen-
tenstipendien auch die Schaffung eines europäischen
Hochschulnetzes (einsch1. Austausch von Lehrpersonal),
die Entwicklung eines europäischen Systems zur Anrech-
nung von Studienleistungen (ECTS) und flankierende
MaBnahmen zur Förderung der Studentenmobilität.

2)
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eine breite Akzeptanz des Programms bei seinen euro-
päischen Zielgruppen (Studenten, Hochschullehrer, Hoch-

schul-en und ihre Verwaltungen) und verbunden damit

eine Zunahme der Hochschulkooperationsprograilme (HKP),

d.h. der Programme für den Austausch von Studenten und

Dozenten,

eine offenkundig wirksame Intensivierung der Fremdspra-
chenkenntnisse aufgrund der Teilnahme an EG-Programmen,

eine hohe Beteiligung von Fachhochschulen, und zwar ins-
besondere solcher, di-e Programme mit einem obligatori-
schen Studienabschnitt im Ausland eingerichtet haben (vor
allem im Bereich der Europäischen Betriebswirtschafts-
lehre ) .

Das ERASMUS-Programm ist von den deutschen Hochschulen
positiv aufgenommen worden. Die vorliegenden Daten hin-
sichtlich der Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland
bzw. deutscher Hochschulen an ERAsMus-Hochschulkoopera-
tionsprogranrmen im europäischen Vergleich (v91. Kapitel
A. III. l-.b) belegen nach Auffassung des Wissenschaftsrates
a1J-erdings auch, daß in Zukunft weitere Anstrengungen un-
ternornmen werden müssenr üR die Partizipation und Koope-
ration in bestimmten Fel-dern des Auslandsstudiums zu erhö-
hen. Der V,lissenschaf tsrat f ordert daher die Hochschulen
(insbesondere die, die bisher eine schwache Beteiligung
aufweisen) dazu auf, weitere Initiativen zur Mitwirkung an

durch ERASI,IUS geförderten Kooperationsprogranrmen zu unter-
nehmen. Er weist zugleich darauf hin, daB es viele Probleme
im Zusammenhang mit der Planung und Durchführung des ERAS-

MUS-Programms gibt, auf die die Hochschulen gegenwärtig
keinen oder nur einen geringen Einflup nehmen können. Dies
sind:
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der Wohnungsmarkt. V'Ienn die Programme erfolgreich sind,
d.h., wenn eine entsprechend groBe Anzahl- ausländischer
Studenten an deutschen Hochschulen studieren will, führt
der vielerorts ekl-atante Wohnungsmangel in Hochschul--
städten zu erheblichen Erschwernissen in der Betreuung,
wenn nicht sogar zum Scheitern dieses Austauschs.

Zahl und Höhe der ERASMUS-Teilstipendien. ERASMUS-Stipen-
dj-en sollen prinzipiell nur die Mehrkosten und nicht die
Gesamtkosten des Auslandsstudiums decken. Aufgrund der
sprunghaft gestiegenen, erfolgreichen Anträge und der
eingetretenen Finanzierungslücke konnten in viel-en Fäl1en
nur deutlich weniger oder niedriger dotierte Stipendien
zur Verfügung gestellt werden. Da die Europäische Gemein-
schaft das ERASMUS-Programm im Hinblick auf die Teilneh-
merzahlen quantitat.iv deutlich ausgebaut hat, hä1t der
!',Iissenschaftsrat eine proportionale Erhöhung der Mittel-
in diesem Programm für erforderlich. Nur auf diese Vüeise

kann es seinem Zweck, die Mehrkosten bei Studienaufent-
halten im Ausland zu übernehmen, wieder entsprechen. Wenn

dies nicht gelingt, solJ-te die Zahl der geförderten Hoch-
schulkooperationsprogramme wieder in Übereinstimmung mit
den vorhandenen it{itteln gebracht werden.

Aufgrund vorliegener Erfahrungsberichte über die Durchfüh-
rung des ERASMUS-Programms häIt es der Wissenschaftsrat
- neben der Befürwortung der grundlegenden Ziele des Pro-
granrms für notwendig, auch auf gegenwärtig noch ungelöste
Probleme und strukturel-l-e Defizite im programmatisch-admi-
nistrativen Bereich aufmerksam zu machen:
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Zahlreiche Hochschullehrer, die an den Hochschulkoopera-
tionsprogrammen von ERASMUS beteiligt sind, beklagen den
erheblichen Verwaltungsaufwand, der für die Antragsstellung
und die Berichterstattung zlJ leisten ist. Der Wissen-
schaftsrat bj-ttet die Europäische Gemeinschaft, Möglich-
keiten der Entlastung zu prüfen.

Dem Ziel des ERASMUS-Programms, den Anteil der Studenten
aus den EG-Mitgliedstaaten, die ein Semester (oder Iänger)
in einem anderen EG-Land studieren, auf zehn Prozent zv
steigern, stehen noch eine Reihe von mobititätsbehindernden
Unterschieden zwischen den europäischen Hochschulsystemen
(insbesondere curriculare und administrative Regelungen)
entgegen. Prinzipiell ist die gegebene Vielfalt der euro-
päischen Hochschullandschaft jedoch zu befürworten und als
förderlich im Bereich der Studentenmobil-ität zu bewer-
ten.1) Der Wissenschaftsrat begrüBt in diesem Zusammenhang

Verbesserungen bei der AbstimmunlJ von Studieninhalten, \nrenn

sie gleichzeitig der Weiterentwicklung des jeweiligen Stu-
dienfaches dienen, zumindest aber keine Einschränkung oder
Verschlechterung des eigenständigen Profils der Hochschule
und des bisherigen Standards in Studium und Lehre bedeuten.

Vgl. Teichler, Ul-rich: Die Beharrlichkeit der Viel-fal-t.
Hochschulen in Europa: Studiengänge, Studiendauer und
Berufseinstieg im innereuropäischen Vergleich und die
Folgen für studentische Mobilität. In: Prisma. Die
Zeitschrift der Gesamthochschule Kassel. Universität.
Nr. 44 (August 1990), S. 4-16. Ders.: Europäische Hoch-
schulsysteme. Die Beharrlichkeit vielfältiger lulodelle.
Frankfurt 1990.

1)
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Angesichts der gewünschten Ausweitung der Ausl-andsstudien-
progranrme, die in ihrer Organisation und Durchführung häu-
fig geographischen und curricularen Vorgaben unterworfen
sind, unterstreicht der Wissenschaftsrat seine Empfehlung,
die Förderung individuel-Ier Auslandsstudienaufenthalte
(u.a. durch die traditionell-en Stipendienprogramme des
DAAD) aufrechtzuerhalten und auszubauen.

I.2. Ausländerstudium

Die Bundesregierung hat 1986 in ihrer Antwort auf eine
GroBe Anfrage zum Thema "Mobilität von Studenten und ttis-
senschaftl-ern" festgestellt: "studium und berufIiche Aus-
und Fortbildung von Ausländern in der Bundesrepublik
Deutschland tragen in hohem MaBe zur international-en Ver-
ständigung und zur Verbreitung der deutschen Kultur und

Sprache bei. Sie sind für die AuBenbeziehungen der Bundes-
republik Deutschland von auBerordentlichem Wert. Gerade der
akademische Austausch schafft Kontakte und Verbindungen
zwischen Deutschen und zukünftig in verantwortlichen Posi-
tionen tätigen Bürgern anderer Staaten, die für ein welt-
orientiertes Land wie die Bundesrepublik Deutschland von
besonderer Bedeutung sind. "1)

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft: Mobi-
lität von Studenten und tüissenschaftlern. Antwort der
Bundesregierung auf eine GroBe Anfrage. Bonn (BT
Drs. I0/6419) 12.Ll.1986.

1)
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Seit Mitte der 8Oer Jahre hat sich der Studentenaustausch,
speziell das Ausländerstudium, mit unterschiedlichern Erfolg
entwickelt. Im Bereich der Europäischen Gemeinschaft hat er
einen steten Zuwachs erfahren. Die im Rahmen der Europä-
ischen Gemeinschaft entwickelten Mobilitätsprogramme begin-
nen sich nunmehr auch Studenten aus EFTA-Ländern zu öffnen,
oder sie dienen als Vorbil-d für spezielle Programme für die
osteuropäischen Länder (TEMPUS). Eine Vielzahl- von Untersu-
chungen, Stellungnahmen und Empfehlungen zur Studiensitua-
tion von Studenten aus EntwickLungsländern seit der zweiten
Hälfte der 80er Jahrea> erfaBt bis in die Gegenwart anhal-
tende, defizitäre Strukturen in diesem Bereich. Vorgeschla-
gene MaBnahmen sind kaum umgesetzt worden.

Der Wissenschaftsrat hält Schritte für erforderl-ich, die
geeignet sind, die Zahl ausländischer Studierender zu erhö-
hen und speziell die Ungleichgewichte in der Verteilung
ausländischer Studenten nach Herkunftsländern abzubauen.

Lediglich eine geringe ZahI von ausländischen Studenten
kommt aus Afrika, Lateinamerika und wichtigen asiatischen
Ländern (etwa Indien: 600 Studenten) (vg1. Übersicht 6).
Demgegenüber stammen fast 40 Prozent der ausländischen
Studierenden aus 5 Ländern (Türkei, Iran, Griechenland,

VgI. Wissenschaftsrat: Stellungnahme zum Studienangebot
für Studenten aus Entwicklungsländern, a.a.O. (l-985);
Wissenschaftlicher Beirat beim BMZ: Empfehlungen zum
Studium von Studenten aus Entwicklungsländern in der
Bundesrepublik Deutschland, a.a.O. (1987); ders.: Zur
Notwendigkeit einer Verstärkung der wissenschaftlichen
Kooperationspolitik mit Entwicklungsländern. Bonn 1990;
Deutscher Bundestag: Antwort der Bundesregierung betr.
Hochschulförderung Dritte Welt. Bonn l-985 (BT-Drs.
1,0/5560); ders.: Anthrort der Bundesregierung betr.
Situation und Perspektiven des Studiums ausländischer
Studierender in der Bundesrepublik Deutschland. Bonn
1986 (BT-Drs . 10/5171 ) .

r)
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Korea, rndonesien). Der Abbau dieser Dj-sproportionen kann
nach Auffassung des wissenschaftsrates nur in der Erhöhung
der Zahl- der studenten aus bisher schwach vertretenen oder
unterrepräsentierten Regionen bestehen, in erster Linie aus
Entwickl-ungsländern und aus Ländern Osteuropas.

a) Allgemeine Probleme des Ausländerstudiums

Für nahezu jeden ausländischen Studenten, der ein (Tei1-)-
studium in der Bundesrepubrik Deutschland absorvieren möch-
t€, bestehen Hürden, die abzubauen in erster Linie Aufgabe
des Gastl-andes ist:

Der gegenwärtige Mangel an V,Iohnungen und Unterkünften
betrifft nicht nur deutsche Studenten, sondern in noch
härterem MaBe auch ausländische Studenten, insbesondere
solche aus Entwicklungsländern.

Die Möglichkeiten zum Erwerb der deutschen Sprache j.m
In- und Ausland sind in manchen Fä11en nicht und in
vielen Fällen nicht in einem wünschenswerten MaBe gege-
ben. Ihre Verbreitung in Europa ist insbesondere nach
dem Zweiten Weltkrieg zurückgegangen und einer Dominanz
des Englischen - das sich als internationale Wissen-
schaftssprache auch in der deutschen ltissenschaft einen
festen Platz erworben hat gewichen.

Viele Studieneinrichtungen leiden unter einer über1ast.
Der Zugang zv ihnen ist ausländischen studierenden durch
die wenigen Arbeits- bzw. Laborplätze nur eingeschränkt
mög1ich.

Aus sicht ausländischer studenten (vornehmrich aus aupereu-
ropäischen staaten), die in der Bundesrepubrik Deutschl-and
ein Vollstudium aufnehmen wol-len, stellen sich darüber
hinaus weitere Probleme:
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Das Bildungs- und Hochschulsystem sowie das damit ver-
bundene BerechtilJungswesen der Bundesrepublik Deutsch-
land weichen von den Standards ab, die die englischen
bzw. angloamerikanischen, aber auch die französischen
Bildungssysteme etabliert haben und die in den mit ihnen
historisch verbundenen Schwellen- und Entwicklungslän-
dern gelten. Die Aufnahme eines Studiums innerhalb sol-
cher weitqehend homogener Systeme erscheint daher viel-
fach als der naheliegendere V{eg. Im Vergleich mit diesen
Systemen empfinden viele ausländische Studenten das

Studium an deutschen Universitäten aIs zu wenig struk-
turiert.

Auch die Länge der Studienzeiten an deutschen Universi-
täten wird von solchen Studenten, die ein VoLlstudium
anstreben, a1s Hemmnis empfunden. Als schwierig erweist
sich häufig zudem die Frage der Anerkennung deut.scher
Hochschulabschlüsse (v91. Kapitel 8.I.4.). Die Kombina-

tion dieser Probl-eme mit bestehenden Schwierigkeiten
beim Erwerb der deutschen Sprache führt dazu, daB die
Möglichkeit eines Studiums in der Bundesrepublik
Deutschland auf viele ausländische Studenten nur einen
geringen Reiz ausübt; sie geben anderen tändern und

Ausbildungssystemen den Vorzug.

b) Zur Weiterentwicklung des Ausländerstudiums

Die Gesamtgruppe der ausländischen Studenten ist sehr hete-
rogen zusammengesetzt. Jede Einzelgruppe benötigt die Pfle-
ge bzw. Schaffung von jeweils ihren Bedürfnissen gerecht
werdenden Rahmen- und Studienbedingungen. Dennoch lassen
sich vor dem Hintergrund der dargestellten Probleme allge-
meine Empfehlungen aussprechen, die einer Verbesserung der
Studienbedingungen der Studenten sowohl aus Europa (bzw.
westlich geprägten Industrieländern) aIs auch aus Schwel--
len- und Entwicklungsländern dienen.
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Der lrlissenschaftsrat empfiehlt im einzelnen:

( 1 ) Die Informationspolitik über Studienmöglichkeiten in
der Bundesrepublik Deutschland sollte aktiver und offensi-
ver betrieben werden. Folgende MaBnahmen erscheinen hierzu
besonders geeignet:

Die schriftlichen Informationen über Studienmöglichkei-
t.en und Studienbedingungen in der Bundesrepublik
Deutschland sollten verbessert werden; insbesondere
sollten die Vorzüge des Fachhochschulstudiums angemessen

dargestel-l-t werden. Dies bedeutet eine Preisgabe der
gegenwärtig noch vorherrschenden "distanzierten" Dar-
stellungsweise in einschlägigen lviaterial-ien. Besondere
Bedeutung kommt dabei der ausführlichen Information über
die Studien- und Ausbildungsgänge an deutschen Hoch-
schul-en z\. Neben einer motivierenden Darstell-ung der
Studienvoraussetzungen und Studienformen, die qual-i-
fizierte Bewerber anspricht, soll-ten allerdings auch
potentielle Probleme für weniger qualifizierte Bewerber
dargelegt und Wege zur Lösung dieser Probl-eme aufgezeigt
werden.

Die Beratung von Studierwill-igen im Ausland durch Lekto-
ren und Hochschullehrer sowie durch Vertreter von Bot-
schaften oder Goethe-Instituten sol-Ite verbessert wer-
den. Zudem sollten beratende Kräfte im Ausland auf diese
Tätigkeit besser vorbereitet werden.

In Zusammenarbeit mit Informationsaktivitäten der Euro-
päischen Gemeinschaft sollte die Bundesrepublik Deutsch-
land auf "Educational- Fairs" im Ausland vertreten sein
sowie besondere Studienangebote in den Bereichen der
!{eiterbildung und der Aufbaustudien auch einem Adressa-
tenkreis auBerhalb der Hochschulen, also Unternehmen und

Berufsorganisationen I zlJr Kenntnis bringen.
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Die fnformationskapazität der Hochschulen in der Bundes-
republik Deutschland sollte verstärkt werden, um eine
intensive Beratung bei Bewerbungen und bei der Aufnahme
des Studiums zu gewährleisten.

Der Wissenschaftsrat begrüBt, daß die Kultusministerkon-
ferenz derzeit Perspektiven und ttirkungsmöglichkeiten
einer "zentralen An1aufstelle" in der Bundesrepublik
Deutschland (etwa nach dem Muster des University Council
for Centra1 Admission (UCCA) in GroBbritannien) prüft.
Eine sol-che Einrichtung könnte sowohl allgemeine fnfor-
mationsaufgaben a1s auch Service- und Koordinationsfunk-
tionen übernehmen.

(2) Die Unterkunftsmöglichkeiten für ausländische Studenten
sollten ebenso wie die für deutsche Studenten zügig ausge-
baut werden. Hier ist in erster Linie an den Bau von Stu-
dentenwohnheimen (v91. Kapitel B.I.1.), aber auch an die
Umwidmung von vormals militärisch genutzten Geb.äuden in
Hochschulstädten für ziviles lrlohnen zu denken. Aufgrund der
besonderen AnforderunEen, die ein erfolgreicher multilate-
raler Studentenaustausch an die Vergabepraxis von Wohnheim-
plätzen stellt, sollten für dessen Zwecke die Kapazitäten
der "Europa-Häuser" stärker genutzt werden. Das Programm

"Europa-Häuser" sollte zudem längerfristig über den euro-
päischen Bezug hinaus international ausgebaut werden.

( 3 ) Der Erfolg der Studienaufenthalte ausl-ändischer Stu-
denten in der Bundesrepublik Deutschland hängt in wesentli-
chem MaBe auch von einer leistungsfähigen Studienberatung
und einer angemessenen sozialen Betreuung nicht nur zu
Beginn des Studiums ab. Die Beratung sollte durch akademi-
sche und studentische Tutoren erfolgen; ein Teil- der stu-
dentischen Tutoren könnte aus der Gruppe fortgeschrittener
und erfahrener ausländischer Studenten selbst rekrutiert
werden. Die Hochschu.l-en sollten über hinreichende materiel--
1e Kapazitäten verfügenr ufl derartige studienbezogene und
soziale Betreuungsaufgaben angemessen wahrnehmen zu können.
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(4) Zum Erwerb von Deutschkenntnissen:

Die Möglichkeiten zum Erwerb deutscher Sprachkenntnisse
im Ausland sollten ausgebaut werden, um die sprachlichen
Voraussetzungen für die Studierfähigkeit in Deutschl-and

möglichst frühzeitig zu schaffen.')

Sprachliche Vorbereitung in der Bundesrepublik Deutsch-
land wird allerdings auch weiterhin erforderlich sein;
entsprechende Möglichkeiten sollten a1s Teil des Vorstu-
diums (Studenten-status) und studienbegleitend durch die
Studienkollegs und Hochschulen (Lehrgebiet Deutsch als
Fremdsprache) angeboten werden.

Ausländischen Studenten mit befristetem Aufenthalt in
der Bundesrepublik Deutschland, seien es Teilnehmer an

Auslandsstudienprogrammen oder solche, die ihren Aus-
l-andsstudienaufenthalt individuell organisieren, sollten
neue Formen kurzzeitiger intensiver Sprachvorbereitung
angeboten werden.

(5 ) Ausl-änderrechtliche Regelungen sollten keine Hemmnj-sse

bei den Einreisemodal-itäten (Visum) für das Ausländerstudi-
um darstell-en. Entscheidungen über Erteilung und Verlänge-
rung von Aufenthaltsgenehmigungen sollten Informationen der
Hochschulen über den akademischen Status und die Zweckbe-

stimmung der Aufenthalte zugrundeliegen.

l-) VgI. dazu auch die
gang ausländischer
199r..

Beschlüsse der KltK zum Hochschulzu-
Studienbewerber vom L4 . / L5 . NIärz
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c) Ausländische Studenten aus europäischen Ländern

Der Wissenschaftsrat empfiehlt einen intensiven Studenten-
austausch mit allen Staaten Europas. Dies gilt insbesondere
für die traditionellen Kontakte mit anderen deutschsprachi-
gen Ländern, aber etwa auch mit den skandinavischen Staa-
ten, die über dem Bemühen, die Beziehungen vor a11em zu
osteuropäischen Hochschulen zu intensivieren, nicht verges-
sen werden sollten. Ein Ansteigen der Zahl ausländischer
Studenten aus Europa IäBt sich in dem wünschenswerten Mape

herstellen, r^renn

die deutschen Hochschulen bereit und kapazitätsmäBig in
der Lage sind, ihre Beteiligung an den Auslandsstudien-
programmen zu erhöhen,

(wie dargelegt) durch entsprechende Informationsaktivi-
täten die Attraktivität eines Studiums bzw. Studienauf-
enthalts an einer Universität oder Fachhochschule in der
Bundesrepublik Deutschland hinreichend deutlich gemacht
worden ist und hinreichend Raum in Studentenwohnheimen
(v91. B.I.1. ) zur Verfügung steht.

Um die Zahl der Studienaufenthalte von Studenten aus osteu-
ropäischen Ländern zu erhöhen, empfiehlt der Wissenschafts-
rat den Hochschulen zu prüfen, in welcher Vteise sie sich an

dem EG-Prograflrm TEMPUS betelligen können. Den nationalen
oder supranational-en Fördereinrichtungen sollten die er-
forderlichen zusätzlichen Mitte1 zur Weiterführung der
Austauschbeziehungen der früheren DDR rnit den mittel- und
osteuropäischen Staaten zur Verfügung gestellt werden.

d) Ausländische Studenten aus Entwicklungsländern

An den Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland studieren
gegenwärtig etwa 45.000 Studenten aus Entwicklungsländern
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(vg1. Übersicht 6), davon etwa zwei Drittel in den Fächer-
gruppen Ingenieurwissenschaften, Mathematik, Naturwissen-
schaften, Medizin, Land- und Ernährungswissenschaften.
Dagegen sind sozial-- und Kulturwissenschaften kaum vertre-
ten.

Im Gegensatz zu vielen Studenten aus Industrieländern, die
in der Bundesrepublik Deutschland nur ein Teilstudium ab-
solvieren, nimmt die Mehrzahl der Studenten aus Entwick-
lungsländern ein Vollstudium an deutschen Hochschulen auf.
Dabei ergeben sich die zum Teil schon genannten probleme
hinsichtl-ich der Finanzierung, der studienorganisation und
Studiendauer, der wissenschaftlichen Betreuung, der so-
zial-en Integration und der Reintegration.

Der I'Iissenschaftsrat verweist auf die "Empfehlungen zum

Studium von Studierenden aus Entwicklungsländern in der
Bundesrepublik Deutschland" des Wissenschaftlichen Beirats
beim Bundeministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
(BMZ) (1987) und auf die vom l'Iissenschaftsrat 1985 verab-
schiedete "Stel-lungnahme zum Studienangebot für Studenten
aus Entwicklungsländern" . Die dort ausführl-ich dokumentier-
ten Sachverhalte und ausgesprochenen Empfehlungen sind nach
wie vor aktuelI. Als Schwerpunkte der vielfach noch ausste-
henden Reformen sieht der $Iissenschaftsrat an:

Sicherung des Studienerfolgs von Studenten aus Entwick-
1ungsländern. Dazu bedarf es folgender MaBnahmen:

o Auswahl und Gewinnung qualifizierter Bewerber (dies
war aufgrund der genannten Besonderheiten des
deutschen Bil-dungshresens in der Vergangenheit häufig
schwierig ) ;

o Gewährleistung eines möglichst frühzeitigen, qualifi-
zierten Spracherwerbs ;

o Verbesserung der Studienvorbereitung in den Studien-
kollegs: a) Studienkollegs sol-lten an die Hochschulen
angebunden werden, die Koll-egiaten Studentenstatus
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erhalten; b) das "Vorstudium" im Kolleg sollte auf
differenzierte Weise zum Ausgleich von Kenntnisdefi-
ziten in der Studierfähigkeit für die gewähIten Fä-
cher (zur Feststellungsprüfung) führen;
Aufbau eines sozialen und studienbezogenen Betreu-
ungssystems an Hochschulen, das den speziellen Be-

dürfnissen der Student.en aus Entwicklungsländern
gerecht wird;
Praktika, die zum Studium gehören, sollten auch in
den Heimatländern absolviert werden können;
in AbschluBarbeiten sollten verstärkt Themen, die das

Heimatland betreffen, bearbeitet, die Arbeiten selbst
auch in Englisch oder Französisch angefertigt werden

können.

Erweiterung des Stipendienangebots durch deutsche För-
derorganisationen (DAAD; CDG). Eine hohe Nachfrage sei-
tens der Studenten aus Entwicklungsländern bestätigt den

groBen Bedarf an differenzierten Angeboten im Bereich
von Ausbäü-r Ergänzungs- und Postgraduiertenstudiengän-
gen. A1s eine weitere wichtige Variante einer gezielten
Eörderung von Studenten können Surplace-Stipendien (des

DAAD) in Kombination mit einem Teilstudium in Deutsch-
l-and angesehen werden.

Förderung der Reintegration und Nachbetreuung. Studenten
aus Entwickl-ungsländern sol-1ten nach AbschluB ihres
Studiums in ihre Heimatländer zurückkehren und dort ihr
erworbenes lrlissen anwenden. Zugleich sollten ihre Kennt-
nisse mit Hilfe von Kont.akten zu deutschen Einrichtungen
und Wissenschaftlern fortlaufend aufgefrischt und aktua-
lisiert werden. Dazu erscheinen folgende Mapnahmen not-
wendig:

Förderung der Rückkehrbereitschaft. Diese soll-te
bereits im Studium beginnen (Heimreisen während des

Studiums, heimatbezogene Studien- und Diplomarbei-
ten);
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rntensivierung der Nachbetreuung, und zwar über Hoch-
schuren, über Mittterorganisationen und speziell über
Hochschullehrer, die die Bedürfnisse und rnteressen
ihrer ehemaligen Studenten am besten kennen (Förde-
rung von Fortbildungsveranstaltungen und Kontaktsemi-
naren, Erleichterung des Zugangs zu deutschsprachi-
9€r, wj-ssenschaftlicher Literatur, Versand von publ_i-
kationen wie DAAD-Letter, Kontakte zu Goethe-Institu-
ten).

Ferner regt der wissenschaftsrat an, mit Hilfe von preisen
oder stipendien für die besten Absolventen von (deutschen
Auslands-)schu1en, vornehmrich für schürer des jeweiligen
Landes, Anreize zur Aufnahme eines studiums in der Bundes-
republik Deutschl-and ztr schaffen.

I.3. Internationalisierung von Studieninhalten

Die Losung einer "rnternational-isierung von studieninhal-
ten" steht stets in Gefahr, den charakter einer Leerformel
zu besitzen oder bereits vollzogenen Entwicklungen hinter-
herzuhinken. rn allen wissenschaften sind sowohr die Frage-
stelrungen als auch die Methoden und Formen des wissen-
schaftrichen wissens international etabliert. rn dieser
Hinsicht ist das Moment der "universalisierung" der hlissen-
schaft inhärent; es bietet die Gewähr dafür, daB auch kurz-
fristige Ausrandsstudienaufenthalte ertragreich sein kön-
nen. speziell in geistes- und sozialwissenschaftrichen
Fächern läBt sich aber auch ein Moment der "partikula-
risierung" für eine rnternationalisierung von studieninhar-
ten fruchtbar machen. Dies kommt in der zunahme von histo-
rischer, geographischer, soziar- oder wirtschaftswissen-
schaftlicher Forschung mit regionaren Bezügen (etwa Frank-
reich- oder Europa-studien eines deutschen rnstituts; korn-
paratistische studien über ausgewäh1te sprachlich, territo-
rial- oder national differenzierte Gebiete (Literatur,
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Recht, Bildende Kunst) ) zum Ausdruck. Auch diese Regionali-
sierung der Forschungsgegenstände bzw. Partikul-arisierung
des Forschungsinteresses fördert die Internationalisierung
der Studieninhalte.

Das Stichwort " I,nternationalisierung von Studieninhal-ten"
stellt jedes Fach vor besondere Herausforderungen. Während

eine Internationalisierung von Studieninhalten den Kernbe-
stand wissenschaftlicher Fächer nicht verändert, kann sie
gleichwohl - gleichsam von deren "Rändern" kommend - auch

zu wichtigen Teilarigeboten führen. Im Rahmen solcher Ange-

bote sollten die Studierenden z.B. sowohl mit den Methoden

und Ergebnissen international vergleichender Forschung
vertraut gemacht als auch zu berufl-icher Mobilität befähigt
werden. Hier ist also weniger an ein 'studium generale' im

klassischen Sinne gedacht a1s vielmehr an fachlich sinnvol-
le und im B1ick auf eine spätere Berufsausübung zweckmäBige

besondere Lehrinhalte (2.8. Studienangebote zum Kulturver-
gleich und interkultureller Kommunikation) .'

Der Wissenschaftrat empf iehl-t:

(1) Studiengänge sollten teils mit Prüfungsrelevanz,
teils als weiterführende Angebote auslands- und europa-
bezogene bzw. international vergleichende Fachkenntnisse
und -fähigkeiten vermitteln. Besondere Attraktivität liegt
dann vor, r^renn Wissenschaftler, die diese Kenntnisse ver-
mittel-n, selbst auslands- und europabezogen forschen. Er-
gebnisse dieser Forschung können der Lehre, dem Vorl-esungs-
und Seminarangebot, unmittel-bar zugute kommen. An Hochschu-
len, die über einen regen Wissenschaftleraustausch (insbe-
sondere im Bereich der Lehre) verfügen, Ieisten auch aus-
ländische Wissenschaftler einen erheblichen Beitrag z:ur

Internationalisierung von Studieninhal-ten. Diese Mög1ich-
keiten sollten in Zukunft noch stärker genutzt werden.

(2) Die Aufgabe der Vermittlung von Fremdsprachenkompetenz
(in mindestens einer Fremdsprache, möglichst aber in mehre-
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ren Fremdsprachen) Iiegt bei den weiterführenden schuren.
Dies mup auch in Zukunft so breiben. Dennoch werden auch
die Hochschulen neben anderen Einrichtungen künftig
verstärkt Angebote

zum Erwerb von wichtigen, darunter im schulischen Fä-
cherkanon nicht oder nur sel-ten vorgesehenen europä-
ischen, asiatischen etc. Sprachen und

zur Vertiefung bereits vorhandener Fremdsprachenkenntnis-
se von Studenten

machen müssen. während studenten grundlegende Fremdspra-
chenkenntnisse in hochschulzentralen Kursen erwerben kön-
nen, so11te die fachsprachliche vertiefung in den entspre-
chenden Fachbereichen erfolgen. Der wissenschaftsrat emp-
fiehlt Hochschullehrern, vorlesungen auch in wichtigen
Fremdsprachen (Englisch, Französisch etc. ) anzubieten.

(3) Die Förderung von Europa-Lehrstühl-en (Action Jean Mon-
net) verdient unterstützung, allerdings bei ihrer Einrich-
tung auch eine bessere Abstimmung mit den nationalen v'Iis-
senschaftsadministrationen. Diese Lehrstühle können aus-
landsbezogene studienangebote auch interdisziplinär bün-
del-n.

T.4. Zur Anerkennung von studienzeiten, studienleistungen
und Studienabschl_üssen

Für deutsche und ausländische Hochschurabsorventen stell-t
sich neben den Eragen der eualität, d.er internationalen
Dimension und der Dauer des studiums während und nach die-
ser Ausbildungsphase das Problem der Anrechnung bzw. der
Anerkennung der von ihnen im Ausland bzw. in Deutschrand
erbrachten studienzeiten, studienleistungen und studienab-
schlüssen. sowohl- staatliche als auch akademische prüfunlJs-
ämter machen eine Anerkennung a1lzu oft von einem Detair-



78

vergleich und einer weitgehenden Gleichartigkeit der in-
und ausländischen Studienpläne abhängig. In dieser Hinsicht
sind zahlreiche Probleme nach wie vor ungelöst, wobei man-

che aus strukturel-len Gründen - wohl auch nicht vollends
l-ösbar sind. Wegen der gegebenen Vielfalt von Lehre und

Studium in den europäischen Hochschulen 1äBt sich kein
starres Muster zur Anerkennung von Studienleistungen
entwickelna ) .

Da in Zukunft der Behandlung von Äqui-valenzfragen verstärkt
Aufmerksamkeit gewidmet werden muß, empfiehlt der ttissen-
schaftsrat, das auch unter Äquivalenzgesichtspunkten be-
deutsame Vorhaben eines European Credit Transfer Systems

(ECTS) a1s Pilct-Projekt weiter zu erproben, in dem (a1s

Teil- des ERASMUS-Programms ) Ivlapnahmen zur Verbesserung der
Mobilität durch akademische Anerkennung von Studien- und

Prüfungsleistungen gefördert werden. Im übrigen häIt der
ttissenschaftsrat die verstärkte Einrj-chtung von gemeinsamen

internationalen Studiengängen bzw. StudienprografiImen für
eine geeignete Alternative zur Vermeidung von Anerkennungs-
problemen.

:t- ) In der Praxis haben. sich u. a. f olgende Verf ahren der
Anerkennung und Anrechnung von Studienphasen im Rahmen
von Auslandsstudienprogrammen herausgebildet und be-
währt:

"Verträge und andere formelle Vereinbarungen zv
Anerkennungsfragen zwischen der Herkunfts- und der
Gasthochschule bzw. zwischen Einheiten der kooperi-e-
renden Hochschulen;
umfassende Beurteilung der Studienleistungen während
der Ausl-andsstudienphase durch die Gasthochschule
(...);
zusammenfassende Zertj-fLzierung der Veranstaltungen
und Prüfungen im Ausl-and (...),
Entwicklung eines Anerkennungsverfahrens an der Her-
kunftshochschule für die zurückkehrenden Studenten".

(Teichler, Ulrich/Steube, Wolfgang: Anerkannt heiBt
noch nicht angerechnet. Anerkennung und Anrechnung des
Ausl-andsstudiums in Europa. Probleme und Erfahrungen.
In: Gesamthochschule Kassel (Hrsg.): Prisma. Nr. 44.
Ausgust 1990. S. L7-20, hier S. 20).
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Speziell in auBereuropäischen Staaten werden deutsche Uni-
versitäts- und Fachhochschulabschlüsse ( für berufliche
Zwecke) vielfach unterbewertet. Der Wissenschaftsrat emp-

fiehlt:

Deutsche Zeugnisse über akademische Abschlüsse sollten
mit fremdsprachlichen Er1äuterungen/Übersetzungen verse-
hen werden, die von Hochschulen in standardisierter Form

ausgefertigt werden können.

Darüber hinaus sollten in Kulturabkommen (gegebenenfalls
auch als Junktim zu Stipendienzusagen und Kooperations-
projekten) Konsultationsmechanismen hinsichtlich der
Anerkennung der gienannten Abschlüsse vorgesehen werden.

Es sollte weiterhin an einer - allerdings aktiveren
Informationspolitik über den Wert des Studiums an
deutschen Hochschulen und ihre Abschlüsse festgehalten
werden.

Die von der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen
zwischenstaatlichen Äquivalenzabkommen (etwa mit Frank-
reich, Österreich und den Niederlanden) können naturge-
mäB nur generelle Rahmenregelungen enthalten; auBerdem

kommen sie erst nach einem relativ aufwendigen Verfahren
zustande. Um Äquivalenzfragen in der Praxis künftig
rascher und konkreter kIären zu können, bedarf es weite-
rer, jeweils bilatera.l-er Beratungen und der Entwicklung
eines geeigneten fnstrumentariums zur Bewertung der
Studienzeiten und Studienleistungen. Dabei dürfen be-
gründete Forderungen nach mehr "Flexibil-ität" im Zuge

der wechselseitigen Anerkennung allerdings nicht zur
Senkung von Qualitätsstandards führen.
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B. II. Hochschulkooperationen

Den Hochschulen kommt im Prozep der International-isierung
der l,Iissenschaftsbeziehungen eine besondere Rolle zu. In
der von ihnen - r^renn auch mit unterschiedlichen Schwerpunk-
ten - verkörperten Einheit von Forschung und Lehre haben
all-e Angehörigen der Hochschul-en die Möglichkeit, an den
von den Hochschul-en institutionell getragenen Ausl-andsbe-
ziehungen zu partizipieren und von den vielfältigen Formen

des Austauschs und der Zusammenarbeit zu profitieren.
Selbst wenn auch künftig nur ein Teil der vereinbarten
Austauschbeziehungen die ursprünglich intendierte Qualität
und Kontinuität erzielen wird, ist es wünschenswert, daß
jede Hochschule möglichst intensive und möglichst vielfäl-
tige Kooperationsbeziehungen erprobt und unterhält.

Eine Vielzahl von Hochschulkooperationen bildet einen Rah-
men für sol-che Kontakte zwischen Wissenschaftlern und Stu-
denten dieser Hochschulen, die al-s fachbezogen, projektspe-
zifisch und temporär-diskontinuierlich gelten können (v91.
Kap. B.III.). Sie enthalten stets ein Moment der Freiheit,
die Arbeits- und Austauschbeziehungen je nach Bedürfnis und
Vermögen der beteiligten Partner aufrechtzuerhalten, mit
Leben zu erfüIlen oder aber, wenn sie sich nicht mehr a1s
förderlich erweisen so11ten, abzubrechen. Kontinuierliche
und int.ensive Bindungen werden häufig durch langfristige,
zum Teil multilaterale Forschungsvorhaben oder durch die
Hochschulkooperationen im Rahmen der Mobilitätsprogramme
der: Europäischen Gemeinschaft hergestellt (v91. Kap. B.I. ).

Hochschulpartnerschaften im engeren Sinne erfordern eine
intensive und dauerhafte Zusammenarbeit. zahlreicher Fächer
und Fakultäten. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher

die Intensivierung von Kooperationsbeziehungen bzw. den
Abschlup von Kooperationsvereinbarungen zwischen Hoch-
schulen, einzelnen Fachbereichen oder Instituten, sofern
sie sich - bei real-istischer Betrachtung als wissen-
schaftlich ertragreich und lebensfähig erweisen;
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die Förderung und den Ausbau der bi- oder multilateralen
engen und regional-grenzüberschreitenden Hochschulpart-
nerschaften mit kontinuierlichen, gemeinsamen For-
schungs- und Studienprojekten, Austauschprogrammen oder
integrierten Studiengängen; in einer Reihe von Hoch-
schul- und Vtirtschaftsregionen sollte geprüft werden, ob

derartige Formen der Zusammenarbeit initiiert, mittel-
fristig eingerichtet oder verstärkt werden können (2.8.
Bayern/österreich/CSFR; neue l,änder/Osteuropa ; Verstär-
kung der Zusammenarbeit zwischen Nordrhein-l,lestfalen und

Niedersachsen/Hol-l-and; eine Kooperation zwischen Schles-
wig-Holstein und Nordeuropa ist in Ansätzen gegeben).
Bestehende Kooperationen zwischen ostdeutschen und ost-
europäischen Hochschulen, die sich bewährt haben, soll-
ten auch in Zukunft weitergeführt werden.

Im Zuge der gesamteuropäischen Annäherung kommt dem Instru-
ment der Hochschulkooperationen und Hochschulpartnerschaf-
ten besondere Bedeutung z:u. Dies gilt in ähnlicher tteise
für den Kontakt mit wissenschaftlichen Einrichtungen in
Entwi-cklungs1ändern. In der Vergangenheit sind ferner zahl--
reiche Partnerschaftsabkommen zwischen deutschen und osteu-
ropäischen Hochschulen abgeschlossen worden; gerade solche
formellen Vereinbarungen galten den (in der Regel al-ler-
dings spärlichen) Verbindungen aIs förderlich.

Hinsichtlich der Pflege internationaler Beziehungen durch
die Hochschulen ergibt sich insgesamt ein differenzierter
Leistungsstand. In Anbetracht der - unterschiedlich
angewachsenen Zahl und Intensität der Ausl-andsbeziehungen
der Hochschulen soll-ten die Länder prüfen, in welcher !'Ieise
diese gefördert werden können; sie sollten die Hochschulen
dann mit angemessenen Mitteln für die Anbahnung, den Aufbau
und die Aufrechterhaltung internationaler Kontakte ausstat-
ten. Die Vergabe von Ivlitteln sollte auch als Leistungsan-
reiz betrachtet werden und insbesondere der Förderung von
Kooperationen und Kontakten
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mit osteuropäischen
9etr,

mit Hochschulen und
1ungs1ändern und

Hochschulen und Fors chungseinri chtun-

Forschungseinrichtungen in Entwick-

im Rahmen von innovativen, grenzüberschreitenden Aktivi-
täten

dienen.

Um den Anforderungen an internationale Wissenschaftsbe-
ziehungen in den kommenden Jahren nachzukommen, werden die
Hochschulen zusätzlich darauf angewiesen sein, stärker als
bisher Förderungsmöglichkeiten durch nationale (DAAD, AvH,
DFG) und internationale (UN-Programme und -Organisationen,
Weltbank, UNESCO, Europäische Gemeinschaft) Einrichtungen
zu erschlieBen.

B.III. Vtissenschaftliches Personal

III " L. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses

Analog zu den wachsenden Erwartungeo, die an die interna-
tionalen Erfahrungen von Studenten gestellt werden, steigen
auch die Mobil-itätserwartungen, die sich auf das Qualifika-
tionsprofil des wissenschaftlichen Nachwuchses (Doktoranden
und Postdoktoranden) richten. Forschungsaufenthalte im
Ausland erhöhen die Qualifikation des wissenschaftlichen
Nachwuchses und damit die Chancen im Rahmen des beruflichen
Fortkommens. Wie im Falle des Studentenaustauschs dienen
sie dem wissenschaftlichen Austausch zwischen den Partner-
Iändern und festigen sie die Kooperationsbeziehungen und
den Wissenstransfer zwischen den beteiligten Institutionen.

Die Förderung des wissenschaftl-ichen Nachwuchses ent.zieht
sich in mancher Hi-nsicht den Mapnahmen, die zu dem Erfolg
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"korl-ektiver" Austauschprogranrme für studenten beigetragen
haben. Die wissenschaftrichen rnteressen von Doktoranden
und Postdoktoranden sind weitaus spezialisierter und indi-
vidualisierter, und sie erfordern eine - bezogen auf For-
schungsthema und studienort - differenzierte und ffexible
Förderung. Diese sollte im nationalen Rahmen und auf euro-
päischer bzw. internationarer Ebene rasch und erkennbar
ausgebaut werden

(1) Der }tissenschaf tsrat empf iehrt Hochschul-en und auper-
universitären Forschungseinrichtungen, das rnstrument der
kurzfristigen internationaren Begegnungen weiterzuentwik-
keIn. rn rntensj-vkursen, sommerschul-en oder "Europäischen
studienwochen" können wissenschaftlich aktuelle Themen
aufgegriffen und bearbeitet werden. Eine besondere Förde-
rung verdienen international_e Forschungskolloquien und
Forschungsseminare, speziell die von der European science
Foundation vorgeschlagenen Eurokonferenzen, welche (als
"Gordon-Konferenzen" ) in den Vereinigten Staaten bereits
seit langem erfolgreich durchgeführt werden. Der hlissen-
schaftsrat unterstützt eine nachhaltige Förderung der Euro-
konferenzen durch die Europäische Gemeinschaft.

(2) Bereits bei der Planung von gröBeren, auf Kooperationen
mit externen Vtissenschaftlern angewiesenen Forschungsvorha-
ben sollte eine grenzüberschreitende zusammenarbeit vorge-
sehen werdenr so daB die internationare Mobilität der ein-
zubeziehenden Nachwuchswissenschaftrer von Beginn an geför-
dert werden kann. Hier kann an die deutsch-französische
zusammenarbeit in PRocoPE-Progranrmen und in gleichartigen
Programmen mit Spanien, Portugal und Großbritannien ange-
knüpft werden.

(3) Im GegensaLz zu den in der Regel sich auf ein oder zwei
Semester erstreckenden Auslandsstudienaufent.halten von
Studenten eignen sich die Ausbildungs- oder Studienab-
schnitte von Doktoranden und Postdoktoranden in besonderer
Weise sowohl- für mehrere kurzfristige als auch für einzelne
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längere Studienaufenthalte im Ausland. So können For-
schungsarbeiten, die der Vorbereitung einer Dissertation
oder einer Habilitationsschrift dienen, durchaus an beson-
ders geeigneten ausländischen Forschungseinrichtungen ge-
l-eistet werden. Der hlissenschaftsrat empfiehlt, die Förde-
rung von derartigen längerfristigen Forschungsaufenthalten
im Ausland auszubauen. Die Erfahrung zeigt, dap zusätzliche
MaBnahmen die Qualität der Förderprogramme und damit die
V'Tahrnehmung entsprechender Stipendien durch qualifizierte
Nachwuchswissenschaftler erhöhen können. Dazu zäh1en:

Reintregationsstipendien. Sie gewähren ein befrist.etes
Fortlaufen (5 bis maximal 12 lvlonate) des Stipendiums
nach der Rückkehr nach Deutschland bzw. (im Rahmen euro-
päischer Stipendien) in das Heimatland.

MaBnahmen zur Altersversorgung. Für Nachwuchswissen-
schaftler, die eine Laufbahn in der Hochschule oder in
einer Forschungseinrichtung anstreben, bedeutet es einen
gezielten Anreiz, den Auslandsaufenthalt als Ausfallzei-
ten in der Rentenversicherung bzw. in der Beamten-Al-
tersversorgung auf das Dienstalter anrechnen lassen zu

können.

Ausbau des Tutor-Systems, das sich in Förderungsprogram-
men der Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) bewährt
hat. Für jeden Nachwuchswissenschaftler, der ins Ausland
geht, wird im Heimatland ein Tutor bestimmt, der den

Stipendiaten über die fachlichen Entwicklungen im eige-
nen Land informiert und ihn rechtzeitig vor der Rückkehr
auf Ausschreibungen und freiwerdende Stellen hinweist.
So hat sich z.B. das Feodor-Lynen-Programm (mit Reinte-
grationsstipendien und Tutorprinzip) sehr bewährt.

Der Wissenschaftsrat hat in seinen Empfehlungen zur Erneue-
rung der Lehre und zur Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Länder und im
Ostteil von Ber1in die Vergabe von Transferstipendien emp-
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fohren. Mit Hilfe dieser stipendien, die Forschungsaufent-
harte im Ausland vorsehen, sorlen jüngere wissenschaftler
in intensiven Kontakt mit der internationalen Forschung
gebracht werdena ) .

Auf europäischer Ebene verdienen die im Rahmen einer Evalu-
ation von EG-Forschungsstipendien vorgeschlagenen ETNSTETN-

Stipendien Unterstützung2 > . Diese sollen jungen Nachwuchs-
wissenschaftlern die Möglichkeit gebenr äD "Centres of
Exellence" in anderen europäischen Ländern zrt studieren
bzw. dort ihre Forschungsarbeiten fortzusetzen. Der wissen-
schaftsrat unterstützt bei den Auswahlverfahren ein dezen-
trales Vorgehen.

Der t'Tissenschaftsrat empfiehlt den Förderungseinrichtungen,
in Zukunft verstärkt auch qualifizierte Forschungsinstit.ute
in Osteuropa und in den Entwicklungsländern in die Förde-
rungsmaBnahmen der genannten programme einzubeziehen. Dies
setzt zugleich eine Bereitschaft der Stipendiaten voraus,
Forschungsaufenthal-te dort wahrzunehmen. Längerfristige
Forschungsaufenthalte in Eorschungsinstituten der Dritten
Wel-t sind in der Vergangenheit häufig nicht als vollwertig
anerkannt worden. Derartige Vorurteile sind oft unbegrün-
det. zudem besitzen sol-che Forschungsaufenthalte eine wich-
tige Funktion für den Wissenstransfer zwischen den Indu-
strieländern und der Dritten Welt.

Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen z:ur Erneuerung der
Lehre und zur Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses an den Hochschulen der neuen Länder und im
Ostteil von Berlin (Drs. 26/9L). S. 15-18.

Vg1. Commission of the European Communities: Eval-uation
of the EC Research Traning Fel-lowship Scheme (1968-
1989 ) and of the ISC Fellowship Scheme ( l-985-l_989 ) , Lu-
xemburg 1990.

r-)

2>
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TTT.2. Förderung deutscher Ttissenschaftler

I'Iissenschaftler tragen für den Bereich der internationalen
Wissenschaftsbeziehungen eine besondere Verantwortung. Sie
bereiten Kooperationsvereinbarungen vor, und sie Ieiten
oder betreuen Austauschprogramme und internationale Veran-
staltungen in Forschung und Lehre; als Gutachter und als
Ivlitglieder der Wissenschaftsorganisationen tragen sie zur
qualitätsorientierten Förderung der internationalen wissen-
schaftsbeziehungen bei. Hier handelt es sich in erster
Linie um Aufgaben, die Wissenschaftler häufig in Zusammen-

arbeit mit ausländischen Kollegen wahrnehmen. Ohne die
Bereitschaft der ltissenschaftler, derartige Koordinations-
aufgaben, insbesondere in der Ausbildung der studenten bzw.
des wissenschaftlichen Nachwuchses und im Bereich der Hoch-
schulkooperationen, wahrzunehmen, Iäge das Feld der inter-
nationalen ttissenschaftsbeziehungen brach.

In der Vergangenheit haben sich die Strukturen der for-
schungsbezogenen Zusammenarbeit zwischen deutschen und
ausl-ändischen wissenschaftrern befriedigend entwickel-t. rn
der Regel lassen sich wissenschaftrer in ihrer l{ahrnehmung
von Auslandsaufenthalten zu Lehr- und Forschungszwecken von
unmittelbaren Fachinteressen Ieiten. Eine Förderung solcher
Auslandsaufenthalte und individueller Forschungsvorhaben
erfolgt entweder durch die aufnehmende Hochschule bzw.
Forschungseinrichtung oder durch nationare und internatio-
nale Förderungseinrichtungen .

Es ist unverkennbar, daß deutsche wissenschaftler vor a1lem
von kurzfristigeren Ausrandsaufentharten profitieren und
dabei Gastaufenthalte z.B. in den USA, in GroBbritannien
oder Frankreich, d.h. in Ländern mit teils höherem, teils
ähnlichem wissenschaftlichen Niveau, bevorzugen. Auch in
Zukunft sol-lte diese Form der zusammenarbeit, die insbeson-
dere dem Diarog und wissensaustausch zwischen bzw. mit den
in den einschrägigen Fachgebieten jeweils führenden vtissen-
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schaftlern dient, angemessen gefördert werden. Da die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft Reisen von wissenschaftl-ern
insbesondere innerhalb lrlesteuropas nicht fördert, solrten
die Länder prüfen, in welchem umfang sie eine Förderung und
Unterstützung für diese Zwecke gewähren können.

Neben einer sorchen vtahrnehmung berechtigter und wissen-
schaftlich bedeutsamer rnteressen soI1te dem Gedanken der
Kohäsion bzw. der Zusammenarbeit mit wissenschaftlich weni-
ger entwickelten staaten stärker Rechnung getragen werden.
Dabei ist zu berücksichtigen, dap Kooperationen, die dem
Zier der Kohäsion (im weiteren sinne) dienen, andersgearte-
te und weiterführende Zwecke verfolgen als dies bei Koope-
rationen zwischen wissenschaftlern greicher euarifikation
und mit gleichen Forschungsbedingungen der FaIl ist.

Im einzel-nen empf iehlt der hlissenschaf tsrat:

(1) oie Förderung von befristeten Forschungsaufenthalten in
ausländischen Einrichtungen (etwa während Forschungsfreise-
mestern) so11te intensiviert werden.

(2) Bestehende Hindernisse bei der grenzüberschreitenden
Mobilität von wissenschaftrern (Regelungen zur Freistelrung
und Beurlaubung bei stipendien, versorgungsprobleme bei
wechsel ins Ausland, Einreisebestimmungen und Aufenthalts-
recht, auch für Familienangehörige) sollten abgebaut wer-
den.

(3) Die Einrichtung eines zunächst auf fünf Jahre befriste-
ten speziellen Fonds, mit dessen Mitteln wissenschaftler
gefördert werden, die gezielt Auslandskontakte zu und Aus-
Iandsaufentharte in Forschungs- und Hochschuleinrichtungen
in osteuropa bzw. in Entwicklungsländern wahrnehmen. Hier-
bei müpte es sich um Kooperationen - evt1. auf Fachbe-
reichsebene (vg1. Kap. B.rr.) - handeln, die dauerhaft und
intensiv sind. Diese Aufgaben sollten von den Förde-
rungsorganisationen programmatisch und gegebenenfall-s in
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Kooperation und Abstimmung mit einschrägigen programmen der
Europäischen Gemeinschaft in Angriff genonmen werden.

rrr.3. Gastaufenthalte ausländischer wissenschaftrer

Das rnteresse ausländischer, speziel_l osteuropäischer lrlis-
senschaftler an einem Aufenthatt in Hochschuren oiler For-
schungseinrichtungen der Bundesrepublik Deutschrand ist in
jüngster zeit gewachsen. Dazu haben insbesondere die poli-
tischen veränderungen in osteuropa beigetragen. Der ttissen-
schaftsrat empfiehLt einen kontj-nuierlichen Ausbau der
Förderung ausländischer ttissenschaftrer, wobei für einen
befristeten zeitraum die Förderung der gesamteuropäischen
Zusammenarbeit einen besonderen programmatischen schwer-
punkt bil.den sollte (v91. Kap. B.rrr.2. ). Bei Gastaufent-
halten ausländischer wissenschaftrer sollten auch die Fach-
hochschulen verstärkt in die programme einbezogen werden.
Im einzelnen wird empfohlen:

(1) Bund und Länder sol-l-ten prüfen, ob sich das Förderin-
strument der Gastprofessur weiter ausbauen IäBt.

(2) Angesichts der prekären Lage auf dem wohnungsmarkt
fäI1t die unterbringung ausländischer Gastwissenschaftler
zunehmend schwerer. rn der vergangenheit hat sich das För-
derprogramm " rnternational-e Begegnungszentren der vtissen-
schaft" der vorkswagen-stiftung, unterstützt durch Mittel-
einwerbungen der Alexander von Humbordt-stiftung, auBeror-
dentl-ich bewährt. Mit diesem programm wurden bis 1997 an
verschiedenen Hochschulen der Bundesrepublik Deutschrand
Begegnungszentren geschaffen, in denen neben l,Iohnungen für
ausländi-sche Gastwissenschaftler und ihre Familien auch
Räumlichkeiten für Gespräche, vorträge und seminare zur
verfügung stehen. Die Förderung trägt der Erfahrung Rech-
nung, daß der Erfolg eines Forschungsaufenthartes in der
Bundesrepublik Deutschland nicht ar]ein vom Fortgang der
eigenen Arbeit des Gastwissenschaftlers abhängt, sondern



89

auch von den äuperen Rahmenbedingungen am Hochschulort. um

dem steigenden Bedarf gerecht werden zu können, empfiehlt
der wissenschaftsrat Bund und Ländern, über die Förderung
von I'Iohnungen für ausfändische wissenschaftrer hinaus die
Förderung der rnternationalen Begegnungszentren insgesamt
wieder aufzunehmen und im Rahmen des HBFG fortzuführen.

(3) Forschungsstipendien für ausrändische wissenschaftrer,
die z.B. die Alexander von Humboldt-Stiftung vergibt, Iie-
gen in ihrer Höhe deutrich unter den stipendien, die inter-
national-e Einrichtungen wie CERN, ESA, EMBO bzw. EMBL, NATO

oder auch die Europäische Gemeinschaft gewähren. Das rnter-
esse von Bewerbern aus rndustrieländern an den stipendien
der Alexander von Humbordt-stiftung nimmt erkennbar ab. um

deren wettbewerbsfähigkeit zu erhal-ten, sollte die Höhe der
Forschungsstipendien und Forschungspreise kontinuierlich
zumindest dem europäischen standard angepapt werden. Grund-
sätzlich soll-te der ausl-ändische Gastwissenschaftler nicht
schlechter als sein deutscher Kollege gestellt sein.

(4) Bei Deutschlandaufenthal-ten von wissenschaftrern aus
der Dritten ttelt solrten deutliche Rückkehranreize gewährt
werden (Geräte- und Buchspenden; erneute, kurzfristige
Aufenthalte in der Bundesrepublik Deutschland; Einladungen
zu Korloquien; Einladung eines deutschen wissenschaftlers
im Rahmen des Feodor-Lynen-programms) .

(5) Die bewährten rnitiativen zur pflege der "Nachkontakte"
der AvH und des DAAD solrten aufgrund des gropen rnteresses
ehemaliger stipendiaten an einem erneuten Forschungsauf-
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland mit zusätzlichen
Mitteln ausgestattet werden. Diese stipendiaten nehmen in
der Reger wichtige Positionen in Hochschule, rndustrie und
Verwaltung ihres Heimatlandes ein.

(6) Der Wissenschaftsrat begrüBt die Vergabe von For-
schungspreisen durch die Alexander von Humboldt-Stiftung
und die Max-Planck-Gesellschaft, mi-t denen ertragreiche



90

Kooperationen zwischen ausl-ändischen und deutschen ttissen-
schaftlern gewürdigt werden.

(7) Die Zahl der stipendienanträge aus osteuropa ist in
jüngster Zeit sprunghaft gestiegen. um die hohe Nachfrage
der osteuropäischen wissenschaftler zu befriedigen, sollten
der DAAD und die AvH mit zusätzlichen Mitteln ausgestattet
werden.

Das 1978 gemeinsam mit Frankreich vom DAAD eingerichtete,
projektorientierte Austauschprogramm pRocopE hat sich be-
währt und ist zum vorbild für entsprechende Abkommen mit
spanien, Portugal, GroBbritannien und neuerdings usA gewor-
den. weitere Abkommen mit mittel- und osteuropäischen staa-
ten sind ins Auge gefaBt.

B. IV. Forschung

Die forschungspolitischen Mapnahmen der Europäischen Ge-
meinschaft dienen dem ziel der Förderung der vorwettbewerb-
lichen, überwiegend anwendungsorientierten Forschung und
Technol-ogie unter Berücksichtigung der prinzipien der sub-
sidiarität und der Kohäsion. sie erfassen demnach nur einen
Teil der Forschung, die in Hochschulen betrieben wird. Der
lrlissenschaftsrat hält die Forschungs- und Technologiepoli-
tik der Europäischen Gemeinschaft für notwendig. Er spricht
daher einerseits eine Reihe von Empfehlungen aus, die dem
Zweck dienen, die Bedingungen der partizipation an EG-
Programmen für sorche wissenschaftliche Einrichtungen in
der Bundesrepublik Deutschrand zu verbessern, die Adressa-
ten der Förderungspolitik der Europäischen Gemeinschaft
sind. Andererseits erscheint für zahl-reiche grundlagen-



91

orientierte Forschungsgebiete in den Hochschuren sowie in
auBeruniversitären Einrichtungen eine Beteiligung an EG-
Projekten nicht sinnvorl-. Vielmehr haben sich in vielen
Bereichen der Grundlagenforschung in Europa teils institu-
tionelle, teils projektbezogene Formen der Kooperation
überwiegend unabhängig von EG-programmen und EUREKA-projek-
ten herausgebildet und bewährt, die nach Auffassung des
wissenschaftsrates künftig einer noch intensiveren Förde-
rung durch geeignete, zum Teil- neu zu errichtende Förde-
rungsinstanzen im Rahmen der selbstverwartung der wissen-
schaft bedürfen. Ausgehend von dem primat der nationaren
Förderung der Grundlagenforschung müpten für deren zwecke
zusätzliche Mittel aufgebracht werden.

rv.1 . zt den Bedingungen und perspektiven einer Beteiligung
der deutschen Forschung an der europäischen For-
schungs- und Technologieförderung

a) Zum verhäItnis von europäischer FuT-Förderung und Hoch-
schulforschung

hlie dargelegt, erwuchs die FuT-Förderung im Rahmen von EU-
REKA und der Europäischen Gemeinschaft aus der Einsicht in
die Notwendigkeit, die wirtschaftl-iche und wissenschaftli-
che lrlettbewerbsfähigkeit der westeuropäischen Staaten in-
ternational zv stärken (v91. Kapitel A.rr. ). Mit der Erhe-
bung dieses primär wirtschaftspolitischen Ziels zum inhalt-
lichen Kern der Rechtsgrundlage der FuT-Politik der Europä-
ischen Gemeinschaft ( jetzt niedergeregt im EWG-vertrag,
Artikel l-30 f) wurden förderungspolitisch deutliche Be-
grenzungen vorgenofltmen, und zwar
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sektoral: Förderung der angewandten Forschung,

fächerbezogen: Förderung der technologisch orientierten
natur- und ingenieurwissenschaftlichen Fächer,

institutionell: Förderung dann, hrenn eine zusammenarbeit
zwischen Forschern und Forschungseinrichtungen aus rndu-
strie, Hochschul-e und auperuniversitärem Bereich zustande
kommt.

Die forschungs- und technologiepolitischen Ziele der EG-

Programme entsprechen bisher etwa dem Aufgabenprofir der
rnstitute der Fraunhofer-Geserlschaft (FhG) und zum Teil
der Fachhochschulen, weit weniger dem der universitäten.
vtissenschaftler in vielen Fächern und Forschungsfeldern in
den universitäten, aber auch in vieren rnstituten der Max-
Planck-Gesellschaft, können aufgrund der genannten struk-
turellen Beschränkungen die FördermaBnahmen und Fördermit-
tel der Forschungs- und Technologieprograrnme der Euro-
päischen Gemeinschaft nicht oder nur teirweise in Anspruch
nehmen.

Der wissenschaftsrat hat in der vergangenheit vierfach z!
Fragen und Probl-emen der Hochschulforschung Stellung ge-
noflrmen. In seinen Empfehlungen zu den perspektiven der
Hochschulen in den 90er Jahren heiBt es 1988: "Die Hoch-
schulen sind die wichtigsten Stätten der Forschung. (... )

Hochschulforschung fragt nicht in erster Linie nach unmit-
telbarer oder mittel-barer Nutzanwendung. Der Zweck der
Forschung'ist zunächst einmal das ltissen selbst, (... )

nicht seine Anwendung. Maßstäbe der Hochschulforschung sind
Erkenntnisfortschritt, originalität und Kontroflierbarkeit
der Methoden und Ergebnisse. Die für die angewandte For-
schung charakteristi§chen Ivlapstäbe der technorogischen und
wirtschaftrichen Nutzbarkeit, die Kosten-Nutzen-Relation
und die Termingebundenhej-t sind für die Hochschulforschung
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eher untypisch."1) weiter heiBt es: "Arlerdings trifft das
zur charakterisierung der Hochschulforschung früher häufig
verwendete Gegensatzpaar aus Grundlagenforschung einerseits
und angewandter Forschung andererseits die verhältnisse
immer weniger. (... ) Die Dynamik der wissenschaftlichen
Entwicklung hat (... ) zu überlappungen und zvr rntegration
von Grundlagenforschung und angewandter Forschung geführt.
Hochschulforschung ist nicht tänger durch Grundlagenfor-
schung al1ein definierbar. "=)

Bereits 1985 hat der g'Iissenschaftsrat in seiner stelrung-
nahme zur Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirtschaft
"die in den letzten Jahren verstärkte Zusammenarbeit zwi-
schen Hochschulen und ttirtschaft (begrüBt). sie entspricht
der Aufgabe der Hochschuren, ihr !,Iissen, ihre Erfahrung und
die Ergebnisse ihrer Forschung nicht nur der wissenschaft-
l-ichen, sondern auch der allgemeinen öffentlichkeit mitzu-
teilen. "3) Der wissenschaftsrat hat zugreich hervorgeho-
ben, daß die "primären Aufgaben der Hochschulen For-
schung, Lehre und Förderung des wj-ssenschaftlichen Nach-
wuchses (... ) durch die(se) Kooperation nicht beeinträch-
tigt, sondern gefördert werden (so1len).',*,

Mit Blick auf die Beteiligung der deutschen Hochschulfor-
schung an der europäischen Forschr:ngsförderutr9, insbesonde-
re an EG-Progranmen und EUREKA-projekten, empfiehrt der

I'Iissenschaftsrat: Empfehlungen des
zu den Perspektiven der Hochschulen
KöIn l-988. S. 29ff .

Ebd. S. 32.

hiissenschaftsrat : Stellungnahme z:ur
zwischen Hochschule und Vtirtschaft.
Ebd.

Wissenschaftsrates
in den 90er Jahren.

Zusammenarbeit
Kö1n l-986 . S. 50.

1)

2>

3)

4)



94

Wissenschaftsrat: Diejenigen Fächer und Forschungsfelder an
deutschen Hochschulen, die aufgrund ihrer Forschungsschwer-
punkte und ihrer Kooperationsbeziehungen zu nicht-öffentli-
chen, industriellen Forschungseinrichtungen dem Themen- und
Aufgabenspektrum der EG-Programme bzw. EUREKA entsprechen,
sollten sich in vermehrtem MaBe an diesen beteiligen.

b) Zu Verfahren und Problemen der EG-Forschungsförderung

Die Beteiligung deutscher Hochschulen und öffentLich finan-
zierter Forschungseinrichtungen an Projekten der EG-Pro-
gramme ist gegenwärtig in vielen Bereichen eher niedrig.
Die Ursachen hierfür sind teils - wie dargelegt struktu-
reller, teils organisatorischer Natur.a)

(1) Die Teil-nahme an EG-Projekten bereitet Antragstellern
eine Reihe von Schwj-erigkeiten. Dazu gehören:

Der relativ kurze Zeitraum zwischen Ausschreibung und
Bewerbungsfrist (Mängel der Informationspolitik der
Europäischen Gemeinschaf t ) .

Sprachliche Schwierigkeiten bzw. Benachteiligungen. Ob-
gleich Deutsch zu den europäischen Amtssprachen zählt,
sind die Projektanträge bei der Europäischen Gemeinschaft
in der Regel in Englisch abgefaBt bzw. anzufertigen.

Vgl. Lehmann, Brigitte: Fragestellungen und Probleme
der Hochschulen im Bereich der EG-Forschungförderung
Materialsammlung. Universität Karl-sruhe 1989. SchüIIer,
Joachim: Probleme beim Management EG-geförderter For-
schungsvorhaben. In: Beiträge zur Hochschulforschung
3/L989. S. 184-201. Ferner: Krickau-Richter, Lieselotte
Schroeder, Hans / Groh, Dietrich: Informationssysteme
im Bereich der EG-Forschunqsförderung (= HRX-Ookumenta-
tion 1). Bonn 1991. Uoydt, Justus lHis<i.1: EG-For-
schungförderung. Fragestellungen und Prob1eme der Uni-
versitäten. Ausgewählte Lösungsvorschläge (= Bericht
der Arbeitsgruppe EG-Forschungsförderung der Kanzler
und leitenden Verwaltungsbeamten der wissenschaftlichen
Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland) . Hamburg
1991.

r-)
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Probleme bei der Erfü11-ung der spezifischen Kooperations-
bedingungen (2.8. hinsichtl-ich der Zusammenarbeit mit der
Industrie), insbesondere bei Erstanträgen.

Mangelnde Eignung der Musterverträge der Europäischen
Gemeinschaft für die besonderen verhältnisse der Hoch-
schuren (wichtige Begriffe sind nicht hinreichend präzi-
siert; die Musterverträge orientieren sich eher an
Erfordernissen für Industrieverträge) .

rnsgesamt erscheint der organisatorische und/oder finan-
zieIle Aufwand, der für eine Antragstellung, aber auch
für das Verfassen von Zwischenberichten erforderlich ist,
zu hoch. Dies betrifft insbesondere die hohen vorlaufko-
sten und solche Probleme bei der projektbetreuung, die
dadurch entstehen, daB die Europäische Gemeinschaft För-
dermittel nur an den Koordinator zahrt und daB das Recht
des Landes des Koordinators für die gesamte Durchführung
des vertrages gi1t. Dieses Verfahren kann zu erhebrichen
zeitverzögerungen führen, deren finanzielle Fotgen von
einzel-nen Vertragspartnern ebenfalls vorfinanziert werden
müssen.

Der wissenschaftsrat fordert die Bundesregierung und die
deutschen vertreter bei der Europäischen Gemeinschaft auf,
darauf hinzuwirken, dap diese Hemmnisse abgebaut werden.
Auperdem sorlte si-chergestellt werden, daF die bislang eher
unzureichende Evaluation der einzelnen programme künftig
nach einem transparenten verfahren mit vergleichbaren Kri-
terien und Methoden sowie unter stärkerer Einbeziehung von
Fachgutachtern vorgenommen wird.

(2) rn der Vergangenheit war die relativ geringe Beteiri-
gung deutscher Forschungseinrichtungen, namentlich der
Hochschulen, an EG-Prograrnmen auch auf rnformations- und
Koordinationsdefizite und - durch diese zum Teil bedingt
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auf Motivationsdefizite vieler Wissenschaftler zurückzufüh-
ren. Zu den beteiligungshemmenden Faktoren zählten und
zählen auf deutscher Seite unter anderem:

Probleme der Informationsvermittlung oder Informationsbe-
schaffung für Hochschullehrer. Bis in die Gegenwart er-
weist es sj-ch für in EG-Projekten unerfahrene Wissen-
schaftler als sehr schwierig, rechtzeitig, gezielt und
themenspezifisch an wichtige Informationen zu gelangen.
Auf deutscher Seite standen in der Vergangenheit nur
dezentrale Informationsangebote mit unterschiedlicher
Leistungsfähigkeit zur Verfügung. 1 >

- Vorbehalte gegenüber dem Verfahren und dem zu erwartenden
Ertrag. Initiativen zur Beteiligung an EG-Projekten sind
mit Kontaktaufnahmen mi-t ausländischen und/oder industri-
ellen Partnern verbundenl sie erfordern ein hohes MaB an
Sprachkompetenz und Organisationsbereitschaft .

Für jedes EG-Programm (mit Ausnahme gegenwärtig noch
des Programms Human Capital) und auch für einzelne
Programmteile gibt es, vom BMFT organisiert, einen
fachspezifischen Ansprechpartner, der häufig bei einer
GroBforschungseinrichtung angesiedelt ist. Diese fach-
spezifischen Ansprechpartner haben die Aufgabe, Infor-
mationen unmittelbar an die Endabnehmer ztJ leiten. Sie
übermitteln nicht nur die amtl-ichen Veröffentlichungen,
sondern auch Informationen im Vorfeld, zu denen sie
deswegen besonderen Zugang haben, weil sie in der Regel
Mitglieder der jeweiligen Programmausschüsse der EG-
Kommission sind, in denen Arbeitsprogramme und Einzel-
anträge beraten werden.

l-)
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Die vergleichsweise hohe Ablehnungsquote in Verbindung
mit dem organisatorischen Aufwand hä1t viele Wissen-
schaftler von der Antragstellung ab. Gründe für die Ab-
lehnung von Projekten werden nicht ausreichend und nach-
vorlziehbar dargelegt. Daher unterbl-eiben oftmals verbes-
serte Nachfolgeanträge .

vor dem Hintergrund dieser Entwickl-ung begrüBt der lvissen-
schaftsrat die Gründung des Verej_ns zur Förderung europä-
ischer und internationaler wissenschaftlicher Zusammenar-
beit (im Juni l-990). Dieser Verein ist Träger der Koordi-
nierungssterl-e der wissenschaftsorganisationen . zu seinen
vordringlichen Aufgaben zähLen Information und Beratung

interessiert.er Forscher und rnstitutionen über laufende
und geplante Programme,

interessierter Forscher und rnstitutionen über die lr{ög-
lichkeiten ihrer Beteiligung an den programmen der Euro-
päischen Gemeinschaf t,

- der zuständigen Stellen bei der Vorbereitung und Durch-
führung der Förderprogramme.

Damit der Verein sein Ziel emeichen kann, der Wissenschaft
in Hochschulen und auBeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen die Möglichkeiten aus den Förderungsprogrammen der
Europäischen Gemeinschaft zu erschlieBen, ist eine Koordi-
nierungsstelle mit Büros in Brüsse1 und Bonn eingerichtet
worden. Angesichts der schwierigen und sehr umfassenden
Aufgaben, die dieser Koordinierungsstelle speziell dem

Büro in Brüssel - bei einer angemessenen lriahrnehmung der
Interessen der deutschen Forschung obliegen, empfiehlt der
ttissenschaftsrat, die vorgesehene Ausstattung mit Stellen
(nach dem Beispiel der Niederlande) deutlich zu erhöhen und



98

insbesondere die stel1e des Leiters angemessen zu dotieren.
AuBerdem sollten Bund und Länder sich darum bemühen, die
Koordinierungsstelle möglichst bald in das Netz deutscher
Vertretungen zu integrieren.

Die Leistungen der zentralen Koordinierungssterre müssen
mit dezentralen rnformationsangeboten verbunden und koordi-
niert werden. Die Hochschurrektorenkonferenz (HRK) hat den
Aufbau solcher Informationsnetze angeregt. Sie sind inzwi-
schen in einigen Ländern aufgebaut worden.

(3) Entgegen verbreiteten Vorstellungen sind die Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Mitgliedsstaaten der Europäischen
Gemeinschaft in den Ausschüssen für FuT-Angelegenheiten
durchaus gegeben (die Länder benennen und entsenden vertre-
ter) r so daB der zuständigen Generaldirektion kein "Mono-
pol" in der Auswahl- und Definition der Forschungsschwer-
punkte zukommt. Die damit verbundenen Chancen sind in der
Bundesrepublik Deutschrand noch nicht in hinreichendem MaBe

wahrgenommen worden. Deshal-b sollten mit Hilfe der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft Fachwissenschaftler bzw. Fach-
gutachter für die zu besetzenden Ausschüsse gewonnen wer-
den. Diese Repräsentanten sollten mit gröBeren Vollmachten
(vor arlem bei Abstimmungen innerhalb der Ausschüsse) durch
die sie entsendenden Organisationen ausgestattet werden.

c) Zur weiteren Entwicklung der europäischen FuT-Förderung

lvlit den Maastrichter Beschlüssen werden die Kompetenzen der
Gemeinschaft im Bereich der Forschung ausgeweitet. Neben
der technologischen, industriebezog'enen Forschung bezieht
sich die Forschungsförderung der Europäischen Gemeinschaft
nunmehr auch auf andere Vorhaben, die aufgrund anderer
Kapitel des EWG-vertrags gefördert werden so1len. Artikel
130 f Et'7G-Vertrag wurde dahingehend ergärtzt, daB die Ge-
meinschaft auch zum Ziel- hat, "al-le ForschungsmaBnahmen zv
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unterstützen, die aufgrund anderer Kapitel dieses Vertrages
für erforderlich gehalten werden". Darüber hinaus wurde der
Bereich "Förderung der Forschung und der technologischen
Entwicklunsl" in den Katalog der Tätigkeiten und Aufgaben
der Gemeinschaft gemäB Artikel 3 m in Verbindung mit dem

ebenfalls neu gefaBten Artikel 2 EtlG-Vertrag aufgenommen.
Der Spielraum der gemeinschaftl-ichen Forschungs- und Tech-
nologiepolitik wird durch die neuen Regelungen maBgeblich
erweitert. Der AufEabenbereich "Forschung" ist umfassend,
unterscheidet nicht zwischen Grundlagenforschutrg, angewand-
ter Forschung und Entwicklung und bezieht Forschungsaktivi-
täten an allen Einrichtungen, d.h. auch an den Hochschulen,
ein. Hinzu kommt die schon im geltenden Vertragstext veran-
kerte Aufgabe der "Koordinierung" der nationalen For-
schungspolitiken, die bisher kaum wahrgenommen wurde, aber
vor dem Hintergrund der neuen EntwickLungen dynamisch ge-
nutzt wird.

Die Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen Forschungs-
politik auf der Grundlage der Beschlüsse von Maastricht
zielt vorrangig auf die Förderung des Zusammenwachsens des
gemeinsamen Europas und die Stärkung der I'Iettbewerbsfähig-
keit der Gemeinschaft im international-en Rahmen.a)
Sie muB die nationalen Anstrengungen im gemeinsamen Inter-
esse unterstützen und fördern, darf aber nicht zu einer
Beeinträchtigung gewachsener und bewährter Strukturen der
Forschung und der Forschungsfördörung in den Mitgliedstaa-
ten seLbst führen. Wissenschaftsfreiheit, wissenschaftli-
cher Ttettbewerb und die Sel-bstverwaltung der Wissenschaft
sind soweit wie irgend mögIich z1r stärken.

Vgl. dazu: Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung (Hrsg. ): Denkschrift der Bundesregierung zu den
Maastrichter Beschlüssen. Bul-letin der Bundesregierung
vom 12. Februar L992; Ständige Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland
(KMK): Stellungnahme zu den Ergebnissen von Maastricht.
Bonn, 4. Februar L992.

1)
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Der 9tissenschaftsrat bittet die verantwortrichen in Bund
und Ländern, im Rahmen der Mitwirkung der Bundesrepublik
Deutschrand bei der Gestaltung der Forschungspolitik auf
Gemeinschaftsebene dazu beizutragenr dap

schwerpunkte der Forschungsförderung gebildet werden, bei
denen das "europäische prus" eindeutig ist und eine ver-
gleichbare wirkung durch nationare Forschungsförderung
nicht errej-cht werden kann,

- das Subsidiaritätsprinzip strikt beachtet wird,

- der schwerpunkt der Förderung der Forschung im Bereich
der ttirtschaft und wirtschaftsnahen Forschung, in der
Förderung von verbundprojekten, der Mobitität und in der
Förderung des Erfahrungsaustauschs liegt,

- das Kohäsionsprinzip nicht für die Forschungsporitik auf
der Grundlage der Artiker 130 f bestimmend wird, sondern
daB die hervorragende wissenschaftliche euarität bei der
Projektförderung mapgebend ist, Kohäsionsziele hingegen
vorrangig im Rahmen des Kohäsionsfonds verwirkricht wer-
den,

- bei der Durchführung der programme soweit wie irgend
mögIich nationale strukturen berücksichtigt und genutzt
werden.

Der wissenschaftsrat bittet die Bundesregierung und die
deutschen vertreter bei der Europäischen Gemeinschaft fer-
ner, darauf hinzuwirken, dap bei der Entwickl-ung von pro-
grammen auf Gemeinschaftsebene frühzeitig wissenschaftli-
cher Fachverstand in einem transparenten verfahren einbezo-
gen wird, die Programmentwicklung und -durchführung verwal-
tungsökonomisch gehandhabt und eine wissenschaftriche
Evaluation der Programme sichergestellt wird.
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Der Wissenschaftsrat häl-t es für erforderlich, im Rahmen

der innerdeutschen Meinungsbildung in Angelegenheiten euro-
päischer FUT-Pol-itik dem Plural-ismus der forschungspoliti-
schen Verantwortungsträger Rechnung zu tragen und auch die
in den groBen V'Iissenschaftsorganisationen vorhandene Fach-
kompetenz einzubeziehen. Er ist dazu bereit, in einer
eigens für Fragen der konzeptionellen Weiterentwicklung
europäischer FuT-Politik einzurichtenden Arbeitsgruppe die
innerdeutsche Meinungsbildung zu unterstützen.

Unbeschadet der durch die Maastrichter Beschlüsse gegebenen

umfassenden Zuständigkeit der Gemeinschaft im Rahmen der
Forschungsförderung hält es der Wissenschaftsrat für drin-
gend geboten, auch innerstaatlich die finanziellen Anstren-
gungen zur Forschungsförderung zu verstärken. Sowenig durch
die Maastrichter Beschlüsse eine Verlagerung von nationalen
Zuständigkeiten der Forschungsförderung auf Gemeinschafts-
ebene erfolgt ist, sowenig dürfen mit dem Verweis auf ge-
meinschaftliche Förderprogramme nationale FördermaBnahmen
eingeschränkt werden.

IV.2. Zur Förderung der Grundlagenforschung in Europa

Grenzüberschreitende, bi- oder multinationale Kooperationen
in der Forschung können sich für die Beteiligten als sehr
ertragreich erweisen. Voraussetzung derartiger Kooperati-
onsbeziehungen in der Forschung sind leistungsfähige ttis-
senschaftssysteme und stabile Förderungsstrukturen (oder
gezielte Hilfen zu deren Aufbau) in den beteiligten Staa-
ten. So gilt die Förderung der Grundlagenforschung tradi-
tionell teils a1s nationale, teils als regionale Aufgabe,
weil sie unter anderem

eng mit der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
in den nationalen Bildungs- und Ausbildungssystemen ver-
bunden ist,
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neben MaBstäben, die überall in der ttelt gelten, auch den
für das jeweilige Land spezifischen Kriterien genügen muB

und

innerhalb der nationalen und regionalen wissenschaftstra-
ditionen und ttissenschaftskulturen einen besonderen Wert
darstellt.

rn der Bundesrepublik Deutschland wird die Grundragenfor-
schung über die vorhandenen Kapazitäten an den universitä-
ten und auBeruniversitären Forschungseinrichtungen hinaus
vor al-lem durch erhebliche Zuwendungen der Deutschen For-
schungsgemeinschaft an qualifizierte vtissenschaftrer geför-
dert. sowohl die universitäten als auch die auperuniversi-
tären Forschungseinrichtungen unterhalten vielfältige und
wertvolle internationale Kontakte in der Grundlagenfor-
schung.

Ein Zusammenwachsen in Europa darf nicht zu einem Nachlas-
sen der materiellen Anstrengungen zur Förderung der Grund-
Iagenforschung und der Infrastruktur der Hochschul- und
Forschungseinrichtungen in der Bundesrepubrik Deutschland
selbst führen; dies auch deswegen nicht, weil sich inter-
oder supranationale forschungspolitische zusammenschl-üsse
in der Regel auf eine selektive Forschungsförderung konzen-
trieren. ohne angemessene spielräume für Forschungsvorha-
ben, die vom einzelnen Wissenschaftler oder von T,Iissen-
schaftlergruppen sel-bst initiiert werden, wird die interna-
tionale Kooperations- und Konkurrenzfähigkeit der deutschen
Grundlagenforschung gefährdet. Nachdem in den alten Ländern
bereits in den 8Oer Jahren die Forschungsförderung durch
steti-ge Zunahme der Förderungsanträge bei gleichzeitig
immer spürbarer werdender Verknappung der verfügbaren Mit-
teI gekennzeichnet war, häIt der l{issenschaftsrat es nicht
für vertretbar, daß z.B. die Bewilligungsquote (d.h. der
bewilligte Prozentanteil an der Antragssumme) der Deutschen
Forschungsgemeinschaft, die in den 60er und 7Oer Jahren
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stets über 60 t 1ag und angesichts der Qualität der Anträge
auch weiterhin um 60 I liegen müßte, unter 50 % absinkt
(wie dies bereits l-991 der FalI war). Es mup weiterhin
möglich sein, sowohl in der projektbezogenen aIs auch in
der institutionell-en Forschungsförderung innerhalb Deutsch-
lands neue Initiativen bilden zu können.

InternationaLe Kooperationen in der Forschung bestehen seit
geraumer Zeit im Bereich der Grundlagenforschung mit GroB-
geräten. Ferner haben die bereits beschriebenen, mannigfal-
tigen Formen der bi- und mul-tilateralen Zusammenarbeit in
viel-en Bereichen der Grundlagenforschung (zum Beispiel
Erdwissenschaften, Medizin, Sozialwissenschaften, UmweJ-t-

forschung) zunehmend an Bedeutung gewonnen.

Auf europäischer Ebene werden gemeinsame Vorhaben und Ein-
richtungen der Grundlagenforschung sowohl in verschiedenen
Organisationen wie CERN, EMBL, ESO, ESRF und fLL al-s auch
durch die European Science Foundation (ESF) gefördert und
koordiniert, eine Einrichtung, die getragen von 59 natio-
nalen Forschungsförderungsorganisationen in 2L Ländern
deutlich über den heutigen Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft hinausweist.

Die Förderung der Grundlagenforschung bl-eibt zwar grund-
sätzlich weiterhin eine nationale Aufgabe. Für diejenigen
Vorhaben, die sich für eine europäische Zusammenarbeit
eignen, empfiehlt der Wissenschaftsrat jedoch die Errich-
tung einer geeigneten Förderinstitution der europäischen
ttissenschaft, die wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft
nach den Prinzipien der Autonomie, der Selbstverwaltung und
der wissenschaftlichen Qua1itätsprüfung (mittels eines
Fachgutachtersystems) strukturiert ist. Sie muB ferner
folgenden Anforderungen Rechnung tragen:
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Ziel-e und Au:Eqerben: Es sollten Forschungsvorhaben und
Forschungsprojekte gefördert werden, die von ltissen-
schaftrern in Europa initiiert und nach wissenschaftli-
chen MaBstäben begutachtet worden sind. Ein wesentlicher
Gesichtspunkt der Beurteilung muB darin bestehen zu prü-
fen, ob die Bearbeitung der vorhaben aufgrund ihrer wis-
senschaftlichen Fragestellung und der zu bewältigenden
Aufgaben im europäischen, ggf. internationalen verbund
erforderlich ist. Dies betrifft nicht nur die häufig
anzutreffenden apparativen Ausstattungsprobleme in den
natur- und ingenieurwissenschaftlichen Fächern (GroBgerä-
te und GroBvorhaben), sondern auch diejenige Forschuog,
deren Gegenstand eine grenzüberschreitende zusammenarbeit
und eine entsprechende organisation notwendig machen im
geistes- und sozialwissenschaftlichen Bereich etwa die
systematisch-vergleichende Forschung. Auch die Förderung
der Grundlagenforschung in Europa muB sich mithin vom
Prinzip der subsidiarität leiten lassen: GegensLände der
Förderung solrten nur die wissenschaftlichen Themen und
Aufgabenstellungen sein, die j-m national-en Rahmen nicht
oder nur wesentlich schlechter erforscht werden können.
Damit kommen a1s Aufgaben insbesondere in Betracht:

o die unterstützung der Zusammenarbeit von Forschungsein-
richtungen und Hochschuren innerharb der Gemeinschaft,

o die Anregung und unterstützung von Forschungsprojekten
im europäischen Yerbund, die aufgrund ihrer wissen-
schaftlichen Thematik und Methodik im europäischen,
gqf. internationalen verbund durchgeführt werden müs-
sen,

o die unterstützung von Euro-Konferenzen ( "GoRDoN-Konfe-
renzen", vgf. S. B3 ) ,

o di-e unterstützung und Förderung fachthematisch ausge-
richteter internationarer Begegnungs- und Forschungs-
zentren,
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o die unterstützung' und Förderung von Kooperationsnetzen
von besonders herausragenden Forschungseinrichtungen im
Rahmen systematischer und projektbezogener Zusammenar-
beit,

o die Förderung der Mobilität von Wissenschaftlern.

Proiektorientierte Förderung: Hier kommt es darauf ä[r
bestehende, herausragende Einrichtungen innerhalb und
auperhalb der Hochschulen mit Forschern und Forschergrup-
pen in Europa zu 'vernetz€D', d.h. eine systematische und
projektbezogene Zusamrnenarbeit zn fördern (vgl. Kapitel
A.fV., B.II. und B.III. ). Die materiell_e Förderung kann
bei einem solchen Modell allerdings nicht in der Hand
einer supranationalen Fördereinrichtung allein liegen.

Zur institutionellen Förderung: Bei einer hTeiterentwick-
lung der Forschungsförderung in Europa, sowohl im natur-
und ingenieurwissenschaftlichen als auch im geistes- und
sozialwissenschaftlichen Bereich, besteht gegenwärtig
kein Bedarf an der Neugründung groBer Forschungseinrich-
tungen, die zudem meist auBeruniversitär angesiedelt
wären. Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über ein
differenziertes Forschungssystem, das eine ausgeprägte
und hinreichende Förderung auBeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen erlaubtl ) .

VgI. dazu Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammen-
arbeit von Gropforschungseinrichtungen und Hochschulen,
Köln l-991.

r-)
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Aufgrund der struktur und Arbeitsweise einer solchen euro-
päischen Förderinstitution (Selbstverwaltung der Wissen-
schaft) und des charakters der zt fördernden Forschungsvor-
haben (Grundlagenforschung) kommt die Europäischen Gemein-
schaft mit ihrer prograrunorientierten Administration und
ihrer technorogie- und industriepolitischen Ausrichtung für
die Wahrnehmung dieser Aufgaben nicht in Betracht.

Der Wissenschaftsrat weist darauf hin, daF in der jüngeren
Vergangenheit in Einzelfällen erfolgreiche Impulse zur
Förderung der europäischen Grundlagenforschung von der
European Science Foundation ausgegangen sind. Zu nennen
sind vor allem die Euro-Konferenzen (nach dem vorbild der
amerikanischen Gordon-Konferenzen). Die Mittel für diese
MaBnahme wurden der ESF teil-weise von der Europäischen
Gemeinschaft zur Verfügung gesteIlt.

Die ESF ist dem Prinzip der selbstverwaltung und serbstre-
gulation der Ttissenschaft - das auch der Deutschen For-
schungsgemeinschaft zugrundeliegt - verpf,J-ichtet. Daher
eignet sie sich grundsätztich für die übernahme der be-
schriebenen Aufgaben der Förderung der GrundlaEenforschung
in Europa. Um die European Science Foundation zu einer
europäischen F orschungsförderungsorganisation weiterentwik-
keln zu können, müBten nach AuffassunE des [tissenschafLsra-
tes jedoch vor einer entsprechenden Alimentierung min-
destens folgende Voraussetzungen geschaffen werden:

Die innere Struktur der European Science Foundation
müBte dem zu erweiternden Aufgabenbereich angepaBt wer-
den. rn erster Linie müpten die Entscheidungsstrukturen
im Rahmen dieser Einrichtung gestrafft, die Verfahren
den Förderungsaufgaben angepapt und die Abhängigkeit der
ESF von deri nationalen Einrichtungen bzw. den sie tra-
genden Mitgliedsorganisationen auch in finanzieller
Hinsicht gemindert werden, zumal diese sehr unterschied-
lich verfaBt sind.
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Die ESF sollte unabhängig von den Beiträgen ihrer Mit-
glieder finanzielf angemessen ausgestattet, d.h. mit
deutLich höheren Förderungsmitteln a1s in der Vergangen-
heit versehen werden.

Die Mittelvergabe müBte autonom (d.h. im Sinne der
Selbstverwaltung der Wissenschaft und nicht programmge-
bunden im Sinne der FuT-Politik der EG) erfolgen können.
Dazu wäre es notwendig, ein unabhängiges, europäisches
Fachgutachtersystem auf zubauen .
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c. Zusammenfassung

Die ttissenschaftsbeziehungen der Bundesrepublik Deutschland
weisen ein hohes MaB an internationarer verfrechtung auf.
Dies ist zu begrüFen. Die zusammenarbeit in vielen Berei-
chen der internationalen T'Iissenschaftsbeziehungen sollte
aber in Anbetracht der politischen veränderungen in Europa
(europäische rntegration, gesamteuropäische zusammenarbeit)
und der weltweit auftretenden wissenschafts- und wirt-
schaftspolitischen sowie ökologischen Herausforderungen
intensiviert werden. voraussetzung dafür sind verstärkte
Kooperationsbemühungen zwischen den Einrichtungen für llis-
senschaft und Forschung, eine erhöhte Mobilitätsbereit-
schaft der vtissenschaftler, des wissenschaftlichen Nach-
wuchses und der studenten sowie ein Ausbau der FördermaB-
nahmen der Bundesregierung und der Länder.

(1) Lehre und Studium

Unerläpliche Voraussetzung für eine Intensivierung des
multilateralen studentenaustauschs ist die weitere schaf-
fung von Wohnheimplätzen für deutsche und ausländische
Studenten.

a) Auslandsstudium

Die zahl von studienaufenthalten deutscher studenten an
ausländischen Hochschulen ist zu niedrig. Die Attraktivität
und Bedeutung eines Ausrandsstudiums sollte den studenten
in noch stärkerem Mape bewupt gemacht werd.en. Folgende
Förderinstrumente haben sich bewährt und sollten der Nach-
frage quarifizierter Bewerber und/oder Austauschprogramme
entsprechend ausgebaut werden:

stipendien für individuell organisierte studienaufent-
halte ,
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Auslandsstudienprogramme (vor allem das IAS des DAAD)

und Mobilitätsprogramme der Europäischen Gemeinschaft
( ERASMUS; TEMPUS, COI{ETT ) .

An Fachhochschulen soLlten Akademische Auslandsämter er-
richtet werden. Kleinere Fachhochschulen in Universitäts-
städten sollten bereits bestehende Einrichtungen an den
Universitäten mitnutzen können.

b) Ausländerstudium

Eine Ausbildung an deutschen Hochschulen im Rahmen eines
Teilstudiums oder eines Vollstudiums sollte interessier-
ten und qualifizierten ausländischen Bewerbern offenstehen.
Deshalb muB der lvlangel an Vtohnheimplätzen so schnell wie
möglich beseitigt werden . Zu diesem Zweck sol-l-ten die Kapa-
zitäten der "Europa-Häuser" stärker genutzt und auf einen
internationalen Einzugsbereich ausgedehnt werden. Zur Ver-
besserung der Bedingungen des Ausländerstudiums zählen
ferner

die Erweiterung eines differenzierten Stipendienangebots
(spezieI1 für Studenten aus osteuropäischen Ländern und
Entwicklungsländern) durch deutsche Förderorganisatio-
nen;

im Vorfeld des Studiums an einer deutschen Hochschule:

o eine offensivere und intensivere Information und
Beratung der Studierwilligen durch deutsche Einrich-
tungen im In- und Ausland;

o der Ausbau der Möglichkeiten zum Erwerb deutscher
Sprachkenntnisse in den Heimatländern;

o der Abbau vom Hemmnissen bei den Einreise- und Auf-
enthaltsmodalitäten für ausländische Studenten;
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während des studiums in der Bundesrepublik Deutschrand:

o eine intensive und gezielte Studienberatung und so-
ziale Betreuung durch akademische und studentische
Tutoren;

ein angemessenes Angebot von Möglichkeiten zum Erwerb
und zur Vertiefung deutscher Sprachkenntnisse;

studienbegleitende MaBnahmen der Reintegration für
Studenten aus Entwicklungsländerni

nach Abschlup des Studienganges: eine kontinuierliche
und gezielte Nachbetreuung von Studenten und Stipendia-
ten aus Entwicklungsländern.

c) Internationalisierung von Studieninhalten und Anerken-
nung von Studienleistungen und Studienabschlüssen.

Eine "Internationalisierung von Studieninhalten" ist mit
dem universellen Charakter von V,Ii-ssenschaft immer schon
gegeben. Eine besondere Chance eröffnet sich in den gei-
stes- und soziarwissenschaftlichen Fächern durch die zunah-
me ausrands- und europabezogener, komparatistischer For-
schung, deren Ergebnisse unmittelbar in die Lehre ein-
f lieBen soIlten.

Die Praxis der Anerkennung von studienzeiten, studienrei-
stungen und studienabschlüssen, die deutsche studenten im
Ausland und ausl-ändische studenten in Deutschland erbracht
bzw. erworben haben, muF im rn- und Ausland verbessert
werden.

(2) Hochschulkooperationen

Die Länder sol-Iten prüfen, in welcher weise sie die Förde-
rung der vielfältigen Kontakte zwischen deutschen und aus-
ländischen Hochschuren leistungsbezogen intensivieren kön-
nen. Dazu zählen insbesondere
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individuel-1e Kooperationen zwischen Hochschulen, einzel-
nen Fachbereichen oder Instituten in den Bereichen For-
schung und Lehre und

grenzüberschreitende Hochschulpartnerschaften mit konti-
nuierlichen, gemeinsamen Forschungsprojekten, Studien-
gängen und Austauschprogrammen.

(3) Wissenschaftliches Personal

a ) !'Iissenschaf tlicher Nachwuchs

Die Anforderungen an die internationale Erfahrung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses steigen. Zur Förderung jüngerer
Wissenschaftler sollten - der qualifizierten Nachfrage
entsprechend - Mittel für differenzierte Angebote zur Ver-
fügung gestellt werden:

Förderung von kurzfristigen internationalen Begegnungen
(Intensivkurse, Sommerschulenr "Europäische Studienwo-
chen"; hierzu zählen auch die von der Europäischen Ge-
meinschaft unterstützten "Eurokonferenzen" nach dem

Vorbild der amerikanischen Gordonkonferenzen) .

Förderung von längerfristigen Aufenthalten an besonders
geeigneten Forschungseinrichtungen im Ausland. Diese
Stipendien haben sich insbesondere in Verbindung mit
Reintegrationsstipendien und einem Tutor-System (2.8. im
Feodor-L1men-Prograflrm der AvH) bewährt.

b) Deutsche und ausländische Vtissenschaftler

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die Förderung von For-
schungsaufenthalten deutscher Vtissenschaftler zu intensi-
vieren. Besondere Aufmerksamkeit verdient die Förderung von
Auslandskontakten zu und Auslandsaufenthalten in For-
schungs- und HochschuLeinrichtungen in Osteuropa und in
Entwicklungsländern .
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Um die wachsende Nachfrage ausländischer, insbesondere
osteuropäischer Wissenschaftler nach Aufenthalten in Hoch-
schulen oder Forschungseinrichtungen in der Bundesrepublik
Deutschland befriedigen zu können, sollten folgende Förder-
maBnahmen weiterentwickelt und ausgebaut werden:

Gastprofessuren,

Errichtung weiterer Internationaler Begegnungszentren,

Gewährung von Rückkehranreizen und Pflege der Nachkon-
takte,

Vergabe von Forschungspreisen für ertragreiche Koopera-
tionen zwischen ausländischen und deutschen ttissen-
schaftlern (durch AvH, MPG),

Stipendienvergabe an osteuropäische Wissenschaftler
(durch DAAD, AvH),

projektorientierte Austauschprogranrme nach dem Vorbild
PROCOPE.

(4 ) Forschung

a) Die forschungs- und technologiepolitischen ZieLe der
Europäischen Gemeinschaft und von EUREKA verdienen Unter-
stützung. Universitäre und auBeruniversitäre Forschungsein-
richtungen der Bundesrepublik Deutschland, die dem Aufga-
benspektrum anwendungsorientierter Forschung entsprechen,
sorrten sich in vermehrtem Mape an einschlägigen programmen

der Europäischen Gemeinschaft beteiligen bzw. projekte im
Rahmen von EUREKA initiieren.

Die Bedingungen für Kooperationen deutscher Einrichtungen
mit europäischen Partnern in Wissenschaft und Industrie
sollten verbessert werden. Der Wissenschaftsrat
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fordert die Bundesregierung und deutschen Vertreter bei
der Europäischen Gemeinschaft auf, darauf hinzuwirken,
dap bestehende Hemmnisse im Bereich der Antragsverfahren
beseitigt werden;

begrüpt die Gründung des Vereins zur Förderung europä-
ischer und internationaler wissenschaftricher zusammen-
arbeit und empfiehlt, vor al1em das Brüsseler Büro der
von ihm eingerichteten Koordinierungsstel_Ie personell
und materiell zu stärken.

Die Mitwirkungsmöglichkeiten der Bundesrepublik Deutschland
bei der Auswahl- und Gestaltung der Forschungs- und Techno-
logieprograilme der Europäischen Gemeinschaft sind noch
nicht hinreichend ausgeschöpft. rn zukunft soIlte sicherge-
stellt werden, daß die Ausschüsse zur Vorbereitung neuer
Programme auch mit fachrich geeigneten wissenschaftlern
besetzt werden. Diese sollten mit Hilfe der groBen lrlissen-
schaftsorganisationen gewonnen und mit für die Arbeit in
den Ausschüssen notwendigen - Vollmachten ausgestattet
werden.

b) Die Förderung der Grundlagenforschung in Europa sollte
weiterentwickelt werden. Ein Zusammenwachsen in Europa darf
allerdings nicht zu einem Nachlassen bzw. z! Kürzungen der
materiellen Anstrengungen zur institutionellen und projekt-
bezogenen Förderung der Grundlagenforschung in der Bundes-
republik Deutschl-and führen.

Für einen Ausbau der Förderung der Grundlagenforschung in
Europa bedarf es adäquater Mechanismen und zusätzlicher
Mittel, die von den Mitgliedstaaten und von der EG-Kommis-
sion zur Verf ügung gestellt werden sol-l-ten. Der Wissen-
schaftsrat empfiehlt die Errichtung bzw. den Ausbau einer
geeigneten europäischen Institution, die dem Prinzip der
Selbstverwaltung der ttissenschaft verpflichtet und entspre-
chend organisiert sein muß. Für die Vtahrnehmung entspre-
chender Aufgaben erscheint die European Science Foundation
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(ESF') grundsätzlich geeignet; sie hätte allerdings eine
Reihe - von im einzelnen ausgeführten Bedingungen z§

erfüllen (vgl. Kap. B.IV.2.).
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